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RUBRIKVORWORT

Wenn Berlin die ideale Stadt wäre, wie würde es dann  
aussehen? Es wäre ein weltoffener Ort, an dem sich 
Menschen aller Kulturen und Nationalitäten  will-

kommen fühlen. Es wäre auch eine soziale Stadt, die aus-
reichend Angebote für Menschen mit verschiedenen Bedürf-
nissen bereithält. Barrierefrei müsste die Stadt sein, mit einer 
Infrastruktur, die gut zugänglich ist für Ältere und Menschen 
mit Behinderung. Sie müsste genügend Angebote für Kinder 
und Familien haben, die mit dem zunehmenden Bedarf mit-
wachsen. Eine Stadt, die Arbeitslosigkeit und Armut nicht 
nur alimentiert, sondern bekämpft, und damit schon in der 
Schule anfängt. Eine Stadt, in der es nicht nur Privatschulen 
für Begüterte gibt, sondern in der auch Geringverdiener wäh-
len können, auf welche Schule ihre Kinder gehen. Soziale Or-
ganisationen, Politik, Verwaltung und Bürger würden Hand 
in Hand arbeiten, um all das zu ermöglichen.

Auch wenn die meisten gern im »echten« Berlin leben, ein 
idealer Ort ist es nicht, den gibt es auch nirgends. Wozu auch 
wären wir dann alle da? Deshalb ist es gut, Visionen und Vor-
stellungen für ein ideales Berlin zu haben, denn sie funktio-
nieren wie Leitlinien für unsere Arbeit. Unsere Mitglieder set-
zen sich mit ihren Angeboten dafür ein, die Stadt noch besser 
und sozialer zu machen. Für diesen Rundbrief haben wir des-
halb Organisationen aus den unterschiedlichsten Bereichen 
gefragt: Was für eine Stadt wünschen wir uns? Wie kann Ber-
lin sozial bleiben? Wie tragen der Paritätische Wohlfahrtsver-
band Berlin und seine Mitglieder dazu bei, dass Berlin eine 
Stadt für alle bleibt? Welche Konzepte und Ideen braucht es? 
Die Antworten, die wir bekommen haben, sind vielfältig und 
faszinierend.

Soziale Angebote, die in der Nachbarschaft verankert und 
gut vernetzt sind, sollen die soziale Landschaft bestimmen. 
Anwohnerinnen und Anwohner, die selbst aktiv werden, die 
sich für sich und ihre Nachbarn im Kiez einsetzen – das hat 
Zukunft. Die Aufgabe der Verbände und sozialen Träger ist 
es, solches Engagement zu fördern und Bürgerinnen und Bür-
ger darin zu bestärken. Wichtig ist dabei, dass die Angebote 
für alle zugänglich sind und dass sprachliche und physische 
Barrieren abgebaut werden. Dafür setzen sich soziale Orga-
nisationen verstärkt mit dem Thema Inklusion auseinander 
und beteiligen Menschen mit Behinderungen aktiv an der 
Gestaltung ihrer Angebote. Hier gibt es noch viel Handlungs-
bedarf, angefangen beim öffentlichen Nahverkehr bis hin 
zum Assistenzbedarf für Angestellte mit Behinderung. Unsere 
Mitglieder sind an diesen Themen dran – aber sie brauchen 
Unterstützung.

Auch Raumknappheit ist weiterhin Thema: Während die 
Stadt weiter wächst, wird der Platz für gemeinnützige An-
gebote immer knapper. Durch diese Herausforderung sehen 
sich soziale Träger immer öfter gezwungen, ganz neue Rol-
len einzunehmen: Sie werden selbst zu Vermietern oder sogar 
Bauträgern, schaffen neue Räume für ihre Klienten. Sol-
che Veränderungen brauchen viel Unterstützung durch Be-
zirke, Politik und Anwohner. Ein Träger, der jüngst eine Kita 
in Pankow gründen und dringend benötigte Betreuungs-
plätze schaffen wollte, ist ein gutes Beispiel dafür: Das Pro-

Wem gehört die Stadt?
Die Zukunft des sozialen Berlins

jekt drohte am Widerstand der Anwohner und des Bauamts 
zu scheitern. Zum Glück ist es gelungen, öffentlich klarzu-
machen, wie wichtig diese Betreuungsplätze sind.

Es braucht viel Überzeugungskraft und Durchhaltever-
mögen, um sich für die Zukunft des sozialen Berlins einzu-
setzen. Und es braucht kreative und innovative Lösungsan-
sätze. Lesen Sie mehr darüber in diesem Rundbrief.

Ihre 

Barbara John

Barbara John ist Vorsitzende des Paritätischen Wohlfahrtsverbands Berlin.
� FOTO: DORIS SPIEKERMANN-KLAAS



Der Paritätische
Wohlfahrtsverband Berlin
in den Sozialen Medien

Den Paritätischen finden Sie auch 
auf Facebook und Twitter. Wenn 
Sie tagesaktuelle Nachrichten über 
uns und unsere Mitglieder erhalten 
möchten, laden wir Sie ein, uns zu 
liken oder zu folgen:

    ParitaetBerlin
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·· Dr. Gabriele Schlimper: Was uns bewegt
·· Anna Zagidullin und Christian Sievert:  

Referate Jugendhilfe und Jugendarbeit
·· Prävention von Obdachlosigkeit: Auftakt der Ver-

anstaltungsreihe »Paritätische Perspektiven 2018«
·· Förderprogramm KinderZukunft: Unterstützung für 

Kinder und Jugendliche 2018
·· Beratungsleistungen für Mitgliedsorganisationen 
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12 – 13	 Gesamtverband
·· Jahreskampagne »Mensch, du hast Recht« –  

70. Jubiläum Erklärung der Menschenrechte
·· Gesamtverband sieht in Koalitionsvertrag  

enttäuschendes Stückwerk

13	 Engagement
·· Fortbildung Gute Sache 2018 – erfolgreiche  
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·· LieblingsOrte-Prenzlauer Berg veröffentlicht
·· Weiterentwicklung der Stadtteilarbeit:  

Kooperationsvereinbarung in Pankow
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bezirkliche Freiwilligenagenturen
·· Berliner Freiwilligentage 2018 am 7./8. September

16	 Familie
·· Familienerholung 2018:  

soziale und kulturelle Teilhabe
·· Broschüre »Das Wechselmodell« für getrennt  

lebende Eltern
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·· Schwangerschaftskonfliktberatungsstellen be-
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·· Frauenzimmer e. V.: Multimedia-Plattform mit  
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18	 Gesundheit
·· Ratgeber: Unterstützung bei Alzheimer

18 – 21	 Jugendhilfe
·· Projekt »Interkulturelles Kochen« der LebensWelt
·· Film »FAR AWAY Litauen« über Bildungsreise  

von Independent Living
·· Kompaxx e. V.: Familienabenteuer stärkt  

Zusammenhalt in der Familie
·· Krisenarbeit mit Kindern und Jugendlichen –  

fünf Fragen an Gerd Storchmann von Neuhland

21 – 22	 Kindertagesstätten
·· »Karl braucht einen Weihnachtsbaum«: Theater-

stück mit Outlaw-Kita verbindet Jung und Alt
·· Fachkräftemangel: Hohe Abbruchquoten bei  

Erzieherausbildung

23 – 40	 Schwerpunkt: Wem gehört die Stadt?
·· Martin Hoyer: Niemanden vergessen! Umfassende 

Strategie für ein soziales Berlin
·· Dr. Joachim Rock: Start-ups und »die Wohlfahrt«
·· Fachtag »Schutzraum inklusives Wohnen –  

gemeinsam für eine soziale Wohnlandschaft«
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Vernetzung und Engagement für den Stadtteil

Schwerpunkt »Wem gehört die Stadt«
Eine Stadt für alle muss barrierefrei sein. Do-
minik Peter vom Berliner Behindertenverband 
fordert Teilhabemöglichkeiten für alle. � Seite 33

Landesgeschäftsstelle
Berlins Wohnungslosenpolitik ist Thema der 
Veranstaltungsreihe »Paritätische Perspektiven 
2018«. Auftakt war im Januar.� Seite 10
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·· Barrierefreiheit: Berliner Behindertenverband 
fordert Teilhabemöglichkeiten

·· Wohnangebote der Schwulenberatung  
ermöglichen Vielfalt und Akzeptanz

·· Praxisleitfaden: Soziale Träger in den Rollen als 
Mieter und Vermieter

·· Altern hinter Gittern: »Drehscheibe Alter«
·· Integration von Neuberlinern –  

VskA-Projekt InfoCompass
·· Freunde alter Menschen – Leben ohne  

Einsamkeit im Alter
·· Quartiersentwicklung im Chamissokiez:  

Altwerden aktiv gestalten

41	 Sport
·· Leben retten auf Berliner Gewässern:  

Veranstaltungen der DLRG im Sommer

41 – 44	 Kultur
·· 20 Jahre Sozialstiftung Köpenick –  

Bilderzyklus von Barbara Gerasch
·· 2018 – das Jahr der Vielfalt im Theater der  

Erfahrungen
·· Thema Menschen-Rechte: Projektarbeit der  

inklusiven Theatergruppe Die Grünen Bananen
·· Ausstellungseröffnung: Christian Specht –  

Zeichen setzen, 8. Mai 2018

45 – 49	 Menschen mit Behinderungen 
·· Hauptsache gesund! Wonach bemisst unsere  

Gesellschaft den Wert eines Menschen?
·· Viele Steine in den Weg gelegt: Arbeitsassistenz im 

Regenbogenhaus von FiPP e. V.
·· Mitbestimmte Neugestaltung: VIA Werkstätten  

heißen jetzt Blumenfisch
·· Digitale Erinnerung – Relaunch von  

Gedenkort-T4.eu

49	 Stiftung Parität
·· 9. Berliner Stiftungswoche »Alles im Fluss »

50	 Digitalisierung
·· Digitalisierung der Arbeitswelt – Beratungs-

förderung »unternehmensWert:Mensch plus«

51	 Migration/Flucht
·· Durch Arbeit wieder auf eigenen Beinen stehen: 

Ausbildung durch Work for Refugees

51 – 54	 Pflege
·· Entbürokratisierung: Warum wurde in der Pflege so 

viel geschrieben?
·· Buchpräsentation »Pflegedokumentation  

entbürokratisiert«
·· »Pflege spezial«: Änderungen der Qualitäts-

prüfungen in der ambulanten Pflege

54	 Suchthilfe
·· Leitfaden Prävention: Krankenkassen fördern Hilfen 

für Kinder aus Suchtfamilien

55	 Straffälligen- und Opferhilfe
·· Kooperation der Opferhilfe Berlin mit der  

Gewaltschutzambulanz der Charité

56 – 57	 Wirkungsorientierung
·· Was ist ein Kriterium für Erfolg?« Thomas Grahn, 

Albert-Schweitzer-Kinderdorf Berlin e. V.
·· Infoveranstaltung Weiterbildung »Wirkungs-

management«

58	 Wettbewerbe und Förderpreise
59	 Fachgruppen und Arbeitskreise
59	 Paritätische Akademie Berlin
61	 Service
62	 Stellenportal: ParitätJob.de
64	 Paritätisches Personalforum
65	 Paritätisches Bildungswerk Brandenburg
66	 Telefonverzeichnis

HERZLICH WILLKOMMEN!

Neuaufnahme von Mitgliedern 
im Paritätischen Berlin

Arbeitskreis der Pankreatekto-
mierten e. V.
c/o Frau Barbara Hübenthal
Husstraße 149, 12489 Berlin
Tel.: 030 67 89 26 03
Fax: 030 67 89 26 02
E-Mail: barbara.huebenthal@arcor.de
www.adp-bonn.de

Träger: Christophorus Pflege Ha-
velhöhe gGmbH
Kladower Damm 289, 14089 Berlin
Tel.: 030 209 67 50
Fax: 030 209 67 53 90
E-Mail: mail@christophorus-pflege.de
www.christophorus-pflege.de

VIA LIGHT Association. Euro-
päisches Pädagogikum für 
Förderung der mehrsprachigen 
Bildung e. V.
Friedrichstraße 176-179, 10117 
Berlin
Tel.: 030 20 45 21 23
Fax: 030 28 50 98 23
E-Mail: projekte@vialight.eu

SozialBeratung e. V.
c/o Herrn Friedmut Dreher
Koburger Straße 12, 10825 Berlin
Tel.: 030 782 93 07
Fax: 030 91 90 87 21
E-Mail: post@sozialberatung.org

Menschen helfen menschen in 
und um Berlin e. V.
Wollankstraße 58-60, 13359 Berlin
Tel.: 030 35 12 39 10
Fax: 030 62 20 34 32
E-Mail: buero@mhm-berlin.de
www.mhm-berlin.de

Bürger aktiv – Paritätische Ge-
sellschaft zur Förderung von 
Bürgerengagement gGmbH
Brandenburgische Straße 80, 10713 
Berlin
Tel.: 030 86 00 10
Fax: 030 86 00 12 40
E-Mail:  
adler-goerick@paritaet-berlin.de

Straffälligen- und Opferhilfe
Beim Theaterprojekt »Der Fallschirm« haben 
sich die »Grünen Bananen« mit dem Thema 
Menschenrechte auseinandergesetzt. � Seite 55

Menschen mit Behinderungen
Sozialpädagogin Annika Stobernack arbeitet mit 
Assistenz im Regenbogenhaus von FiPP e. V. – 
das war ein langer Weg. � Seite 46
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LANDESGESCHÄFSSTELLE

Im Januar konnten wir einer ganz be-
sonderen Frau gratulieren: Unsere 
Vorstandsvorsitzende Prof. Bar-

bara John hat ihren 80. Geburtstag ge-
feiert. Barbara John ist ein Glücksfall 
für den Paritätischen Berlin. Mit ihrer 
kompetenten und zupackenden Art 
führt sie unseren Verband in hervor-
ragender Weise. Besonders schätzen wir 
ihr grundsätzliches Mitgefühl, ihre Be-
scheidenheit und ihren hohen Sachver-
stand in sozialen Fragen. Barbara John 
benennt Probleme klar und bietet prag-
matische Lösungen. Sie führt Menschen 
zusammen und engagiert sich für ein 
soziales Berlin. Wir danken ihr herzlich 
für ihre Arbeit und wünschen uns, dass 
sie uns und die Stadt noch lange mit 
ihren visionären Ideen bereichert.

Ebenfalls im Januar ist die neu ge-
staltete Webseite Gedenkort-T4.eu  on-
line gegangen. Die Seite erinnert an die 
300.000 Menschen mit Behinderungen 
und psychischen Erkrankungen, die 
der NS-»Euthanasie«-Verbrechen zum 
Opfer fielen. Der gedenkort-T4.eu ent-
stand 2010 als Projekt des Paritätischen 
Wohlfahrtsverbands Berlin. Der drin-
gend nötige Relaunch wurde durch die 
Lotto Stiftung Berlin gefördert. Auf 
der neuen Seite sind die Informatio-
nen jetzt deutlich übersichtlicher und 
ausführlicher zu finden. Besonders be-
wegend sind die persönlichen Bio-
grafien der Opfer, die gemeinsam mit 
Nachkommen und interessierten Bür-
gern erarbeitet werden. Dadurch wer-
den die Geschichten hinter dem Begriff 
»Euthanasie« für uns heute erfahrbar 
und greifbar. 

Es kann nicht angehen, dass das 
Thema Obdachlosigkeit jedes Jahr zu 
Winterbeginn in Politik und Medien 
präsent ist – wenn es eigentlich schon 
wieder zu spät ist zum Handeln. Des-
halb haben wir beschlossen, das Prob-
lem das ganze Jahr auf die Agenda zu 
setzen und eine Veranstaltungsreihe 
zur Wohnungs- und Obdachlosig-
keit zu starten. Damit wichtige Ent-
scheidungen getroffen werden und Poli-
tik, Verwaltung und soziale Träger ge-
meinsam Lösungen erarbeiten. Beim 
Auftakt im Januar zum Schwerpunkt 
»Prävention« kamen über 80 Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer aus den 
verschiedenen Bereichen zusammen, er-
örterten Herausforderungen und dis-

kutierten Lösungsansätze. Beeindruckt 
hat mich der Sozialbürgermeister von 
Karlsruhe, den wir als Gast eingeladen 
hatten. In seiner Stadt gibt es schon seit 
vielen Jahren keine Räumungsklagen 
mehr durch städtische Wohnungsbau-
gesellschaften – es werden also keine 
Familien wegen Mietschulden auf die 
Straße gesetzt. Daran kann und sollte 
sich Berlin ein Beispiel nehmen. 

Ein brisantes Thema bleibt weiter-
hin die angespannte Situation der 
Wohnangebote sozialer Träger in Ber-
lin. Regelmäßig werden Kündigun-
gen ausgesprochen, weil Vermieter die 
Räume für lukrativere Zwecke nut-
zen möchten. Beim Fachtag »Schutz-
raum inklusives Wohnen – gemeinsam 
für eine soziale Wohnlandschaft« ging 
es darum, wie mehr Raum für soziale 
Wohnangebote geschaffen werden 
kann. Ein Punkt, der bei der Tagung 
diskutiert wurde, war eine stärkere Zu-
sammenarbeit zwischen Wohnungs-
wirtschaft und sozialen Trägern. Des-
halb gab es bei der Veranstaltung auch 
ein »Speed-Dating«-Format, bei dem 
sich Vertreter beider Seiten kennen-
lernen und austauschen konnten. Ein-
geladen zur Tagung hatte die Agentur 
»Inklusiv wohnen«. Diese wurde 2017 
von Stattbau Stadtentwicklungsgesell-
schaft im Auftrag unseres Verbandes 
gegründet, um unsere Träger besser 

Dr. Gabriele Schlimper� FOTO: WILLIAM GLUCROFT

Was uns bewegt
Von Dr. Gabriele Schlimper, Geschäftsführerin des Paritätischen Wohlfahrtsverbands Berlin

bei der Versorgung von Klientinnen 
und Klienten mit Wohnraum zu unter-
stützen. 

Die Senatsverwaltungen für Finan-
zen, Soziales, Jugend und Pflege haben 
gemeinsam mit den Bezirken und Ver-
tretern des Haushaltsauschusses des Ab-
geordnetenhauses eine AG »Steuerung 
der Sozialausgaben« gegründet und 
den Wohlfahrtsverbänden ein Arbeits-
papier vorgelegt. Die Annahme dieser 
AG scheint zu sein, dass mit noch mehr 
Kontrolle der sozialen Organisationen 
bei den Ausgaben für soziale Arbeit 
deutlich eingespart werden könne. Des 
Weiteren wird postuliert, dass der Staat 
mit einem Aufwuchs an Eigenbetrieben 
alles besser steuern kann. Unsere Posi-
tion dazu ist ganz klar eine andere: Die 
Ausgaben steigen, weil stetig in die so-
ziale Infrastruktur in unserer Stadt in-
vestiert wird: Kitaplatzausbau, stei-
gende Fallzahlen in der Jugendhilfe, 
immer mehr hochbetagte Menschen – 
diese Entwicklungen machen Mehraus-
gaben nötig. An erster Stelle steht für 
uns die fachliche Steuerung über die 
Rechtsansprüche der Hilfeempfänger. 
Eine reine Ausgabendiskussion ver-
kürzt das Potenzial der sozialen Arbeit 
für die Zukunft Berlins deutlich und 
führt weder zur nachhaltigen Kosten-
reduktion noch zur Verbesserung der 
Versorgung der Menschen in Berlin. 
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Zum 1. Dezember 2017 haben Anna Zagidullin 
und Christan Sievert die Referate Jugendhilfe und 
Jugendarbeit übernommen.
Anna Zagidullin ist seit September 2015 beim Pa-
ritätischen Wohlfahrtsverband Berlin in den Be-
reichen Selbsthilfe und sozialpolitische Bezirks-
arbeit tätig. Im Jahr 2017 hat sie bereits das Referat 
Familie, Frauen und Mädchen übernommen und ihr 
Büro in der Landesgeschäftsstelle in der Branden-
burgischen Straße bezogen.
Christian Sievert ist seit Januar 2016 Bezirks-
beauftragter beim Paritätischen Berlin und darü-
ber hinaus für bürgerschaftliches Engagement zu-
ständig. Er bleibt auch als Referent in seinem Büro 
in der Geschäftsstelle Bezirke.
Nina Peretz sprach mit den beiden Referenten über 
die neuen Herausforderungen und die Schwer-
punkte der Referate.

Frau Zagidullin, was sind die Hauptauf-
gaben im Referat Jugendhilfe im Jahr 2018?

Anna Zagidullin: Ich werde die Mitglieds-
organisationen in fachlichen, recht-
lichen und finanziellen Angelegen-
heiten der Hilfen zur Erziehung und 
der Jugendberufshilfe unterstützen. Ge-
meinsam mit den Mitgliedern mache 
ich mich für den Auf- und Ausbau der 
Familienförderung und für die Ver-

besserung der Finanzierungsstrukturen 
in den Hilfen zu Erziehung in Berlin 
stark. Der Blog www.jugendhilfe-be-
wegt-berlin.de wurde ja von And-
reas Schulz in den vergangenen Jahren 
sehr erfolgreich aufgebaut. Diese gute 
Arbeit werde ich weiterführen, denn 
ich wünsche mir eine größere fach-
politische Wahrnehmung der Kinder- 
und Jugendhilfe.

Ein Schwerpunkt wird in die-
sem Jahr die Jugendberufshilfe sein  – 
eine Herausforderung, auf die ich 
mich freue. Das lebenslange Lernen 
ist ein Thema, das mich während mei-
ner beruflichen Laufbahn begleitet 
hat. Ich habe früher in einem Landes-
ministerium viel zum Thema zweiter 
Bildungsweg gearbeitet. Meine Über-
zeugung ist: Jeder hat schon mal Brü-
che in der Schul- oder Berufslaufbahn 
erlebt und hat eine zweite Chance ver-
dient. Ich setze mich auch weiter für die 
Verbesserung der beruflichen Förde-
rung junger Menschen nach SGB VIII 
ein. Bei der Gestaltung des Übergangs 
von Schule in Ausbildung und von Aus-
bildung in den Beruf geht einfach viel 
Energie verloren, das könnte viel effi-
zienter funktionieren. Wichtig ist hier 

Anna Zagidullin und Christian Sievert� FOTO: VOLKER BERG

Für die Interessen von Kindern, Jugendlichen und Familien
Gespräch mit Anna Zagidullin und Christian Sievert

die gute Zusammenarbeit mit den Job-
centern, die ich auch schon aus meiner 
Tätigkeit für die Geschäftsstelle Be-
zirke kenne, also aus den Jobcenter-Bei-
räten. Auf den entstandenen Kontakten 
kann ich aufbauen.

Herr Sievert, in welche Richtung bewegt 
sich das Referat Jugendarbeit?

Christian Sievert: Die Förderung und 
Begleitung von Jugendlichen spielt in 
meinem Referat eine wichtige Rolle. 
Ein Schwerpunkt der Jugendarbeit ist, 
Jugendliche dabei zu unterstützen, dass 
sie zu selbstbestimmten Individuen wer-
den. Sie brauchen eine Chance, sich frei 
zu entfalten. Das Leben spielt sich nicht 
nur in der Schule ab, und deshalb sind 
die Angebote unserer Mitglieder im Be-
reich der Jugendarbeit so wichtig. Sie 
bieten Freiräume, in denen Kinder und 
Jugendliche Partizipation lernen, sich 
eine eigene Meinung bilden können – 
und einfach mal »ihr Ding machen«.

Anna Zagidullin: Die Themen Finan-
zierung und Steuerung werden natür-
lich unsere Arbeit im Bereich Jugend-
hilfe bestimmen. Es gibt viel Nachhol-
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Mitgliedsorganisationen 
des Paritätischen Berlin

ZeitZeugenBörse e. V.

neue Adresse: 
Togostraße 74, 13351 Berlin

Jahresringe – Verband für  
Vorruhestand und aktives Alter, 
Landesverband e. V.

neue Adresse: 
Hennickendorfer Weg 11,  
12679 Berlin

Telefon neu: 
030 43 07 60 50

Die Mitgliedsorganisation ist weiter-
hin unter den bekannten E-Mail- 
Adressen erreichbar.

Bildungs- und Sozialwerk des 
Lesben- und Schwulenverbandes 
Berlin-Brandenburg (BLSB) e. V.

und

Lesben- und Schwulenverband 
in Deutschland (LSVD), Landes-
verband Berlin-Brandenburg 
e. V.

Postanschrift neu: 
PF 30 16 78, 10748 Berlin
Besucher- und Lieferantenanschrift: 
Kleiststraße 35, 10787 Berlin.

Advent-Wohlfahrtswerk in  
Berlin e. V.

Umbenennung in: 
Advent-Wohlfahrtswerk 
Seniorenheim Steglitz gGmbH

neue Adresse: 
Grunewaldstraße 39, 12165 Berlin

Telefon neu: 
030 797 42 98 10

Fax neu: 
030 797 42 98 38

Mail neu: 
seniorenheim.steglitz@aww.info

TransInterQueer e. V.

neue Adresse: 
c/o Bürogemeinschaft  
Lokomofeilow e. V.
Hermannstraße 51, 12049 Berlin

Telefon neu: 
030 62 90 13 55

bedarf, der auch klar artikuliert werden muss. 
Die Standards der Hilfen zu Erziehung müs-
sen sich an realen gesellschaftlichen und öko-
nomischen Entwicklungen orientieren. Dem 
muss dann die Finanzierung unserer Träger 
folgen. Finanzielle Knappheit ist kein Phä-
nomen, mit dem nur soziale Träger kämpfen, 
sondern ein gesellschaftlicher Trend. Lebens-
lagen für Familien haben sich komplett ver-
ändert, allein durch Strukturveränderungen 
und Wohnraumknappheit. Es gibt immer 
mehr Haushalte mit Alleinerziehenden und 
es fehlt an sozialem Rückhalt für Familien in 
schwierigen sozialen Lagen. Es ist längst über-
fällig, dass bei den Finanzierungsdebatten 
stärker die Förderung von Familien, Kindern 
und Jugendlichen in den Blick genommen 
wird.

Christian Sievert: Im Bereich der Jugendarbeit 
haben wir seit Jahren nun endlich die Chance, 
wirklich etwas zu bewegen. Mit der Ent-
wicklung des Jugendfördergesetzes bietet sich 
nun die Möglichkeit, über Finanzierungs-
strukturen in der Jugendarbeit zu sprechen. 
Das ist wirklich wichtig, da der Bedarf an An-
geboten für Jugendliche weiter steigen wird. 

Das Programm KinderZukunft hat 
das Ziel, benachteiligte Kinder und 
Jugendliche im Alter von 0 bis 15 Jah-

ren, das heißt maximal bis zu deren 16. Ge-
burtstag, besonders im Bereich Bildung zu 
fördern.

Seit nunmehr 12 Jahren läuft dieses Pro-
gramm und jährlich stehen rund 50.000 Euro 
zur Verfügung.

Im Jahr 2017 wurden rund 700 Kinder 
mit einem Gutschein bedacht. Die Gutscheine 
wurden durch Einrichtungen von 75 Mit-
gliedsorganisationen geprüft und ausgestellt. 
Einen Zuwachs gab es bei Gutscheinen für die 
Teilnahme an Kursen beziehungsweise An-
geboten.

Mit der Einführung des Bildungs- und 
Teilhabepaketes des Bundes veränderte sich 
die Förderung durch KinderZukunft. Die 
Mittel aus dem Förderprogramm KinderZu-
kunft werden weiterhin nachrangig und er-
gänzend eingesetzt, das heißt nur dann, wenn 
der monatliche Beitrag für die Teilhabe an 
sportlichen, musischen, kreativen und ande-
ren Angeboten die vom Staat geförderten 10 
Euro übersteigt oder eine Ablehnung vorliegt.

Wissenswertes
Anna Zagidullin
Tel.: 030 860 01-162
E-Mail: zagidullin@paritaet-berlin.de

Christian Sievert
Tel.: 030 860 01-613
E-Mail: sievert@paritaet-berlin.de

Allein schon deswegen sollten wir uns Ge-
danken darüber machen, was wir jungen 
Menschen bieten, die jetzt zur Welt kommen 
und in 15 Jahren Jugendangebote nutzen.

Anna Zagidullin: Auch das Familienförder-
gesetz, das 2019 auf den Weg gebracht werden 
soll, ist nun in der Vorbereitung. Uns als Ver-
band ist wichtig, dass die Vielfalt der Familien 
mitgedacht und gestärkt wird. Der Berliner 
Beirat für Familienfragen hat Familienforen 
eingerichtet, um zu ermitteln, was sich Fami-
lien wünschen. Diese Fragen können wir mit 
unseren Mitgliedern diskutieren und schauen, 
mit welchen Forderungen wir an die Poli-
tik herantreten. Das ist auch für unsere Mit-
glieder eine gute Möglichkeit zu überprüfen, 
wo sie mit ihrer Arbeit stehen.

Je Kind/Jugendlichem kann einmal im 
Kalenderjahr eine Förderung bewilligt wer-
den:

1.	bis zu 50 Euro für kleinere Anschaffungen 
wie zum Beispiel : Bücher, Instrumente, 
Sportkleidung, Spielzeug, Schulsachen, aus-
nahmsweise auch Kleinstmöbel, Kleidung

2.	bis zu 300 Euro (ausgezahlt werden maxi-
mal 270,00 Euro, da 10 Prozent Eigenbe-
teiligung erforderlich sind) für die Teil-
nahme an verschiedenen Kursen/Program-
men wie Bildungs- und Sportangebote, 
mathematisch-technische, musische, 
kreativ-gestalterische Angebote

Die Förderungen erfolgen über Gutscheine – 
unten finden Sie den Link zur Kopiervorlage.

Wer kann Gutscheine vergeben?
Alle Mitgliedsorganisationen des Paritäti-
schen Wohlfahrtsverbands können Gut-
scheine für benachteiligte Kinder und Jugend-
liche vergeben, die von ihnen betreut werden. 
Um eine bessere Verteilung der Fördersumme 
zu gewährleisten, sollten allerdings je Mit-

KinderZukunft: Unterstützung für Kinder 
und Jugendliche 2018
Ein Förderprogramm des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes Berlin e. V.
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Mitgliedsorganisationen 
des Paritätischen Berlin

MITTENDRIN leben e. V.

neue Adresse: 
Lehnestraße 48, 12621 Berlin

VAK – Verein zur Förderung  
ausländischer und deutscher Kin-
der e. V.

neuer Vereinsname: 
VAK e. V. – Kindertagesstätten

Verein Havelhöhe zur Förde-
rung der Erziehungskunst Rudolf 
Steiners e. V.

Umbenennung in: 
Waldorfpädagogik Havelhöhe e. V. – 
Verein zur Förderung der Erziehungs-
kunst Rudolf Steiners

Migrationsrat Berlin-Branden-
burg e. V.

Umbenennung in: 
Migrationsrat Berlin e. V.

#BIKEYGEES e. V.

neue Adresse: 
Friesenstraße 11, 10965 Berlin

Adressänderung

Berliner Krisendienst, 
Region Mitte und überregionaler 
Bereitschaftsdienst

neue Adresse:
Große Hamburger Straße 5
10115 Berlin-Mitte
am St. Hedwig-Krankenhaus, 
rechter Toreingang

Telefon und Internet (unverändert)
030 39063-10 
www.berliner-krisendienst.de 

Wissenswertes
Bei allgemeinen Nachfragen zum Förderprogramm 
wenden Sie sich bitte beim Paritätischen Wohlfahrts
verband an:

Chris Wachholz
Tel: 030 86 001-127, Fax: 030 86 001 240, 
E-Mail: wachholz@paritaet-berlin.de
Sabine vom Böckel 
Tel: 030 86 001-121, Fax: 030 86 001 240, 
E-Mail: boeckel@paritaet-berlin.de

Downloads
Kopiervorlage für Gutscheine:
www.paritaet-berlin.de/fileadmin/user_upload/Dokumen-
te/2018/Februar/KinderZukunft_Gutschein_2018.pdf
http://bit.ly/2HGkBEP

Liste der Ansprechpartner-/innen bei den Stadtteilzentren:
www.paritaet-berlin.de/fileadmin/user_upload/Doku-
mente/2018/Februar/Stadtteilzentren_und_Ansprechpart-
ner_2018.pdf
http://bit.ly/2CDYLOk

gliedsorganisation (inklusive Unterprojekten) 
insgesamt höchstens 20 bis 25 Anträge/Gut-
scheine im Jahr vergeben werden.

Wie werden Gutscheine erstellt?
Die Mitgliedsorganisation selbst muss den Be-
darf eines Kindes oder Jugendlichen erkennen 
und eine Förderung befürworten. Außerdem 
muss sich die Mitgliedsorganisation die Zu-
sage oder die Ablehnung von BuT zeigen las-
sen. Dann fragt die Mitgliedsorganisation 
beim zuständigen Stadtteilzentrum (STZ) 
nach, ob Mittel verfügbar sind. Eine Liste der 
STZ finden Sie unten zum Download. Ist dies 
der Fall, füllt die Mitgliedsorganisation ent-
sprechend des Bedarfes einen Gutschein aus 
und übergibt diesen an die/den Erziehungs-
berechtigte/n.

Wo werden Gutscheine eingereicht und 
ausgezahlt?
Die/der Erziehungsberechtigte reicht den 
Gutschein beim zuständigen STZ ein.

Bei Anschaffungen bis zu 50 Euro zahlt 
das STZ den Betrag bar aus. Der Empfang 
des Geldes muss schriftlich von der/dem Er-
ziehungsberechtigten bestätigt werden. Ein 
weiterer Nachweis ist nicht notwendig.

Für die Teilnahme an Kursen/Program-
men muss der/die Erziehungsberechtigte die 
Anmeldung beziehungsweise Rechnung über 
die Kursteilnahme beim STZ vorlegen. Das 
STZ zahlt die Fördersumme (maximal 270 
Euro) bar aus oder überweist die Förder-
summe direkt an den Kursanbieter. Der Emp-
fang muss auch hier schriftlich von der/dem 

Erziehungsberechtigten bestätigt werden. Ein 
weiterer Nachweis ist nicht notwendig.

Beginn und Ende der Umsetzung 2018?
Ab sofort können in Absprache mit dem zu-
ständigen STZ Förderungen über Gutscheine 
erfolgen. Das Förderjahr endet am 31. Dezem-
ber 2018.

Wer beantwortet Fragen zum Förder-
programm?
Bitte wenden Sie sich zuerst an Ihre/n An-
sprechpartner/in beim zuständigen STZ. 
Dort können Sie sich auch über geeignete 
Kurse und Programme beraten lassen.

Die Gutschein-Vergabe erfolgt über die Stadtteilzentren.� FOTO: NINA PERETZ
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Prävention von Obdachlosigkeit – 
eine gemeinsame Aufgabe
Auftakt der Veranstaltungsreihe »Paritätische Perspektiven 2018. Wohnungslosenpolitik gemeinsam gestalten«

Bisher gehorchte der politische 
Umgang mit Wohnungslosigkeit 
einem einfachen jahreszeitlichen 

Ablauf. Dr. Gabriele Schlimper, die Ge-
schäftsführerin des Paritätischen Wohl-
fahrtsverbands Berlin, beschreibt ihn 
so: »Im Herbst sind immer wieder alle 
überrascht. Doch kaum ist der Winter 
vorbei, interessiert das Thema nieman-
den mehr.« Angesichts von der Liga der 
Spitzenverbände der freien Wohlfahrts-
pflege geschätzter 30.000 Wohnungs-
loser in Berlin muss sich das ändern. 
Deshalb hat der Paritätische unter dem 
Titel »Paritätische Perspektiven 2018. 
Wohnungspolitik gemeinsam gestalten« 
eine Veranstaltungsreihe ins Leben ge-
rufen, die sich das ganze Jahr über in 
Fachgesprächen mit dieser Heraus-
forderung beschäftigt. Sie wird hoffent-
lich zu einer Strategie beitragen, wie mit 
Obdach- und Wohnungslosigkeit bes-
ser umgegangen und wie sie verhindert 
werden kann. Am 18. Januar 2018 fand 
in der Landesgeschäftsstelle des Paritä-
tischen Wohlfahrtsverbands die Auf-
taktveranstaltung statt.

Auf dem Podium diskutierte Dr. 
Gabriele Schlimper mit der Berliner Se-
natorin für Integration, Arbeit und So-
ziales, Elke Breitenbach (Die Linke), 
und dem Sozialbürgermeister der Stadt 

Karlsruhe, Dr. Martin Lenz (SPD), 
über Möglichkeiten, Wohnungs- und 
Obdachlosigkeit zu verhindern. Der 
große Konferenzsaal war mit mehr als 
80 interessierten Besuchern bis auf den 
letzten Platz gefüllt. Moderiert wurde 
die Veranstaltung von der rbb-Journa-
listin Dorit Knieling.

Fachstellen in den Bezirken und 
einheitliches Vorgehen
Dr. Gabriele Schlimper dankte der 
Sozialsenatorin für ihr Engagement 
für die »1. Strategiekonferenz zur 
Wohnungslosigkeit und -politik«, bei 
der eine Woche zuvor erstmals Be-
zirke, Senatsverwaltung und Hilfs-
organisationen gemeinsam nach Lö-
sungen suchten. Um die Bedeutung 
der Zusammenarbeit aller Beteiligten 
ging es im folgenden Gespräch immer 
wieder. Einigkeit herrschte vor allem 
darin, dass die zwölf Bezirke und die 
zwölf Jobcenter Berlins einheitlich agie-
ren müssen. Elke Breitenbach sprach 
davon, an einem »Scheidepunkt« zu ste-
hen. Der große Einsatz aller Beteiligten 
bei der Strategiekonferenz stimme sie 
optimistisch.

Wer mehr Geld für die Ver-
hinderung von Wohnungslosigkeit aus-
gibt, muss am Ende weniger bezahlen, 

argumentierte Dr. Gabriele Schlim-
per Von den jährlich bis zu 273 Mil-
lionen Euro Kosten, die Berlin für 
Unterbringungen entstehen, ließe sich 
viel einsparen, wenn mehr in die Prä-
vention investiert würde. In den Be-
zirken müsse es eigene Fachstellen 
geben, die auch aufsuchende Hilfe 
bei von Wohnungslosigkeit bedrohten 
Menschen leisten. Das fordert der Pa-
ritätische bereits seit 2015. Ein weite-
res Element wären Clearingstellen, um 
herauszufinden, welche Hilfen nötig 
sind, um für ihre Vernetzung sorgen 
zu können. Was es dagegen auf kei-
nen Fall mehr geben dürfe, seien Räu-
mungen durch städtische Wohnungs-
baugesellschaften – 2017 waren es 345! 
Wichtig seien außerdem mehr Fach-
kräfte in der Berliner Verwaltung, die 
die komplexen sozialen und psychi-
schen Probleme hinter einer drohen-
den Wohnungslosigkeit richtig ein-
schätzen können. Der Paritätische ent-
wickelt deshalb einen Studiengang auf 
Bachelorniveau, der auch Verwaltungs-
mitarbeitern angeboten werden wird.

Ein beispielhaftes Konzept: 
Wohnungslosenhilfe in Karlsruhe
Dr. Martin Lenz konnte dem nur zu-
stimmen. Mit seinen Erfahrungen 

Im Austausch: Dr. Gabriele Schlimper, Senatorin Elke Breitenbach, Sozialbürgermeister Dr. Martin Lenz und Moderatorin Dorit Knieling� FOTOS: TANJA SCHNITZLER
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als Karlsruher Sozialbürgermeister 
machte er Mut. In Karlsruhe werde 
seit drei Jahrzehnten Prävention ge-
lebt. Räumungsklagen durch städti-
sche Wohnungsbaugesellschaften gebe 
es dort nicht mehr. Das Fachstellen-
konzept, sagte er, könne in Berlin 
»schneller kommen, als Sie denken«.

Dafür, hierin waren sich Dr. Gab-
riele Schlimper und Dr. Martin Lenz 
einig, dürften Regelungen des Daten-
schutzes nicht zu streng ausgelegt wer-
den. Vermieter und Stromanbieter bei-
spielsweise wissen Bescheid, wer nicht 
zahlt. Die zuständigen Fachstellen 
müssten das auch erfahren, um recht-
zeitig helfen zu können. »In Karlsruhe 
kriegen wir jeden Fall mit«, sagte Dr. 
Martin Lenz. Bei 900 gefährdeten Miet-
verhältnissen im letzten Jahr sei es des-
halb nur zu 34 Räumungen gekommen.

Um Wohnraum zu bekommen, 
mache man in Karlsruhe vor allem lu-
krative Angebote an private Anbieter, 
die ihre Wohnungen sonst leer stehen 
lassen würden. Das Karlsruher Sozial-
amt sei zu einer kleinen Wohnungsbau-
gesellschaft geworden. Das koste »rich-
tig Geld«, etwa eine halbe Million im 
Jahr. Dennoch sei es immer günstiger, 
wenn Menschen in Wohnungen leb-
ten als in Unterkünften für Wohnungs-
lose. Das Karlsruher Modell funktio-
niere deshalb, weil die Sozialplanung 
die Scharnierfunktion zwischen sozia-
ler Arbeit und Sozialpolitik innehabe.

Statistik über Obdachlose in Berlin 
soll kommen
Auch Sozialsenatorin Breitenbach sah 
beim Fachstellenkonzept »keinen Dis-
sens«. Das Vorhaben fuße auf Zu-
sammenarbeit. Stehen und fallen werde 

es damit, dass die Bezirke und die Job-
center einheitlich handelten und nicht 
wie bisher unterschiedlich. Außer-
dem müsse eine Bedarfsanalyse er-
stellt werden. Eine genaue Statistik, 
die die Wohnungs- und Obdachlosen 
in Berlin erfasst, ist ein zentrales Pari-
tätisches Anliegen, über das in diesem 
Zusammenhang gesprochen wurde. 
Auf ihre Notwendigkeit weist der Ver-
band seit 2013 hin. Elke Breitenbach 
sagte, dass die Senatsverwaltung in Zu-
sammenarbeit mit der Alice Salomon 
Hochschule bis 2019 damit beginnen 
werde.

Elke Breitenbach verwies dar-
auf, dass die Situation auf dem Ber-
liner Wohnungsmarkt wegen der 
hohen Nachfrage eine ganz andere sei 
als in Karlsruhe. Man habe aber für 
Neubauten eine Anzahl von Sozial-
wohnungen vorgeschrieben. Dazu wür-
den nach Berechnungen des Senats 30 
modulare Unterkünfte benötigt, die 
sich schnell errichten ließen – nur sei es 
schwierig, überhaupt an Grundstücke 
dafür heranzukommen.

Dr. Gabriele Schlimper schlug vor, 
darüber hinaus Steuererleichterungen 
bei der Vermietung an gemeinnützige 
Einrichtungen und für Vermieter von 
Wohnungen im geschützten Markt-
segment zu schaffen. Sie forderte einen 
gemeinnützigen Wohnungsbau, der es 
sozialen Organisationen ermöglicht, 
Wohnungen zu errichten.

Räumungsklagen sind lukrativ – 
Trägerwohnraum nicht
Diskussionsbeiträge aus dem Audito-
rium beschrieben eindrücklich die Ber-
liner Probleme. Die Vermieter hätten 
hier ein Interesse an der Räumung von 

Wohnungen, ganz besonders bei lang-
jährigen Mietverhältnissen, weil sie da-
nach zu wesentlich höheren Preisen 
vermieten können, so Marco Schulze, 
Geschäftsführer der MyWay Soziale 
Dienste gGmbH. Außerdem erlaubt die 
bundesweite Gesetzeslage Räumungen 
schon nach der zweiten nicht bezahlten 
Miete. Schnelle aufsuchende Hilfe und 
Informationskampagnen seien deshalb 
dringend nötig, die auch eine Klien-
tel mit sozialen und psychischen Pro-
blemen erreiche, deren Briefkasten oft 
schon überquelle vor ungeöffneter böser 
Post.

Das zweite Problem, das immer wie-
der zur Sprache kam, war der Mangel 
an Trägerwohnraum: Bestehende Ein-
richtungen müssen raus, Mietverträge 
werden, wenn überhaupt, nur jahres-
weise vergeben, neue Wohnungen sind 
schwer zu finden und eigene Bauvor-
haben kaum zu realisieren.

Das Thema muss Thema bleiben
Die Auftaktveranstaltung der »Paritä-
tischen Perspektiven« zur Wohnungs-
losenpolitik hat gezeigt, dass ein lange 
ignoriertes Thema unübersehbar ge-
worden ist und jetzt ins Bewusstsein 
rückt. Den Willen, das Problem ge-
meinsam anzugehen, konnte man bei 
allen Beteiligten spüren. Ebenso war 
allen Teilnehmenden klar: Es braucht 
Ressourcen, Geld und langen Atem, 
um die Lage zu verbessern. Und, so 
Dr. Martin Lenz: »Dass das Thema ein 
Thema bleibt, daran müssen wir immer 
weiter arbeiten.« Dafür sollen auch die 
kommenden Veranstaltungen der »Pa-
ritätischen Perspektiven« zur Berliner 
Wohnungspolitik sorgen, die in diesem 
Jahr noch folgen werden.� MARTIN THOMA

Karlsruhes Sozialbürgermeister Dr. Martin Lenz 
schildert die Situation in seiner Stadt.

Raum für Fragen 
aus dem Publikum

Dr. Gabriele Schlimper in 
der Diskussionsrunde� FOTOS: TANJA SCHNITZLER
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Beratungsleistungen für 
Mitgliedsorganisationen im 
Personalwesen
Paritätischer fördert auch 2018 
wieder Beratungsstunden

Auch im Jahr 2018 werden aufgrund 
des weiterhin hohen Bedarfes aus 
dem Mitgliederbereich professio-
nelle Beratungen im Personalwesen 
unterstützt.

Der Personal-Beratungspool für 
Beratungen rund um Fragen des 
Personalbereichs wird wieder aus 
Mitteln der Stiftung Deutsche 
Klassenlotterie Berlin über den Pa-
ritätischen Wohlfahrtsverband Ber-
lin zur Verfügung gestellt.Diese Be-
ratungen sind für kleine und mittlere 
Organisationen kostenlos.

In den letzten Jahren haben unse-
re Mitgliedsorganisationen diese 
Beratungen intensiv nachgefragt. 
Im Durchschnitt profitierten jähr-
lich rund 80 bis 100 Organisationen 
von dem Angebot. Damit ist der 
Beratungspool für die Mitglieder 
ein wichtiges Instrument, um Fach-
wissen zu Personalthemen zu er-
halten. Permanente Änderungen 
und Anpassungen im Bereich des 
Personalwesens machen es be-
sonders wichtig, dass das Angebot 
weitergeführt wird.

Der Paritätische Berlin hat wie-
der die PariPersonal GmbH mit der 
Umsetzung dieses Angebotes be-
auftragt. Angeboten werden Be-
ratungen zu folgenden Schwer-
punktthemen:

·	 Fragen zu Themen wie AVR, AVR 
II, TVÖD, TV-L

·	 allgemeine Fragen zum Personal-
wesen

·	 Personalkostenhochrechnungen
·	 Betriebliche Altersvorsorge im 

Sinne des Personalwesens

Förderfähig sind alle Mitglieds-
organisationen, die zum Zeitpunkt 
der Förderung Mitglied des Paritä-
tischen Wohlfahrtsverbands Berlin 
e. V. sind. Pro Einrichtung sind 10 Be-
ratungsstunden pro Kalenderjahr zu 
100 Prozent förderfähig.

Fragen zur Durchführung be-
antwortet die PariPersonal GmbH 
gerne.

PariPersonal GmbH
Wittestraße 30 E
13509 Berlin
Tel.: 030 55 17 41 00
E-Mail: info@pari-personal.de
www.pari-personal.de

Alle Menschen sind frei und gleich an 
Würde und Rechten geboren.« Der 
erste Satz der Allgemeinen Erklärung 

der Menschenrechte sichert jedem Menschen 
weltweit gleiche Rechte und Freiheiten zu – 
unabhängig von Hautfarbe, Geschlecht, Spra-
che, Religion, politischer oder sozialer An-
schauung, ethnischer und sozialer Herkunft. 
Menschenrechte sind angeboren, unveräußer-
lich, universell und unteilbar.

Die Staaten der Vereinten Nationen haben 
sich auf diese Rechte als Grundlage für ihr 
Handeln verpflichtet. Seit ihrer Verkündung 
haben die Menschenrechte Eingang in inter-
nationale Vereinbarungen, völkerrechtlich 
bindende Konventionen und nationale Ver-
fassungen gefunden.

Doch weiterhin werden weltweit 
Menschenrechte schwer verletzt. Auch 70 
Jahre nach Verabschiedung der Erklärung 
durch die Vereinten Nationen muss ihr Schutz 
immer wieder neu eingefordert werden. Es 
sind unsere Rechte. Wir alle müssen sie ken-
nen. Denn nur wer seine Rechte kennt, kann 
sie achten und für sie eintreten.

Der Paritätische Wohlfahrtsverband 
tritt täglich für die sozialen und individu-
ellen Menschenrechte ein: Wir weisen auf 
Menschenrechtsverletzungen hin, informieren 

die Öffentlichkeit und setzen uns in der sozia-
len Arbeit für die Rechte und Freiheiten aller 
Menschen ein. Von besonderer Bedeutung 
sind in unserer Arbeit die Themen Woh-
nen, Bildung, Gesundheit, Teilhabe, Selbst-
bestimmung sowie Schutz, Zuflucht und 
Hilfe.

Die Allgemeine Erklärung der Menschen-
rechte wurde am 10. Dezember 1948 von den 
Mitgliedsstaaten der Vereinten Nationen ver-
abschiedet. Sie umfasst 30 Artikel, in denen 
die Rechte und Freiheiten eines jeden Men-
schen festgelegt sind. Zu ihrem 70. Geburts-
tag in diesem Jahr hat sie an Aktualität und 
Dringlichkeit nichts eingebüßt. Deshalb wid-
met sich der Paritätische Gesamtverband im 
Jahre 2018 dem Thema Menschenrechte auf 
besondere Weise.

70. Jubiläum der Allgemeinen Erklärung 
der Menschenrechte
Jahreskampagne »Mensch, du hast Recht« des Paritätischen Gesamtverbands

Wissenswertes
Hier f inden Sie aktuelle Veranstaltungen im Rahmen der 
Menschenrechts-Kampagne:

www.der-paritaetische.de/schwerpunkte/mensch-du-hast-
recht/veranstaltungen/

Hier f inden Sie die Flyer und Plakatmotive der Kampagne 
zum Download:

www.der-paritaetische.de/schwerpunkte/mensch-du-hast-
recht/mitmachen/

Plakatmotive »Mensch, du hast Recht«� FOTOS: PARITÄTISCHER WOHLFAHRSVERBAND

LANDES-
GESCHÄFSSTELLE
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Eine gute Sache: Kooperation zwischen Unter-
nehmen und sozialen Organisationen�

� FOTOS: STIFTUNG GUTE-TAT

»Mutloses Weiter so«
Paritätischer Gesamtverband sieht in Koalitionsvertrag enttäuschendes Stückwerk

Unternehmenskooperationen erfolgreich managen
Fortbildung Gute Sache 2018

Der Paritätische Gesamtver-
band zeigt sich enttäuscht 
vom Ergebnis der Koalitions-

verhandlungen zwischen Union und 
SPD und kritisiert den vorliegenden 
Koalitionsvertrag als »Stückwerk« und 
»mutloses Weiter so«. Die großen so-
zialen Aufgaben werden nach Ansicht 
des Verbands nicht gelöst, vielmehr 
würde sich die gesellschaftliche Spal-
tung durch verschiedene Maßnahmen 
und vor allem Unterlassungen noch 
vertiefen. Grundproblem sei wie schon 
bei dem letzten Koalitionsvertrag der 
Großen Koalition, dass zwar wichtige 
Themen benannt würden, aber man-
gels Mut zu einer solidarischen Steuer- 
und Finanzpolitik große Reformen 
ausblieben und selbst gute Ansätze 
hoffnungslos unterfinanziert seien.

Große Defizite sieht der Paritätische 
insbesondere in der Gesundheits- und 
Sozialpolitik. »Union und SPD blei-
ben die Lösung der wirklich großen so-
zialen Probleme, vor denen wir stehen, 
schuldig. Altersarmut wird weiter hin-
genommen und was den sogenannten 

Gemeinsam Organisationen für 
wirkungsvolle Unternehmens-
kooperationen qualifizieren – 

darum geht es bei der Guten Sache. Das 
Konzept wurde von UPJ e. V. entwickelt 
und wird vom Paritätischen Wohl-
fahrtsverband Berlin im Sinne seiner 
Mitgliedsorganisationen unterstützt. 
Dieses Jahr geht die Gute Sache in die 
vierte Runde. Mitgliedsorganisationen 
sind herzlich eingeladen zur Auftaktver-
anstaltung 

Gute Sache
am Mittwoch, den 4. April 2018, 
15-17 Uhr bei KPMG, 
Klingelhöferstraße 18, 10785 Berlin

Die Veranstaltung bietet Gelegenheit, 
einen Überblick über die Fortbildungs-
reihe zu bekommen und sich auch direkt 
anzumelden. Zusätzlich wird es Impuls-
vorträge von André Koch-Engelmann, 
UPJ, und Claudia Frenzel, CSR-Beauf-

Kampf gegen die skandalös hohe 
Kinderarmut angeht, gehört es zur bit-
teren Wahrheit, dass für Familien mit 
Kindern in Hartz IV so gut wie nichts 
getan werden soll«, so Ulrich Schneider, 
Hauptgeschäftsführer des Paritätischen 
Gesamtverbands. Armutspolitisch kün-
digten sich mit diesem Vertrag die 
nächsten vier verlorenen Jahre an, warnt 
der Paritätische.

Gemessen an den tatsächlichen Not-
wendigkeiten und den Wahlkampfver-
sprechen seien auch die angekündigten 
Maßnahmen im Bereich der Pflege viel 
zu wenig und nicht geeignet, den aku-
ten Pflegenotstand zu beheben und 
die Dauerkrise in der Pflege zu heilen. 
Auch in der Gesundheitspolitik würden 
Probleme schlicht vertagt, kritisiert der 
Verband. Statt die Zwei-Klassen-Medi-
zin durch den Koalitionsvertrag endlich 
abzuschaffen, werde lediglich eine un-
verbindliche Kommission ohne konkre-
ten Auftrag und Ziel eingerichtet. »Das 
ist Blendwerk und die Tinte nicht wert. 
Offensichtlich hat man sich auf gar 
nichts verständigen können«, so Schnei-

tragte bei KPMG, zum Thema Unter-
nehmenskooperation geben.

Die Anzahl der Plätze ist begrenzt. 
Bitte melden Sie sich frühzeitig per 
E-Mail an l.lauer@gute-tat.de an. Soll-

der. »Hier wird Durchwurschteln zum 
Regierungsprinzip gemacht.«

Das Grundproblem des ganzen 
Vertrages schließlich sieht der Ver-
band in dem Verzicht auf eine solida-
rische Steuer- und Finanzpolitik. »Das 
Hauptmanko ist und bleibt die Unter-
finanzierung all dessen, was nötig 
wäre. Dass Union und SPD auf Steuer-
erhöhungen für hohe Einkommen und 
große Vermögen verzichten wollen, ist 
grob fahrlässig«, erklärt Schneider. Eine 
deutliche Kurskorrektur in der Steuer-
politik sei die Voraussetzung für eine 
offensive Sozialpolitik, die alle mit-
nimmt und keinen zurücklässt.

ten Sie nicht teilnehmen können, ist 
eine Anmeldung für die Fortbildungs-
reihe auch im Nachgang bis zum 8. Mai 
2018 möglich.

Bewerbung für das Programm  
Gute Sache
Gemeinnützige Organisationen aus 
Berlin und Umgebung mit Mitglied-
schaft im Paritätischen Wohlfahrtsver-
band können sich für die Teilnahme am 
Qualifizierungsprogramm Gute Sache 
bewerben. Pro Organisation müssen 
grundsätzlich zwei Personen an der 
Qualifizierung teilnehmen. Die Teil-
nahmegebühr beträgt 100 Euro pro 
Person und wird mit der Bestätigung 
Ihrer Anmeldung in Rechnung gestellt. 
Wir würden uns freuen, Sie am 4. April 
begrüßen zu können!

Wissenswertes
Kontakt:
Gwendolyn Stilling
Pressesprecherin, Der Paritätische Gesamtverband
Oranienburger Str. 13-14, 10178 Berlin
Telefon: 030 24636-305, E-Mail: pr@paritaet.org

Laden Sie hier den Text des Koalitionsvertrages  
herunter: http://bit.ly/2svIwD4

Hier lesen Sie die Einschätzung des Paritätischen 
Gesamtverbands zum Thema Arbeitsmarktpolitik: 
http://bit.ly/2F4FEj7

Wissenswertes
Weitere Informationen zum Programm finden Sie 
hier: http://bit.ly/2F52uKP

ENGAGEMENT
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LieblingsOrte – Prenzlauer Berg veröffentlicht

Neben Pankow und Weißen-
see hat nun auch die Bezirks-
region Prenzlauer Berg ihre 

eigene Broschüre LieblingsOrte. Bereits 
2011 wurde die Broschüre »Pankower 
Lieblings-Orte« veröffentlicht. Darauf 
folgte 2013 die Broschüre »Mittendrin 
in Weißensee«, die von vielen engagier-
ten Menschen gemeinsam erarbeitet 
wurde.

Menschen mit und ohne Beein-
trächtigungen haben nun im letz-
ten Jahr auch unermüdlich Lieblings-
orte in der Region Prenzlauer Berg be-
sucht. Sie überprüften die Orte auf 
ihre Barrierefreiheit hin und verfassten 
Kurzbeschreibungen für die Publika-
tion. Am 8. Dezember 2017 konnte 
die fertiggestellte Broschüre bei einer 
feierlichen Veranstaltung im Stadtteil-
zentrum am Teutoburger Platz an die 
Bezirksstadträtin Rona Tietje über-
reicht werden.

Auch in diesem Projekt ist es ge-
lungen, eine Gruppe interessierter 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer zu-
sammenzubringen, die über dieses Pro-
jekt hinaus weiterhin aktiv bleiben 
wollen. Neben der Beteiligung einer 
Vertreterin des Behindertenbeirates 
Pankow waren Menschen aus der Nach-
barschaft und Träger mit Angeboten für 
Menschen mit Beeinträchtigungen in-
volviert, wie die Lebenshilfe Berlin, die 
berliner STARThilfe e. V., das Sozial-
diakonische Werk ZOAR gGmbH und 
die Pfefferwerk Stadtkultur gGmbH. 
Diese Broschüre bietet nun interessier-

ten Menschen die Möglichkeit, die be-
sonderen Orte der Bezirksregion Prenz-
lauer Berg selbst zu erkunden. Das 
Projekt LieblingsOrte war ein Gemein-
schaftsprojekt des Paritätischen Wohl-
fahrtsverbandes Berlin, des Bezirks 
Pankow und des Stadtteilzentrums am 
Teutoburger Platz. Neben der finanziel-
len Förderung durch den Paritätischen 
Wohlfahrtsverband ermöglichten Mit-

tel aus PS-Sparen und Gewinnen den 
Druck der Broschüre.

Wissenswertes
Eine barrierefreie PDF und eine Online-Version f in-
den Sie unter: www.paritaet-berlin.de/lieblingsorte

Gedruckte Exemplare der Broschüre können Sie in 
begrenzter Stückzahl bestellen bei:
Christian Peth, Bezirksbeauftragter
Tel.: 030 86 001-616, E-Mail:  peth@paritaet-berlin.de

Übergabe der Broschüre LieblingsOrte – Prenzlauer Berg� FOTO: CHRISTIAN PETH

Kooperationsvereinbarung zur Weiterentwicklung der Nachbarschafts-,  
Stadtteil- und Selbsthilfearbeit im Bezirk Pankow

Für soziale Stadtentwicklung 
angesichts steigender Be-
völkerungszahlen braucht es vor 

allem eine gute Zusammenarbeit zwi-
schen bezirklichen Ressorts und einen 
konstruktiven Austausch mit Akteu-
ren und Initiativen, die im Bezirk 
aktiv sind. Um die Nachbarschafts-
arbeit in Pankow weiterhin auf stabile 
Füße zu stellen, unterzeichneten Ver-

treterinnen und Vertreter von Politik, 
Verwaltung und freien Trägern in der 
Bezirksverordnetensitzung Pankow am 
17. Januar 2018 eine neu aufgelegte 
Kooperationsvereinbarung.

Bezirksstadträtin Rona Tietje wies 
in einer Ansprache an die Bezirks-
verordneten auf die Bedeutung die-
ser Vereinbarung hin und lobte die 
bisherige Arbeit der im Bezirk enga-

gierten Akteure. Gemeinsames Han-
deln der einzelnen Fachbereiche in der 
Verwaltung und die gemeinsame Ent-
wicklung von Handlungsstrategien sei 
unabdingbar für eine moderne, soziale 
Stadtentwicklung im Interesse der 
Bürgerinnen und Bürger.

Die Kooperationsvereinbarung ist 
nun bis 2021 die Grundlage für die 
partnerschaftliche Zusammenarbeit 
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Unterzeichnung der Kooperationsvereinbarung Pankow am 17. Januar� FOTO: CHRISTIAN PETH

Im bürgerschaftlichen Engagement tut sich etwas in Berlin: 
Freiwilligenagenturen

Sie kommen wieder: Berliner Freiwilligentage 2018

Die Rahmenbedingungen für 
bürgerschaftliches Engage-
ment sind schon seit Jah-

ren Gegenstand intensiver Debat-
ten. Diskussionen über eine Berli-
ner Engagementstrategie, Förderung 
von Engagement durch reduzierte 
ÖPNV-Tickets und die Weiter-
entwicklung von Anerkennungs-
formaten sind dabei nur ein kleiner 
Ausschnitt. Fast ganz still und heimlich 
wurde nun ein Meilenstein erreicht: Die 
Einführung von landesfinanzierten, be-
zirklichen Freiwilligenagenturen. Be-
schlossen mit dem Doppelhaushalt 
2018/2019 des Landes Berlin wurde der 

Aus dem »Freiwilligentag« wer-
den 2018 die »Freiwilligen-
tage«, und diese finden am 7. 

und 8. September 2018 statt. Auch die 
Termine für die Auftaktveranstaltung 
am 5. September und die Danke-
schön-Feier am 23. September sind be-
reits gesetzt. Die Geschäftsstelle Bezirke 
hat bereits intensiv mit der Planung der 
Freiwilligentage begonnen. Dieses Jahr 
übernehmen Julia Hettler und Chris-
tian Peth die Projektkoordination und 
werden dabei von Nadine Wittek tat-
kräftig unterstützt.

Auch dieses Jahr wird es wieder 
bunt – mit Flyern, Plakaten und fre-
chen Sprüchen. Darüber hinaus werden 
wir uns verstärkt in neuen Bereichen 
engagieren. So werden wir beispiels-

(finanzielle) Grundstein dafür gelegt, 
dass in Zukunft jeder Berliner Bezirk 
über eine eigene Freiwilligenagentur 
verfügen wird.

Verknüpft mit der Einführung der 
Freiwilligenagenturen sind natürlich 
verschiedene Herausforderungen. So 
müssen nicht nur bezirkliche Eigen-
heiten berücksichtigt werden, sondern 
auch bereits bestehende Strukturen im 
Engagementbereich. Zudem muss offen 
über die qualitativen Grundlagen der 
Agenturen diskutiert werden, ebenso 
wie über deren inhaltliche Ausrichtung. 
Trotzdem sind die jetzt bereitgestellten 
Landesmittel ein wichtiger Schritt für 

weise spezielles Informationsmaterial 
für Unternehmen erstellen, um stär-
ker zu bewerben, wie sich auch Unter-
nehmen erfolgreich engagieren können. 
Schon letztes Jahr hat sich bei einer 
Vielzahl von Aktionen gezeigt, dass sich 
Unternehmensengagement auszahlt – 
am Aktionstag selbst, aber auch darü-
ber hinaus.

die Freiwilligenagenturen, aber auch 
eine große Chance für das bürgerschaft-
liche Engagement in der Stadt. Mit 
den Agenturen können nämlich nicht 
nur bereits bestehende Engagement-
strukturen verfestigt werden, sondern 
gut aufgestellte Freiwilligenagenturen 
haben die Chance, komplett neue Ziel-
gruppen zu erschließen. Die Geschäfts-
stelle Bezirke wird sich an dem Prozess 
beteiligen. Zusammen mit unseren Mit-
gliedsorganisationen werden wir klare 
Empfehlungen und Einschätzungen ab-
geben, wie die Ausgestaltung der bezirk-
lichen Freiwilligenagenturen am besten 
funktionieren kann. Es bleibt spannend.

Sie können sich schon jetzt auf 
viele Mitmach-Aktionen freuen, die 
die vielfältige Engagement-Land-
schaft widerspiegeln. Erste Mit-
mach-Aktionen und viele weitere In-
formationen rund um die Berliner 
Freiwilligentage finden Sie in Kürze 
auf unserer neu gestalteten Webseite 
www.gemeinsame sache.berlin.

zwischen dem Bezirksamt Pankow von 
Berlin, den Verbänden und den in Pan-
kow aktiven Einrichtungen der Nach-
barschafts-, Stadtteil- und Selbsthilfe-
arbeit. Ziel ist, die Nachbarschafts-, 
Stadtteil- und Selbsthilfearbeit als 
wichtige Ressourcen für Lebensquali-
tät in Stadtteilen weiterzuentwickeln 
und so der Segregation der sozia-
len Infrastruktur entgegenzuwirken. 
Dafür werden die Potenziale der Zivil-
gesellschaft genutzt, das bürgerschaft-
liche Engagement gestärkt und mehr 
Teilhabemöglichkeiten für Bürgerin-
nen und Bürger geschaffen.

Involvierte Träger sind neben Be-
zirkstadträtin Rona Tietje (SPD) und 
Bezirksstadtrat Dr. Torsten Kühne 

(CDU) der Verband für sozial-kul-
turelle Arbeit e. V., das Frei-Zeit-
Haus e. V., der Humanistische Ver-

band Berlin-Brandenburg, die Pfeffer-
werk Stadtkultur gGmbH, Bürgerhaus 
BüHa gGmbH und Albatros gGmbH.

FREIWILLIGENTAGE
BERLINER 

20
18
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»Das Wechselmodell – 
Ist das was für uns?«
Broschüre für getrennt lebende 
Eltern neu aufgelegt

Der Verband alleinerziehender Müt-
ter und Väter, Landesverband Berlin 
e. V. hat die Broschüre »Das Wechsel-
modell – Ist das was für uns?« auf-
grund der großen Nachfrage im 
September 2017 neu aufgelegt. Die 
Broschüre will getrennt lebende El-
tern bei ihrer Entscheidung unter-
stützen, ob das Wechselmodell eine 
für sie geeignete Betreuungsform 
wäre. Sie informiert darüber, was 
Eltern unbedingt berücksichtigen 
sollten, um das Wohl ihrer Kinder zu 
gewährleisten. Artikel zur Kommu-
nikation, zu Anforderungen aus Sicht 
der Kinder und Eltern sowie zu sozial- 
und unterhaltsrechtlichen Fragen be-
leuchten die gesamte Thematik.

Dem VAMV ist es dabei wichtig, auch 
Eltern und (Geschwister-)Kinder 
selbst zu Wort kommen zu lassen, die 
über ihre Erfahrungen mit diesem 
Umgangsmodell berichten. Hierbei 
zeigt sich auch, wie vielfältig die-
ses Umgangsmodell sein kann. Für 
einige Kinder war es gut, während 
andere Kinder zwischenzeitlich aus 
verschiedenen Gründen aus dem Mo-
dell ausgestiegen sind. Der Bundes-
gerichtshof hat am 1. Februar 2017 
ein wichtiges Urteil zum Wechsel-
modell gefällt, das in die Neuauflage 
aufgenommen wurde.

Die Broschüre kann kostenfrei über 
den VAMV bezogen werden, bei Zu-
sendung gegen Erstattung der Porto-
kosten. Die Inhalte sind auch auf der 
Homepage unter »Wechselmodell« 
als Broschüre zum Download erhält-
lich.

Verband alleinerziehender 
Mütter und Väter
Landesverband Berlin e. V.
Seelingstr. 13
14059 Berlin
Tel.: 030 851 51 20
E-Mail: vamv-berlin@t-online.de
www.vamv-berlin.de

Vielen Berliner Familien stehen auf-
grund ihrer geringen Einkommens-
verhältnisse kaum ausreichende und 

bezahlbare Reise- und Erholungsmöglich-
keiten zur Verfügung. Betroffen sind hier vor 
allem Alleinerziehende und ihre Kinder, Fa-
milien mit Kindern mit Handicaps, Mehr-
kinderfamilien und Familien mit Migrations-
hintergrund. Dies bedeutet eine erhebliche 
Einschränkung der sozialen und kulturellen 
Teilhabe.

Angebote der Familienfreizeit und 
Familienerholung sind als Teil der Kinder- 
und Jugendhilfe gesetzlich verankert. Der 
Deutsche Familienverband Berlin e. V. hält ein 
integriertes Angebot von Familienberatung, 
-bildung und -erholung vor. Ausgehend davon 
wurden unterschiedliche Projekte in diesen 
Feldern entwickelt und berlinweit umgesetzt. 
Im Paritätischen Rundbrief wurde bereits über 
die Bildungs- und Erholungsmaßnahme »Fa-
milien in Fahrt« berichtet. Ein weiteres An-
gebot sind pädagogisch begleitete Gruppen-
reisen mit einem Bildungsanteil.

Die teilnehmenden Familien haben an 
ihrem Urlaubsort die Gelegenheit, wichtige 
Impulse und Informationen für den Familien-
alltag zu erhalten. Dies erfolgt im informellen 
Rahmen sowie in Gesprächsrunden, die von 
erfahrenen, sozialpädagogisch geschulten 
Reisebegleiterinnen angeboten und mode-
riert werden. Inhalte der Gesprächsrunden 
sind Erziehungsthemen wie »Eigene Gren-
zen erkennen und diese den Angehörigen ver-
mitteln« oder »Wie gehe ich mit Kindern in 
der Pubertät um?«. Weitere Themen sind zum 
Beispiel Umweltfragen, Ernährungstipps, 

Entspannungstechniken oder kreative Ge-
staltungsmethoden.

Die Familien haben die Chance, für sich 
neue soziale Netzwerke aufzubauen. So lernen 
die Kinder andere Kinder kennen, mit denen 
sie in naturnaher Umgebung spielen und sich 
anfreunden können. Die Eltern finden gleich-
gesinnte Erwachsene und Eltern, mit denen 
sie neue Kontakte knüpfen können.

Die Zielgruppe der begleiteten Gruppen-
reisen für Familien mit individuellen Reise-
kostenzuschüssen sind Eltern beziehungs-
weise Großeltern mit Kindern jeden Alters mit 
Wohnsitz in Berlin, die über ein geringes Ein-
kommen verfügen. Vom 24. bis zum 31. März 
geht es zum Beispiel in das kinderfreundliche 
Familienferiendorf im Ostseebad Rerik. Das 
Feriendorf liegt direkt am Ufer des Haffs, das 
durch eine Landzunge von der offenen See 
getrennt ist. Ein 15-minütiger Fußweg führt 
zum Ostseestrand. In der weitläufigen Anlage 
gibt es viel Grün, Spielplätze, ein Schwimm-
bad, eine Bibliothek, ein Kinderspielhaus und 
vieles mehr.

Familien mit geringem Einkommen kön-
nen über den Deutschen Familienverband 
Berlin einen Reisekosten-Zuschuss nach den 
Förderrichtlinien der Senatsverwaltung für 
Bildung, Jugend und Familie beantragen.

Soziale und kulturelle Teilhabe mit der  
Familienerholung 2018
Pädagogisch begleitete Familiengruppenreisen mit Bildungsanteil

Wissenswertes
Weitere Reiseangebote in den Sommer- und Herbstferien 
f inden Sie unter: www.deutscher-familienverband-berlin.de

Kontakt: Angelika Niemitz, Deutscher Familienverband Ber-
lin e. V., Genter Str. 53, 13353 Berlin, Tel: 030 45 30 01-25
E-Mail: 
familienerholung@deutscher-familienverband-berlin.de

Gemeinsame Aktivitäten machen Spaß und fördern den Zusammenhalt in der Familie.� FOTO: DEUTSCHER FAMILIENVERBAND BERLIN E. V.



1. Quartal 2018	 PARITÄTISCHER RUNDBRIEF� 17

FRAUEN

Die Länder Berlin, Hamburg, Thü-
ringen, Brandenburg und Bremen 
haben eine Initiative zur Aufhebung 

des Paragrafen 219a des Strafgesetzbuches in 
den Bundesrat eingebracht. Dieser Paragraf 
verhindert, dass sachliche Informationen zu 
Schwangerschaftsabbrüchen angeboten und 
die Informationsfreiheit, Selbstbestimmung 
und freie Arztwahl der betroffenen Frauen ge-
wahrt werden können.

Die Schwangerschaftskonfliktberatungs
stellen unter Paritätischem Dach begrüßen 
ausdrücklich diese Initiative der Länder. Sie 
sind seit 25 Jahren im Einsatz für die frauen-
gesundheitliche und psychosoziale Versorgung 
in Deutschland. Sie beraten Frauen in oft-
mals belasteten Lebenssituationen und unter-
stützen sie bei der Entscheidungsfindung. Sie 
informieren zudem über komplexe Versor-
gungs- und Sozialleistungen und bieten Auf-
klärung über Verhütungsmethoden, Familien-
planung und Sexualität.

Am 23. November 2017 haben die 
Schwangerschaftskonf liktberatungsstellen 
unter Paritätischem Dach ihr 25-jähriges Ju-

biläum gefeiert. In einem fachpolitischen 
Gespräch wurde diskutiert, welche Heraus-
forderungen es bei der selbstbestimmten Ent-
scheidung für oder gegen das Austragen einer 
Schwangerschaft gibt. Eine Möglichkeit der 
neutralen Information von Frauen und Paaren 
wären sachliche Hinweise zum Schwanger-
schaftsabbruch auf der Internetseite der zu-
ständigen Senatsverwaltung – mit der Auf-
listung von Frauenärztinnen und -ärzten. 
Diese sollte im Dialog mit der zuständigen 
Senatsverwaltung, den Fachärztinnen und 
Fachärzten und den Schwangerschafts-
konfliktberatungsstellen entwickelt werden.

Initiative zur Aufhebung des Paragrafen 
219a des Strafgesetzbuches
Schwangerschaftskonfliktberatungsstellen unter Paritätischem Dach 
begrüßen Initiative der Länder

Wissenswertes
Die Dokumentation der Jubiläumsfeier mit ausführlichen 
Präsentationen und Beiträgen ist inzwischen veröffentlicht 
und kann hier heruntergeladen werden:

www.paritaet-berlin.de/themen-a-z/themen-a-z-
detailansicht/article/25-jahre-schwangerschaftskonflikt
beratung.html

bzw. hier: http://bit.ly/2oioPtZ

Feier zum 25-jährigen Jubiläum der Schwangerschaftskonfliktberatungsstellen� FOTO: HEIKE SIEVERS

Das Team von Frauenzimmer e. V. 
� FOTO: WOLF WAGNER

Neue Multimedia-Plattform mit 
virtuellen Zufluchtswohnungen
Interviews, Fotos und Filme über 
das Wohnen bei Frauenzimmer e. V.

Anlässlich seines 30-jährigen Be-
stehens hat der Verein Frauenzimmer 
e. V. am 24. November 2017 eine 
neue Multimedia-Plattform prä-
sentiert. Die Plattform besteht aus 
virtuellen Zufluchtswohnungen, in 
denen individuelle Geschichten von 
Frauen mit Interviews, Gedichten, 
Berichten, Fotos und Filmen präsen-
tiert werden. So können sich virtuelle 
Besucher ein umfassendes Bild über 
das Wohnen bei Frauenzimmer e. V. 
machen. Die Autorinnen der Multi-
media-Plattform sind derzeitige und 
ehemalige Bewohnerinnen, Mit-
arbeiterinnen und Partnerinnen von 
Frauenzimmer e. V.

Der Verein Frauenzimmer engagiert 
sich für Frauen und deren Kinder, die 
von Gewalt betroffen sind. Der Ver-
ein ist Träger des Projektes Zuflucht-
wohnungen mit 27 Plätzen für Frauen 
in Kreuzberg, Schöneberg, Tiergarten 
und Wilmersdorf. Mit diesem Projekt 
und dem therapeutischen Angebot 
für Kinder »spielRAUM« bietet der 
Verein Schutz, Beratung und Unter-
stützung für gewaltbetroffene Frau-
en und ihre Kinder.

Zu den virtuellen Zufluchts-
wohnungen gelangen Sie hier: 
www.frauenzimmer-ev.de

Einblick in die virtuelle 
Zufluchtswohnung
� ABBILDUNG: FRAUENZIMMER E. V.
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Wo gibt es Unterstützung bei 
Alzheimer?
15. Auflage des Ratgeber der Alz-
heimer-Gesellschaft Berlin e. V.

Der aktualisierte Ratgeber der 
Alzheimer-Gesellschaft Berlin e. V. ist 
da. Angehörige, Freunde, professio-
nelle Helfer und Interessierte finden 
im neu erarbeiteten
Ratgeber zu Demenzerkrankungen 
und zu Hilfsangeboten in Berlin 
umfassende Informationen, unter 
anderem zum Krankheitsbild, zur 
Diagnostik und zum Umgang mit Er-
krankten. Darüber hinaus erfahren 
Sie Wichtiges zu finanziellen, sozial-
rechtlichen und vielen weiteren Fra-
gen: Wohin kann ich mich wenden? 
Wie beantrage ich eine Pflegestufe? 
Welche Angebote zur Entlastung gibt 
es in meiner Nähe?

Wie gewohnt enthält auch der aktuel-
le Ratgeber zu Demenzerkrankungen 
und zu Hilfsangeboten in Berlin 
einen umfangreichen Serviceteil mit 
Adressen von Beratungsstellen, Ge-
dächtnissprechstunden, Angehöri-
gengruppen und weiteren Berliner 
Entlastungsangeboten.

Den Ratgeber zu Demenz-
erkrankungen und zu Hilfsangeboten 
in Berlin können Sie ab sofort 
kostenfrei über die Geschäftsstelle 
der Alzheimer-Gesellschaft Berlin 
e. V. beziehen (postalisch gegen Er-
stattung der Portokosten 1,45 Euro).

Bestellungen:
Alzheimer-Gesellschaft Berlin e. V.
Friedrichstr. 236 in 10969 Berlin
Tel.: 030 89 09 43 57
Fax: 030 25 79 66 96
E-Mail: info@alzheimer-berlin.de

Kinder und Jugendliche mit geisti-
ger, körperlicher und mehrfacher Be-
hinderung kochen gemeinsam und ler-

nen sich dabei besser kennen – darum geht 
es bei dem Gruppenangebot »Interkulturelles 
Kochen« der LebensWelt gGmbH. Der Träger 
bietet die Kochgruppe nun schon seit sieben 
Jahren kontinuierlich an. Das Projekt im Rah-
men der sozialpädagogischen Einzelfallhilfe 
nach Paragraf 54 SGB XII wird durch Zu-
wendungen aus Verfügungsmitteln finanziert.

Die Kinder und Jugendlichen mit und 
ohne Migrationshintergrund, mit ganz unter-
schiedlichen Kompetenzen, Handicaps, Kul-
turen, Religionen begegnen sich beim »Inter-
kulturellen Kochen« auf Augenhöhe und mit 
dem Ziel, gemeinsam und gleichberechtigt 
zu kochen. Die Kochgruppe ist für die Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer eine ergänzende 
Ressource zu Schule und Familie. Für sie sind 
die Kochgruppentermine fester Bestandteil 
ihres Wochenplanes.

Gemeinsam werden Gerichte aus ver-
schiedenen Kulturen recherchiert und ge-
kocht. Dabei bekommen die Kinder einen 
Einblick in die Küchen anderer Kulturen, ent-
decken Gemeinsamkeiten und Unterschiede 
und entwickeln ein Gefühl des Miteinanders. 
Dadurch dass sie sich in einem geschützten 
Rahmen aktiv in den Kochprozess einbringen, 
können sie zudem ihre sozialen Fähigkeiten 
ausbauen und stärken.

»Wunschzettel der Tiere«
So lautete dieses Jahr die Weihnachts-
geschichte, die auf der Weihnachtsfeier am 

15. Dezember vorgetragen wurde. Die Kinder 
und Jugendlichen schrieben und malten dem 
Weihnachtsmann ihre Wünsche auf. Der As-
sistent des Weihnachtsmannes aus dem fer-
nen Russland wurde eingeladen und brachte 
einen großen Korb mit Süßigkeiten und klei-
nen Spielzeugen mit. Die Kinder und Jugend-
lichen brachen in großen Jubel aus und schar-
ten sich voller Begeisterung um den Geschen-
kekorb.

Neben den Kindern feierten auch El-
tern und Geschwister, sozialpädagogische 
Fachkräfte, eine Vertretung vom Jugendamt 
Mitte und die Geschäftsführung LebensWelt 
gGmbH.

Das Weihnachtsgericht wurde von der 
Kochgruppe zubereitet und aufgetischt. So 
hatten die Eltern die Möglichkeit, von ihren 
Kindern verwöhnt zu werden, und die Teil-
nehmenden der Kochgruppe konnten stolz 
ihre Kochkünste präsentieren. Den Weih-
nachtsbaum und den dazugehörigen Schmuck 
hatten ebenfalls die Kinder und Jugend-
lichen gemeinsam vorbereitet. Eine sozial-
pädagogische Fachkraft begleitete die Feier 
musikalisch mit der Gitarre und die Gäste 
sangen alle gemeinsam Weihnachtslieder. Die 
Veranstaltung war für die Kinder und Jugend-
lichen ein besonderes Highlight. � SONGÜL INCEDAL

Begegnungen am Herd und am Esstisch
Projekt »Interkulturelles Kochen« der LebensWelt gGmbH

Wissenswertes
Songül Incedal
Bereichsleitung
Eingliederungshilfe für Kinder und Jugendliche 
mit Handicaps
s.incedal@lebenswelt-berlin.de
www.lebenswelt-berlin.de

Kleine Weihnachtsgeschenke sorgten für Begeisterung.� FOTO: LEBENSWELT GGMBH

GESUNDHEIT
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Im Sommer 2016 begaben sich neun junge 
Menschen aus dem betreuten Einzel-
wohnen gemeinsam mit vier Beraterinnen 

und Beratern auf die Reise nach Litauen. Sie 
erkundeten die Orte Vilnius, Trakai, Kaunas 
und die kurische Nehrung. Ziel der Bildungs-
reise war es, mit starker Beteiligung der jun-
gen Menschen eine andere Form der Sommer-
reise durchzuführen. Die Teilnehmenden 
brachten ihre Interessen, Wünsche und Ideen 
ein und waren für den gesamten Reisever-
lauf verantwortlich. Die Beteiligung an Ent-
scheidungen und Mitgestaltung von Gruppen-
prozessen stellten die non-formale Bildungs-
perspektive in den Mittelpunkt der Reise.

Es war ein langer Weg, das Reiseprojekt 
FAR AWAY Litauen zu ermöglichen und mit 
interessierten jungen Menschen aus dem be-
treuten Einzelwohnen eine neue Erfahrungs-
grundlage zu gestalten. Alternative Wege in 
Form eines Reiseprojektes zu gehen, erweitert 
das Feld der Jugendhilfe und bereichert ihren 
Horizont.

Das Reiseprojekt wurde von Mit-
arbeitenden der Independent Living – Jugend-
wohnen in Pankow gGmbH und zwei Master-

studierenden der Katholischen Hochschule 
für Sozialpädagogik initiiert und in Ko-
operation mit dem Independent Living – 
Jugendwohnen für Berlin und Brandenburg 
e. V. durchgeführt. Finanziell wurde das 
Reiseprojekt durch den Paritätischen Wohl-
fahrtsverband Berlin und einen Reisekosten-
zuschuss des Jugendamtes unterstützt.

Die jungen Menschen haben ihre Ein-
drücke und Erfahrungen aus diesem Bildungs-
projekt und ihre individuellen Reiseberichte 
in einem Auswertungsfilm zusammengefasst. 
� PHILIPP WULKAU

FAR AWAY Litauen, das unbekannte  
Europa
Ein Film über die Bildungsreise von Independent Living –  
Jugendwohnen in Pankow gGmbH

Wissenswertes
Den Film finden Sie unter: 
www.youtube.com/watch?v=9umFNpn6V5I

Besuchen Sie 
www.independentliving.de/il-berlin-ev/projekte 
für weitere Informationen zum Projekt.

Ansprechpartner: Philipp Wulkau	
Berater Betreutes Jugendwohnen	
Independent Living – Jugendwohnen in Pankow gGmbH
Tel.: 0171 793 22 44
E-Mail: philipp.wulkau@independentliving.de

Aus dem Film »FAR AWAY Litauen, das unbekannte Europa«� FOTO: EMMA FAUST

Kritische Auseinandersetzung 
mit Konflikten in der Familie�
� Bild: Kompaxx e. V. 

Was tun, wenn Eltern-Kind-
Beziehung beeinträchtigt ist?
Familienabenteuer stärkt 
Zusammenhalt in der Familie

Kompaxx e. V. hat ein neues Grup
penangebot zur Stärkung des 
Familienzusammenhalts entwickelt. 
Beim »Familienabenteuer« machen 
Familien bei verschiedenen Aktivi-
täten positive und gemeinsame Er-
fahrungen. Das Angebot richtet sich 
hauptsächlich an Eltern und Kinder 
(8 bis 12 Jahre), zwischen denen sich 
die Beziehung konflikthaft gestaltet.

Der Schwerpunkt des Gruppen-
angebotes liegt auf dem Aus-
tausch der Teilnehmenden. Bei ge-
meinsamen Aktivitäten und zum Teil 
spielerischer Auseinandersetzung 
mit dem Familienalltag wird die 
Sicht auf bestehende Konfliktmuster 
verändert und die Wahrnehmung der 
gegenseitigen Bedürfnisse erweitert. 
Oft fällt es den Familienmitgliedern 
schwer, den eigenen Anteil an fa-
miliären Problemen zu erkennen. 
Bei anderen fällt es ihnen leich-
ter, Probleme wahrzunehmen und 
Lösungsansätze zu finden. Durch die-
ses Spiegelbild kann auch der Blick 
für die eigenen Probleme geschärft 
werden. Die teilnehmenden Familien 
sollen zudem erkennen, dass sie mit 
ihren Belastungen nicht alleine sind, 
sondern dass sich auch andere in 
einer ähnlichen Lage befinden.

Die Gruppen werden von Fachkräften 
professionell begleitet und mode-
riert. Das Familienabenteuer ist eine 
Leistung der Hilfe zur Erziehung nach 
Paragraf 27(2) SGB VIII. 

Informieren Sie sich auf der Internet-
seite www.kompaxx.de über das An-
gebot oder kontaktieren Sie:

Patricia Sanches Lima
Fachliche Leitung
Tel.: 030 337 73 84 21
E-Mail: familienabenteuer@kompaxx.de
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»Wichtig ist in der Krisenarbeit, die Kinder und  
Jugendlichen ernst zu nehmen«
Fünf Fragen an: Gerd Storchmann, Fortbildungsakademie von Neuhland

Die neuhland Hilfe in Krisen gGmbH ist ein gemein-
nütziger anerkannter Träger der Jugendhilfe und 
der psychiatrischen und psychosozialen Versorgung. 
Sie ist im Trägerverbund mit Prowo, Land in Sicht 
und MeG. Schwerpunkt der Arbeit ist die Krisenhilfe. 
neuhland betreibt verschiedene stationäre und 
ambulante Angebote des therapeutischen Woh-
nens und der Beratung sowie eine Fortbildungs-
akademie. Gerd Storchmann ist stellvertretender 
Geschäftsführer von neuhland und seit der Grün-
dung 2009 Leiter der Fortbildungsakademie von 
neuhland. Er ist von Beruf Diplom Sozialpädagoge 
und Supervisor (DGSv). Die Fragen stellte Anna Za-
gidullin für www.jugendhilfe-bewegt-berlin.de.

Herr Storchmann, für Fachkräfte bieten Sie 
mit der Akademie ein weitreichendes Fort-
bildungsprogramm aus dem psychosozialen 
Bereich. Welche Ziele verfolgen Sie mit der 
Akademie?

Gerd Storchmann: Wir wollen ein An-
gebot machen für spezialisierte Fort-
bildungen, die mit überschaubaren 
Teilnehmerzahlen intensives Lernen er-
möglichen. Unsere Schwerpunkte lie-
gen bei Themen wie Suizidgefährdung 
und Trauma, Umgang mit Aggressio-
nen und dem Spektrum der psychi-
schen Erkrankungen. Unsere Dozen-
tinnen und Dozenten bieten, kenntnis-
reich und mit vielfältigen Methoden für 
das Thema engagiert, intensive Fort-
bildungen in einem kleineren Rahmen. 
Unsere Fortbildungen sollen Raum für 
Reflexionen bieten, ein Heraustreten 
aus dem Arbeitsalltag ermöglichen. 
Dazu gehören auch eine gute Ver-
köstigung und eine überschaubare Teil-
nehmerzahl.

Für 2018 haben Sie ein neues Fortbildungs-
programm entwickelt. Welche Akzente set-
zen Sie in diesem Jahr?

Gerd Storchmann: Im Jahr 2018 liegt 
das Augenmerk auf Fortbildungen, die 
zum vertieften Verständnis von psy-
chischen Störungen beitragen und hel-
fen sollen, professionell damit umzu-
gehen. Darüber hinaus haben wir mit 
Angeboten zur Früherkennung von 
Psychosen, Glücksspielsucht oder der 
Arbeit mit trauernden Kindern und 
Jugendlichen aktuelle Akzente aus dem 
psychosozialen Bereich gesetzt. Natür-

lich bieten wir auch eine Reihe von Ver-
anstaltungen zu unseren Arbeitsschwer-
punkten Suizidprävention, Trauma und 
psychische Erkrankung an.

Die Akademie ist bereits seit acht Jahren 
tätig. Was hat sich in dieser Zeit verändert 
und wie hat die Akademie sich etabliert?

Gerd Storchmann: Die Gründungs-
idee war, Fortbildungen mit speziel-
len Themen anzubieten, die es auf dem 
Markt kaum gab, wie zum Beispiel der 
Umgang mit suizidgefährdeten jun-
gen Menschen oder an Borderline Er-
krankten im Betreuungsalltag einer sta-
tionären Einrichtung. Wir wollten aktu-
elles Wissen aus unserem Arbeitsalltag 
in einem Rahmen vermitteln, der durch 
eine begrenzte Teilnehmerzahl und ein 
angenehmes Ambiente intensives und 
störungsfreies Lernen ermöglicht. Diese 
spezielle Ausrichtung und diesen Cha-
rakter unserer Fortbildungen haben wir 
uns bis heute erhalten.

Zudem war unser Anliegen, neue 
junge Mitarbeitende unserer Ein-
richtungen zu befähigen, mit den 
Herausforderungen der Arbeit um-
gehen zu können. Deshalb bekommt 
jede Mitarbeiterin und jeder Mitarbeiter 
an zwei Tagen eine Freistellung für die 
Teilnahme an Fortbildungen der neuh-
land Fortbildungsakademie pro Jahr.

Wo sehen Sie aktuelle Herausforderungen 
in der Arbeit mit Kindern und Jugendlichen, 

die in Krisen geraten sind?
Gerd Storchmann: Wichtig ist in der 
Krisenarbeit die Kinder und Jugend-
lichen mit ihren jeweiligen Anliegen 
oder ihren Problemen ernst zu nehmen, 
diese nicht »wegreden« zu wollen und 
keine schnellen Lösungen anzubieten. 
Es hilft sehr, wenn der Jugendliche er-
lebt, dass er nicht allein ist mit seinen 
Problemen und dass Hilfe möglich ist. 
Dadurch entspannt sich die Situation 
meist merklich. Mir ist immer wich-
tig, ein offenes und vertrauensvolles 
und akzeptierendes Verhältnis aufzu-
bauen und als verlässlicher Gesprächs-
partner zur Verfügung zu stehen, der 
nicht zu viel verspricht. Jugendliche 
sind in einer Phase, in der sie viele Res-
sourcen haben, mit denen sie sich ganz 
gut selbst helfen können, wenn die Ver-
zweif lung erst einmal etwas zurück-
gegangen ist. Es macht Freude, diesen 
Prozess zu begleiten.

Was wünschen Sie sich für die zukünftige 
Entwicklung der Akademie?

Gerd Storchmann: Wir sind gerade dabei, 
Weiterbildungen zu konzipieren, die 
über einen längeren Zeitraum lau-
fen. Diese sind insbesondere für un-
erfahrene Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter geeignet, die direkt von den 
Hochschulen zu uns kommen.

Ich möchte noch alle Interessier-
ten auf unsere Rabatte hinweisen: 
Wir geben 20 Prozent Rabatt für Mit-
arbeitende von Mitgliedsorganisationen 
des Paritätischen und des öffentli-
chen Dienstes, 50 Prozent für Studen-
ten, und im Januar gibt es jeweils einen 
Frühbucherrabatt von 20 Prozent für 
alle Fortbildungen des Jahres.

Im Moment wünsche ich mir, dass 
unser neues Buchungssystem seine Ma-
cken abgelegt und wir nicht mehr so 
viel Arbeit investieren müssen, damit 
es rund läuft. Ansonsten möchte ich 
unser Angebot ausbauen und weiterhin 
jedes Jahr neue und innovative Fort-
bildungen anbieten.

Wissenswertes
Das aktuelle Angebot der neuhland Akademie ist 
hier einsehbar: www.neuhland.net/akademie.html

Gerd Storchmann, stellvertretender Geschäfts
führer von neuhland� FOTO: PRIVAT
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In der Vorweihnachtszeit gab es für Kin-
der aus der Outlaw-Kita Am Maselake-
park und Bewohnerinnen und Bewohner 

des Pflegeheimes »Hauptstadtpflege Haus 
Seebrücke« eine ganz besondere Aktion: Ein 
vorweihnachtliches und interaktives Puppen-
theater erfreute beide Altersgruppen. Dank der 
Kooperation beider Einrichtungen kam dieses 
wunderbare Gemeinschaftserlebnis zustande. 
Kinder aus unterschiedlichen Gruppen be-
suchen je einmal im Monat das Seniorenheim. 
»Es werden dann zusammen Geschichten ge-
lesen, es wird gesungen und getanzt. Dass 
wir zusammen ein Theaterstück angeschaut 
haben, war eine Premiere«, berichtet Christa 
Waschke, die stellvertretende Kitaleiterin.

In dem Theaterstück ging es um einen 
Dinosaurier namens Karl, der keine Lust auf 
Weihnachtvorbereitungen hat, sondern lieber 
nur Plätzchen isst. André, der Puppenspieler, 
findet dies überhaupt nicht gut und schickt 
Karl los, um einen Weihnachtsbaum zu be-
sorgen. Karl geht nun mit Hilfe des Publi-
kums auf Tannenbaumsuche. Zuerst kommt 
er mit einer Palme, dann mit einem Kaktus 
und zum Schluss doch mit einem Tannen-

baum zurück. Die Kinder und die Bewohner 
des Pflegeheims unterstützten Karl unter an-
derem mit dem Lied »Oh Tannenbaum«. 
Puppenspieler André belohnte Karl mit einem 
ganz besonderen Weihnachtsgeschenk – einer 
Dose mit Plätzchen nur für ihn allein.

Die Resonanz auf das lustige und span-
nende Theaterstück war äußerst positiv. Clau-
dia Jurischka, Ergotherapeutin des Senioren-
heimes, erzählte begeistert: »Das Theaterstück 
kam sehr gut bei den Bewohnerinnen und Be-
wohnern an. Die Kinder und auch unsere Be-
wohner haben gemeinsam gelacht. Das war sehr 
schön mit anzusehen.« Erzieherinnen aus der 
Kita erzählten, dass sowohl die Kinder als auch 
die Seniorinnen und Senioren mit Begeisterung 
und Freunde beim Spiel dabei waren: »Es war 
schön zu beobachten, dass die Bewohner nicht 
nur an dem Theaterstück Spaß hatten, sondern 
sich auch über die Reaktionen der Kinder ge-
freut haben«, so eine Erzieherin.� CHRISTA WASCHKE

»Karl braucht einen Weihnachtsbaum«
Theaterstück verbindet Jung und Alt

Wissenswertes
Mehr über die Kita Am Maselakepark der Outlaw Kinder und 
Jugendhilfe gGmbH finden Sie hier:
www.outlaw-ggmbh.de/kita-am-maselakepark

Dinosaurier Karl mit Seniorinnen des Pflegeheimes »Hauptstadtpflege Haus Seebrücke«� FOTO: OUTLAW KINDER UND JUGENDHILFE GGMBH

Aktuelle Beiträge auf dem Blog 
jugendhilfe-bewegt-berlin.de

Neues Kreatives Medienlabor in  
Steglitz-Zehlendorf
Der Mittelhof e.V. hat ein neues 
»Kreatives Medienlabor« für Kinder 
und Jugendliche in der Villa Folke 
Bernadotte in Steglitz-Zehlendorf 
eröffnet.

Mädchenarbeit an der  
Adolf-Reichwein-Schule
Mädchenarbeit hat einen wichti-
gen Platz im Schulleben der Adolf-
Reichwein-Schule, einem sonder-
pädagogischen Förderzentrum für 
Lernen mitten in Neukölln. Betreut 
wird die Gruppe von Kristina Becker, 
Schulsozialarbeiterin bei tandem 
BTL.

Wirkungsorientierung in den 
Ambulanten Hilfen
Im Dezember trafen sich Mit-
arbeitende der ambulanten Hilfen 
der tandem BTL zu einem halb-
tägigen Fachtag zur Wirkungs-
orientierung. 

Alltag einer Palliativkinder-
krankenschwester
Das Team aus Kinderpalliativmedi-
zinern, Palliativpflegefachkräften 
und einer Sozialarbeiterin versorgt 
Familien mit lebensverkürzend er-
krankten Kindern – im Hospiz und 
zu Hause. Dahinter steht eine Ko-
operation der Berliner Charité und 
der Björn Schulz Stiftung. Palliativ-
kinderkrankenschwester Sabine 
Klose gibt einen Einblick in ihre täg-
liche Arbeit.

Alle Beiträge unter: 
www.jugendhilfe-bewegt-berlin.de

Wir freuen uns auf Ihre Kommentare! 

JUGENDHILFE
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Hohe Abbruchquoten bei Erzieherausbildung
Fachkräftemangel behindert Ausbau der Kindertagesbetreuung

Die Kindertagesbetreuung 
wächst in Berlin in einem ra-
santen Tempo. Im Jahr 2017 

wurden durchschnittschlich 48.753 
Kinder mehr in den Kindertagesstätten 
im Land Berlin betreut als 10 Jahre 
zuvor. Die Anzahl der im Jahr 2017 
durchschnittlich betreuten Kinder ist 
auf 155.505 angewachsen. Der Bedarf 
an Plätzen in der Kindertagesbetreuung 
ist dabei weiter ungebrochen hoch. Mel-
dungen, dass Eltern keinen freien Kita-
platz mehr für ihre Kinder finden, gibt 
es in Presse, Funk und Fernsehen der-
zeit fast täglich. Dabei haben ins-
besondere die freien Träger der Kinder-
tagesbetreuung in den vergangenen Jah-
ren dafür gesorgt, dass der Platzausbau 
gelingen konnte. Sie haben die ent-
sprechenden Kitas zum Teil für mehr 
Kinder umgebaut, ausgebaut sowie Neu-
bauten errichtet und neue Flächen für 
die Kindertagesbetreuung angemietet.

Mehr und mehr waren die Träger in 
den vergangenen Jahren mit einem aku-
ten Fachkräftemangel konfrontiert. Die 
Senatsverwaltung für Bildung, Jugend 
und Familie und die Senatorin haben 
das bis zum Beginn des Jahres 2017 be-
stritten. Der Paritätische hatte seit 2012 
immer wieder auf die sich zuspitzende 
Situation der fehlenden Fachkräfte hin-
gewiesen. Diese sind mittlerweile ein 
wesentlicher Grund dafür, dass nicht 
alle Kinder, die einen Platz benötigen, 
aufgenommen werden können. Neben 
der Tatsache, dass die Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf für viele Familien 
gefährdet ist, verhindern die fehlen-
den Kapazitäten insbesondere den frü-
hen Zugang für Kinder aus sozial be-
nachteiligten Familien sowie aus Fami-
lien mit Fluchterfahrungen.

Die Senatsverwaltung für Bildung, 
Jugend und Familie setzt bei der Be-
wältigung des Fachkräftemangels im 
Wesentlichen auf die Ausweitung der 
Ausbildungskapazitäten. Diese sind 
auch in den vergangenen Jahren stark 
erhöht worden. Allerdings sind dabei 
die Zahlen der Absolventinnen und 
Absolventen nahezu gleich geblieben. 
Damit sinkt die Quote der Perso-
nen, die diesen Ausbildungsgang ab-
schlossen (siehe Tabelle). Die Folge ist, 
dass die Zahl der Absolventinnen und 
Absolventen noch nicht einmal aus-
reichen wird, um die Fachkräfte zu 
ersetzen, die im Bereich der Kinder-

tagesbetreuung wegen Verrentung oder 
Berufswechsel wegfallen.

Insbesondere durch die Recherchen 
des rbb wurde deutlich, dass viele Stu-
dierende die Ausbildung aus finanziel-
len Gründen abbrechen. Der Paritäti-
sche Wohlfahrtsverband Berlin fordert 
daher die Senatsverwaltung auf, schnell 
die Ursachen für einen Abbruch der 
Ausbildung zum Beispiel durch finan-
zielle Schwierigkeiten zu beheben: Es 
braucht ausbildungsbegleitende Hilfen 
zur Unterstützung des Studiums und 
die Lohndifferenz zwischen einer Er-
zieherin und einer Grundschullehrkraft 
muss endlich verringert werden.

Der Mangel an Fachkräften bei den 
Erzieherinnen und Erziehern ist dabei 
schon lange nicht mehr nur ein Prob-

lem in Berlin. Das Deutsche Jugend-
institut weist mittlerweile darauf hin, 
dass bundesweit der Ersatzbedarf an 
Nachwuchskräften nicht mehr gedeckt 
werden kann. Der Rechtsanspruch 
auf einen Platz in der Kindertages-
betreuung ist durch die fehlenden Fach-
kräfte massiv gefährdet. Die derzeit 15 
Klagen vor dem Berliner Verwaltungs-
gericht zeigen das deutlich.

Der Paritätische wird sich weiter-
hin für alle Familien in Berlin ein-
setzen – und insbesondere für den Zu-
gang von sozial und wirtschaftlich 
benachteiligten Familien zur Kinder-
tagesbetreuung.

� TORSTEN WISCHNEWSKI-RUSCHIN
� REFERENT KINDER UND KINDERTAGESSTÄTTEN|SCHULE 
� BEIM PARITÄTISCHEN WOHLFAHRTSVERBAND BERLIN
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Schwerpunkt: Wem gehört die Stadt?
Die Zukunft des sozialen Berlins

Besuchspatenschaft des Vereins 
»Freunde alter Menschen«: 

Ursula und Ute treffen sich regelmäßig 
FOTO: BIRTE ZELLENTIN
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RUBRIKSCHWERPUNKT: 
WEM GEHÖRT DIE STADT?

Niemanden vergessen!
Damit Berlin sozial bleibt, braucht es eine umfassende Strategie

Berlin hat heute über 330.000 
Einwohner mehr als noch vor 
zehn Jahren. Mit den vielen 

Neuberlinerinnen und -berlinern ist 
eine ganze deutsche Großstadt hinzu-
gekommen. Aber auch die Geburten-
zahlen steigen seit einigen Jahren wie-
der, und es gibt immer mehr ältere 
Menschen. Wie schaffen wir es, diesem 
Wachstum gerecht zu werden? Was ist 
zu berücksichtigen, damit Berlin sozial 
bleiben kann?

Schon beim Wohnraum wird es 
knapp
Da sind zunächst die allgemeinen 
Wohn- und Lebensbedingungen in 
Berlin – also die Infrastruktur, die für 
alle Einwohner zur Verfügung steht. 
Jeder braucht Wohnraum, hat Inte-
resse an verfügbaren Arbeitsplätzen, 
nutzt Bildungs- und Kulturangebote 
und braucht hin und wieder das Sys-
tem der Gesundheitsversorgung. Und 
schon auf dieser Ebene merken wir: 
Etwas läuft schief. Während es noch 
vor einigen Jahren gut möglich war, 
eine bezahlbare Bleibe zu finden, ist die 
Wohnungssuche inzwischen zu einem 
echten Hürdenlauf geworden, dem 
nicht alle gewachsen sind.

Um gute Lebensbedingungen zu 
schaffen, braucht es darüber hinaus 
eine soziale Infrastruktur, die Regel-
angebote schafft: Nachbarschafts- und 
Stadtteilzentren, Kindertagesstätten, 
offene Jugend- oder Seniorentreffs und 
vieles mehr. Also Orte, an denen Men-
schen sich begegnen und an denen die 
Stadt als Sozialraum in Erscheinung 
tritt. Orte, die Raum für Gemeinschaft 
und gegenseitige Unterstützung schaf-
fen – ohne dass eine besondere Hilfs-
bedürftigkeit im Vordergrund steht.

Unterstützungsangebote stärken in 
besonderen Lebenslagen
Wenn Menschen hilfebedürftig sind 
oder werden, gibt es spezialisierte An-
gebote für die jeweiligen Bedürfnisse. 
Familien bekommen Unterstützung 
durch Jugendsozialarbeit, Schuldner-
beratungen helfen Menschen, die in fi-
nanzielle Schwierigkeiten geraten sind – 
hier geht es darum, gezielt die Selbst-
organisation zu stärken.

Auf einer nächsten Stufe werden 
Menschen begleitet, die ganz indivi-
duelle Unterstützung in einer heraus-

fordernden Lebenssituation brau-
chen. Es geht dabei um den Ausgleich 
von Benachteiligung und sozialer Un-
sicherheit. Dazu gehören beispielsweise 
Wohn- und Arbeitsangebote für Men-
schen mit Behinderungen, Hilfen zur 
Erziehung für Familien mit Kindern 
und Jugendlichen, oder auch Hilfen zur 
Pflege.

Akute Hilfe erfahren Bedürftige in 
Krisensituationen. Dazu gehören unter 
anderem obdachlose Menschen, die in 
einer Notübernachtung aufgenommen 
werden, ebenso wie Kinder, die von 
einem Kindernotdienst betreut werden.

Soziale Angebote ganzheitlich  
denken
Menschen in unserer Stadt, Alt- und 
Neuberliner, brauchen Angebote auf 
allen Ebenen. Es gibt die jungen, gut 
ausgebildeten Berufstätigen, die »nur« 
Kulturangebote nutzen und einen Kita-
platz suchen. Bei uns leben aber auch 

Menschen, die mehr Unterstützung 
brauchen: Geflüchtete, die Notunter-
künfte benötigen, Menschen, die auf 
psychosoziale Betreuung und Krisen-
hilfe angewiesen sind. Gleichzeitig 
gilt es, zum Beispiel Folgen von Ver-
drängung am Wohnungsmarkt zu be-
gegnen.

Die beschriebenen Ebenen sind 
miteinander verf lochten und nur ge-
meinsam denkbar. Je besser die 
Grundlage, die allgemeinen Lebens-
bedingungen in dieser Stadt, funk-
tioniert, umso mehr können wir ver-
hindern, dass Menschen die weiteren 
Stufen der sozialen Versorgung be-
nötigen. Mangelt es aber bereits an den 
Grundlagen wie der Versorgung mit 
Wohnungen, Kitaplätzen oder Gesund-
heitsangeboten, setzt sich dieser Man-
gel auf den anderen Ebenen fort. Und 
wenn wir uns nicht gut um die Men-
schen mit Hilfebedarf kümmern, leidet 
darunter auch die allgemeine Lebens-
qualität in der Stadt.

Viele Schwierigkeiten, mit denen 
wir heute konfrontiert sind – von der 
Wohnraumversorgung über den Kita-
platzmangel bis hin zum Fachkräfte-
mangel in der Pflege – haben etwas mit 
einer krassen Fehleinschätzung des Be-
völkerungswachstums zu tun. Diese 
Fehlprognose wurde erst in den letzten 
Jahren langsam korrigiert. Und so wird 
die Stadt derzeit immer enger und die 
Angebote werden knapper.

Strategische Investitionen müssen 
den Sparkurs ablösen
Richtig, noch zu Beginn der 2000er 
Jahre wurde verkündet, man müsse nun 
sparen, bis es quietscht. Jetzt steht das 
Sparen nicht mehr im Vordergrund, 

Nachbarschaftsarbeit in Berlin-Kreuzberg� FOTO: NACHBARSCHAFTSHAUS URBANSTRASSE

Martin Hoyer� FOTO: HOLGER GROSS
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RUBRIKSCHWERPUNKT: WEM GEHÖRT DIE STADT?
— INNOVATION —

Start-ups und »die Wohlfahrt«: ziemlich beste Freunde!
Wenn klassische Kompetenzen auf innovative Ideen treffen

Der 7. Altenbericht der Bundes-
regierung formuliert zu-
treffend, was Engagierte in 

der sozialen Arbeit nur zu gut wissen: 
»Vielfach stehen nicht mehr Selbst-
organisationsfähigkeit der Menschen, 
Stützung nachbarschaftlicher Gemein-
schaft, Fokussierung lokaler Lebens-
bedingungen und Ressourcen im 
Vordergrund sozialstaatlicher Steue-
rung, sondern zentralistische Qualitäts-
vorgaben und Aushandlungsprozesse.« 
Sie zu überwinden ist, so die Über-
zeugung der Autorinnen und Autoren, 
durch eine »kreative Vermischung ver-
schiedener Sektoren und Akteure« zu 
erreichen. Soziale Innovationen sind das 
Ziel, kreative Kooperationen der Weg 
dahin. Damit wird bestätigt, was im Pa-
ritätischen in Berlin und darüber hin-
aus längst tief in die verbandliche DNA 
eingeschrieben ist. Wir brauchen klas-
sische Kompetenzen ebenso wie neue 
Ideen, um Herausforderungen wie Kita-
platzmangel, Demografie, Integration 
und Inklusion zu bewältigen. Nicht von 
ungefähr formulieren auch CDU, CSU 
und SPD in ihrem am 7. Februar 2018 
vereinbarten Koalitionsvertrag: »Wir 
wollen Open-Innovation-Ansätze, so-
ziale Innovationen sowie inter- und 
transdisziplinäre Ansätze fördern und 
Experimentierräume einrichten, um in-
novative technische Systeme und neue 
Geschäftsmodelle zu erproben.«

Soziale Start-ups zählen zu den Ak-
teuren, die gemeinsam mit etablierten 
Sozialunternehmerinnen und -unter-
nehmern und den Einrichtungen und 
Diensten der gemeinnützigen Wohl-
fahrtspflege daran arbeiten, be-
stehenden sozialen Problemen abzu-
helfen, Selbsthilfepotenziale entwickeln 
zu helfen und neue Angebote zu schaf-
fen, wo es an bestehender Infrastruktur 
fehlt. Nur wenige Beispiele: In Zu-
sammenarbeit mit der »GemüseAcker-
demie« (gemueseackerdemie.de) ackern 
Erzieher und Kinder in Kindertages-

denn das Quietschen wird immer lau-
ter. Es vergeht kein Tag, an dem nicht in 
der Presse thematisiert wird, an welchen 
Ecken und Enden es knapp ist. Und 
unsere Mitgliedsorganisationen spüren 
dies täglich in ihren Einrichtungen.

Was wir nun schnellstmöglich brau-
chen, ist eine Sozialplanung, die alle 

stätten gemeinsam mit dem Ziel, Anbau, 
Ernte und Verarbeitung von Gemüse 
zu üben und biologische Vielfalt ent-
wickeln zu helfen. Mit der interaktiven 
Therapiekugel ichó (icho-system.com) 
entwickelt ein Start-up gemeinsam 
mit Paritätischen Einrichtungen neue 
Formen der Interaktion mit demen-
ziell erkrankten Menschen. Querstad-
tein (querstadtein.org) eröffnet durch 
Stadtführungen von und mit obdach-
losen und geflüchteten Menschen neue 
Perspektiven auf die Stadt. Auticon hat 
es geschafft, Menschen aus dem Autis-
mus-Spektrum als herausragend quali-
fizierte Fachkräfte zu vermitteln und 
damit einen Paradigmenwechsel im 
Umgang mit den Betroffenen erreicht. 
Mit Kooperationen lassen sich solche 
Fortschritte verbreiten und neue Ideen 
fördern.

Schon seit fünf Jahren arbeiten der 
Paritätische Berlin, das Berliner Social 
Impact Lab, der Kindertagesstätten-
träger Fröbel e. V., der Paritätische 
NRW und der Paritätische Gesamtver-
band eng zusammen, um im Projekt 
»Innovation2« die Zusammenarbeit mit 
sozialen Start-ups zu fördern. Zeit für 
eine Zwischenbilanz.

Die vielleicht wichtigste Erkenntnis 
ist, dass der häufig behauptete natür-
liche Interessengegensatz zwischen 

Bereiche der sozialen Infrastruktur 
berücksichtigt und würdigt. Derzeit 
gibt es durch Haushaltsbeschlüsse be-
reits Aufstockungen in unterschied-
lichen Bereichen – ohne eine Gesamt-
strategie bleiben sie jedoch nur Not-
pflaster. Ja, diese Sofortmaßnahmen 
sind notwendig, weil sie schnell die 

Start-ups und etablierten Trägern im 
sozialen Bereich ein Scheinhindernis 
ist. Nicht anders als der Scheinriese bei 
Jim Knopf wird das angebliche Hinder-
nis kleiner, je näher man sich kommt. 
Start-ups haben häufig spannende 
Ideen und neue Techniken, um soziale 
Probleme anzugehen. Und auch Wir in 
der Wohlfahrt haben einiges zu bieten, 
denn wir helfen ihnen dabei, mit fach-
licher Expertise und Erfahrungswissen, 
mit Fördermitteln und Rechtsberatung 
sowie mit lokalen Netzwerken.

Der Kompetenztransfer ist aber 
keine Einbahnstraße: Start-ups er-
leichtern den Perspektivwechsel, sie or-
ganisieren Prozesse unmittelbarer und 
verfügen gerade im Bereich der Digi-
talisierung und Öffentlichkeitsarbeit 
über wertvolle Expertise, die am Markt 
einzukaufen für gemeinnützige Trä-
ger kaum zu finanzieren ist. Die Zu-
sammenarbeit mit sozialen Start-ups 
kann ferner als Element der Personal- 
und Organisationsentwicklung ge-
nutzt werden. Auch für die Fachkräfte-
gewinnung bietet die Zusammen-
arbeit Chancen für beide Seiten. Selbst 
Stolpersteine in der Kooperation, wie 
ganz banale Sprachbarrieren und Unter-
schiede in der Organisationskultur, 
können bei der eigenen Entwicklung 
von Nutzen sein. Einmal angestoßen, 
so jedenfalls die Erfahrung aus dem 
Kooperationsprojekt Innovation2, ent-
wickeln und verstetigen sich viele ge-
meinsame Projekte, andere enden mit 
einem Erfahrungsgewinn oder führen 
zu neuen Ideen und Initiativen. Auch 
für die Kooperation zwischen Start-
ups und Wohlfahrt gilt: Zusammen ist 
man weniger allein. Und natürlich: Wer 
wagt, gewinnt!

� DR. JOACHIM ROCK, 
� LEITER DER ABTEILUNG ARBEIT, SOZIALES UND EUROPA
� DER PARITÄTISCHE GESAMTVERBAND

größten Personal- und Finanzlücken 
stopfen. Berlin braucht aber nach unse-
rer Überzeugung dringend eine nach-
haltige Strategie zur sozialen Stadtent-
wicklung – und zwar auf allen Ebenen.

MARTIN HOYER, STELLVERTRETENDER GESCHÄFTSFÜHRER 
DES PARITÄTISCHEN WOHLFAHRTSVERBANDS BERLIN

Wissenswertes
Mehr zu Innovation2 unter: 
www.socialimpact.eu/innovation-zum-quadrat

Dr. Joachim Rock� FOTO: DER PARITÄTISCHE GESAMTVERBAND
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Visionen für mehr sozialen Wohnraum in Berlin
Fachtag »Schutzraum inklusives Wohnen – gemeinsam für eine soziale Wohnlandschaft«

Mehr Raum für soziale Wohn-
angebote schaffen und die 
Zusammenarbeit zwischen 

Wohnungswirtschaft und sozialen Trä-
gern zu stärken – darum ging es beim 
Fachtag »Schutzraum inklusives Woh-
nen – gemeinsam für eine soziale 
Wohnlandschaft« am 10. Januar. Dass 
das Thema in Berlin mehr als aktuell 
ist, zeigte die große Resonanz auf die 
Veranstaltung, die parallel zur 1. Ber-
liner Strategiekonferenz Wohnungs-
losenhilfe der Senatsverwaltung für 
Soziales stattfand. Rund 100 Teil-
nehmende aus Wohnungswirtschaft – 
landeseigene und private Wohnungs-
unternehmen, Genossenschaften und 
Stiftungen –, von sozialen Trägern, aus 
Politik und Verwaltung versammelten 
sich im Hotel Rossi der Botschaft für 
Kinder gGmbH. Eingeladen hatten die 
Agentur Inklusiv Wohnen und der Pari-
tätische Wohlfahrtsverband Berlin.

Prof. Barbara John, die Vorstands-
vorsitzende des Paritätischen Wohl-
fahrtsverbands Berlin, eröffnete den 
Tag und betonte, dass insbesondere eine 
aktive Beteiligung von gemeinnützigen 
sozialen Trägern bei der Schaffung von 
bezahlbarem Wohnraum eine gute Per-
spektive darstellt. Dr. Maximilian Voll-
mer von der Agentur Inklusiv Woh-
nen unterstrich die Relevanz des The-
mas durch die Vorstellung einer 2017 
erarbeiteten Studie zur prekären Raum-
situation sozialer Organisationen in 
Berlin.

In drei thematischen Workshops 
setzten sich die Teilnehmenden an-
schließend intensiver mit dem Thema 
auseinander. Der Workshop »Wohnung 
sucht Bewohner« bot den Vertretern 
sozialer Träger und der Wohnungs-
wirtschaft die Möglichkeit, sich in 
einem Speed-Dating-Format kennen-
zulernen, ihre jeweiligen Interessen 
zu formulieren und abzugleichen. Im 
Workshop »Suche helle, geräumige 
Vision« wurden mögliche Synergien 
und Win-Win-Strategien für die Ko-
operation zwischen Wohnungswirt-
schaft und sozialen Trägern in Gestalt 
einer Vision entwickelt: »Es ist das Jahr 
2023 und Berlin ist ein strahlender 
Leuchtturm für das inklusive Wohnen, 
denn: Berlin unterstützt Wohnungs-
unternehmen, die soziale Projekte um-
setzen, sie agieren stärker gemeinnützig 
und die Überbauung von Supermärkten 

mit inklusiven Projekten ist inzwischen 
die Regel«, so eins der visionären Ergeb-
nisse. Der Workshop »Wir machen das 
selbst. Vom Mieter zum Entwickler« 
konzentrierte sich auf die Diskussion 
einer in Hamburg bereits erfolgreich 
agierenden Baugenossenschaft sozia-
ler Träger, die in Eigenregie inklusiven 
Wohnraum schafft.

In der abschließenden Podiums-
diskussion ging es um das Ausloten 
von potenziellen Kooperationen, aber 
auch um die harte Realität des Berli-
ner Wohnungsmarktes. Gelungene Bei-
spiele sind bisher noch Einzelfälle, für 
ein inklusives Berlin braucht es noch 
viele gemeinsame Anstrengungen und 
weitere Unterstützung. Katrin Lomp-
scher, Senatorin für Stadtentwicklung 
und Wohnen führte aus: »Wir sprechen 
nicht mehr von integrierter, sondern 
von inklusiver Stadtentwicklung, und 
darin sind die sozialen Träger die Ex-
perten.« Außerdem diskutierten Prof. 
Barbara John, Ingo Malter, Geschäfts-
führer der Stadt und Land Wohn-
bauten-Gesellschaft mbH, Marko Rost-
eck, Pressesprecher Deutsche Woh-

nen SE, und Werner Landwehr, Forum 
Kreuzberg eG, Möglichkeiten der Um-
setzung.

Agentur Inklusiv Wohnen
Die Agentur Inklusiv Wohnen wurde 
2017 vom Paritätischen Wohlfahrtsver-
band Berlin ins Leben gerufen, um die 
im Verband organisierten sozialen Trä-
ger bei der Versorgung mit geeignetem 
Wohnraum für ihr Klientel und ihre 
Angebote besser zu unterstützen. Be-
trieben wird die Agentur von der Statt-
bau Stadtentwicklungsgesellschaft 
mbH im Auftrag des Paritätischen 
Wohlfahrtsverbands.

Wissenswertes
Mehr zur Agentur Inklusiv Wohnen erfahren Sie hier 
im Info-Flyer: https://tinyurl.com/yc4oxpqs

bzw. unter:
www.paritaet-berlin.de/fileadmin/user_upload/
Dokumente/2018/Januar/2018_01_26_Flyer_
Inklusiv_Wohnen.pdf

Kontakt:
Agentur Inklusiv Wohnen
c/o Stattbau GmbH, Fee Kyriakoupolos
inklusiv@stattbau.de

Austausch der Teilnehmer in Workshops� FOTOS: CHRISTIAN MUHRBECK

Rund 100 Teilnehmer aus Wohnungswirtschaft, Politik und sozialen Trägern kamen zur Veranstaltung. 

SCHWERPUNKT: WEM GEHÖRT DIE STADT?
— WOHNEN —
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Die Chance auf ein selbstbestimmtes Leben
Frauenort-Augusta bietet Frauen und Kindern Unterstützung nach häuslicher Gewalt

Häusliche Gewalt hat viele Ge-
sichter: Einschüchterungen 
durch Androhung von Ge-

walt, Erniedrigungen, soziale Isolation, 
körperliche Gewalt. Laut polizeilicher 
Kriminalstatistik 2016 wurden in Ber-
lin 14.655 Menschen Opfer von häus-
licher Gewalt. Von ihnen standen 
10.022 Opfer in einer partnerschaft-
lichen Beziehung zum Täter. In 7917 
Fällen (79 Prozent) waren die Opfer 
Frauen. In Frauenhäusern oder Frauen-
zufluchtswohnungen werden Frauen 
und Kinder vor Gewalt und Verfolgung 
durch den Täter geschützt.

Frauenort-Augusta, ein Angebot 
des Zukunft Bauen e. V., bietet 19 
Frauen und Kindern eine sichere und 
anonyme Unterkunft in Zufluchts-
wohnungen. Das Team bietet zudem 
Beratung, hilft auf dem Weg durch den 
Behördendschungel und gibt im Ideal-
fall den Impuls für ein unabhängiges, 
eigenverantwortliches und selbst-
bestimmtes Leben in Gewaltfreiheit. 
Frauenort-Augusta richtet sich an alle 
Frauen, unabhängig von Nationali-
tät und Konfession. Auch gehörlose 
Frauen können in den Wohnungen Zu-
flucht finden. Für sie ist eine spezielle 
technische Ausstattung vorhanden und 
Mitarbeiterinnen verfügen über Kennt-
nisse in deutscher Gebärdensprache.

Im Regelfall nehmen von häus-
licher Gewalt betroffene Frauen tele-
fonischen Kontakt mit den erfahrenen 
Mitarbeiterinnen auf. In einem Vor-
gespräch wird dann die konkrete Si-
tuation geklärt und die Frauen be-
kommen ein Angebot für die nächsten 
Schritte. Innerhalb von einem oder zwei 
Tagen können sie in eine der adressen-
anonymen Wohnungen ziehen, falls ein 
Platz vorhanden ist.

Wie in einer Wohngemeinschaft 
nutzen zwei bis drei Frauen sowie 
mitziehende Kinder eine Zufluchts-
wohnung gemeinschaftlich. Besonders 
für Frauen mit Kindern ist es von zen-
traler Bedeutung, ein Refugium zu 
haben, in dem sie sich nach den erlebten 
familiären Auseinandersetzungen und 
Gewalterfahrungen zurückziehen kön-
nen. Die Wohnungen von Frauen-
ort-Augusta sind gut ausgestattet und 
behaglich eingerichtet, sodass sich die 
Mitbewohnerinnen in angenehmer At-
mosphäre austauschen oder einfach zur 
Ruhe kommen können. Eine Beraterin 

des Teams konzentriert sich auf die 
Arbeit mit Kindern und Jugendlichen 
bei Frauenort-Augusta.

Das Beratungs- und Hilfeangebot 
umfasst neben dem Schutz vor Gewalt 
auch Krisenintervention, Beratung und 
Vermittlung bei wirtschaftlichen, fi-
nanziellen, rechtlichen, medizinischen 
und psycho-sozialen Problemlagen 
sowie Unterstützung beim Umgang 
mit Behörden. Die Mitarbeiterinnen 
von Frauenort-Augusta begleiten jede 
Frau in ihrer aktuellen Lebenssituation. 
Mit der zusätzlichen Begleitung durch 
das Team können die Frauen eine neue 
Lebensperspektive für sich entwickeln. 
Die Verweildauer in der Zufluchts-
wohnung ist befristet, hat also Über-
gangscharakter und richtet sich nach 
den fachlichen und persönlichen Er-

fordernissen der Schutz und Rat su-
chenden Frauen.

Im Jahr 2017 haben 44 Frauen und 
32 Kinder nach erlebter häuslicher Ge-
walt für sich Schutz und Beratung in 
den Zufluchtswohnungen von Frauen-
ort-Augusta gefunden. Die Anfragen 
übersteigen die Platzkapazitäten bei 
weitem.

Wissenswertes
Frauenort-Augusta
Brunnenstraße 75, 13355 Berlin

Ansprechpartnerinnen:
Cornelia Lichtenberg
Sabine Oesterheld

Tel.: 030 46 60 02 17 / 030 28 59 89 77
SMS (für gehörlose Frauen): 0160 666 37 78
E-Mail: frauenort-augusta@zukunftbauen.de
www.frauen-zuflucht.de

Ein Rückzugsort, um nach Gewalterfahrung zur Ruhe zu kommen� FOTOS: ZUKUNFT BAUEN E. V.
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In der Genthiner Straße in Tiergarten Süd haben sich Mie-
terinnen und Mieter zusammengeschlossen und protestie-
ren für den Verbleib in ihren Wohnungen. Sie stehen im 

Juni letzten Jahres vor ihrem Hauskomplex und halten selbst-
gemalte Pappschilder in die Luft. »Wir bleiben«, »Das ist unser 
Kiez« und »Bezahlbarer Wohnraum für Alle!« steht darauf. 
Eine ausländische Fondsgesellschaft hat Modernisierungs-
ankündigungen verschickt und versucht, die Mieterinnen und 
Mieter aus den Verträgen herauszukaufen. Rund die Hälfte 
der Wohnungen steht bereits leer, berichten Bewohner, die um 
ihren teilweise jahrzehntelangen Lebensmittelpunkt bangen.

Wenige Straßen weiter überlegen die Verantwortlichen der 
Villa Lützow, was sie tun können, um die Proteste zu unter-
stützen. »Wir haben auf die Proteste reagiert, indem wir eine 
kostenlose zweiwöchige Mieterberatung durch eine Rechts-
anwältin eingerichtet haben«, sagt Jörg Borchardt. Borchardt 
ist Vorstandsmitglied von FiPP e. V., ist ehrenamtlich in der 
Villa Lützow engagiert und wohnt in der Nähe. Er stand da-
mals bei den Protesten dabei, hat sich solidarisiert und auch 
ein Pappschild hochgehalten. Später trifft sich auch die 
Mieterinitiative in den Räumen der Villa Lützow.

Eine solche direkte Verbindung von »drinnen« und 
»draußen« ist Absicht und im Konzept der Villa Lützow 
angelegt. Man wolle »teilnehmender Beobachter« sein an 
dem, was draußen passiert, bestätigt Alexandra Däxl, Ko-
ordinatorin der vielfältigen Angebote am Standort.

Eine rasante Veränderung
Der Kiez Tiergarten-Süd hat in den letzten Jahren eine ra-
sante Veränderung durchgemacht. Ursprünglich ein bürger-
liches Quartier – Walter Benjamin beschrieb es in »Kind-
heit um 1900« – hatte sich im Kiez eine hohe Armutsrate 

entwickelt, vor allem bei Senioren und bei Kindern, wie das 
Bezirksamt im Bezirksregionenprofil 2016 beschreibt. Der 
Anteil an Menschen mit Migrationshintergrund ist hoch. 
Auch die Auswirkungen der Prostitution und Drogenszene 
rund um die Kurfürstenstraße sind deutlich zu spüren. Immer 
wieder finden Mitarbeiterinnen und Besucher der Villa Lüt-
zow Spritzen in der Nähe und auf dem Gelände.

In den letzten Jahren wird viel neu gebaut, Baulücken 
werden geschlossen und Altbauten modernisiert. Neue wohl-
habendere Nachbarn ziehen in den Kiez. Wie kann eine Ein-
richtung, die sich zum Ziel setzt, das »Draußen« und »Drin-
nen« zu verbinden, darauf reagieren?

Garten für alle
Barbara Tennstedt, ebenfalls Vorstandsmitglied von FiPP 
e. V., engagiert sich im Interkulturellen Garten. Sie beschreibt 
das für sie daran Reizvolle folgendermaßen: »Vor allem durch 
unsere Gartenprojekte kommen wir in Kontakt mit Eltern, 
Kindern und Nachbarn. Da ist es meist zweitrangig, ob das 
ausländische oder deutsche Kinder sind, ob es Kinder von 
Neuzugezogenen und von Alteingesessenen sind. Die Kinder 
spielen zusammen. So lernen sich auch die Familien leichter 
beim Grillen und Picknicken kennen.«

Ein schöner Anlass, ins Gespräch zu kommen, sei auch 
der Familienbacktag, hat Barbara Tennstedt erlebt: »Wenn 
wir unseren Lehmbackofen anheizen und alle auf die Back-
waren warten, ist das immer Anlass für Gespräche sehr ver-
schiedener Leute.«

Mehrgenerationenhaus
Einen Schritt voran geht FiPP e. V. jetzt mit dem neu ein-
gerichteten Mehrgenerationenhaus, das seit April 2017 durch 

»Wir denken ‚drinnen‘ und ‚draußen‘ immer zusammen«
Das Team der Villa Lützow setzt sich für Zusammenhalt im Kiez ein

Im interkulturellen Familiengarten Mieterinnen und Mieter auf einer Demo für bezahlbaren Wohnraum� FOTOS: FIPP E. V.
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Frau K. ist verzweifelt. Am Telefon berichtet die allein-
erziehende Mutter über ihren 15-jährigen Sohn, der ihr 
zunehmend entgleitet. Täglich komme er bekifft nach 

Hause, spreche kein Wort mit ihr. Seine Leistungen in der 
Schule hätten sich rapide verschlechtert. Er halte sich nicht 
an Regeln, komme nach Hause, wann er wolle. Dass das was 
mit dem Kiffen zu tun haben könnte, weist der Jugendliche 
weit von sich.

Dies ist eine typische Familiensituation, mit der Fami-
lien mit einer Kostenzusage vom Jugendamt in der Tasche in 
unsere Einrichtung kommen. Hier ist Hilfe für beide angesagt. 
Gegebenenfalls gibt es noch mehr Personen, die eine wichtige 
Rolle im Leben von Mutter und Sohn spielen, etwa Freun-
din oder Freund des Jugendlichen, Lebenspartner oder -part-
nerin der Mutter. Die Multidimensionale Familientherapie, 
kurz MDFT, setzt genau da an. Alle relevanten Personen wer-
den in die Gespräche in wechselnden Konstellationen mitein-
bezogen. Oft erscheinen die Jugendlichen zu den Gesprächen 
mit Widerwillen, schließlich haben sie ja kein Problem, son-
dern die anderen – die Lehrkräfte, die Eltern. Dann geht es 
zuerst einmal darum, Vertrauen aufzubauen, dem Jugend-
lichen zu vermitteln, dass er hier ernstgenommen wird, dass 
er in einem geschützten Raum über alles reden kann.

Ein Ziel ist also zu Beginn, bei den Jugendlichen ein Ver-
ständnis für die Sicht der Eltern herzustellen. Denn Jugendliche 
erleben den Konsum zunächst als Spaß und Entspannung, und 
auch problematische Symptome scheinen durchs Kiffen oft er-
leichtert zu werden. Durch Elterngespräche und gemeinsame 
Gespräche mit dem Jugendlichen wird versucht, eine ge-
meinsame konstruktive Gesprächsebene wiederherzustellen. 
Die Eltern werden behutsam durch die Wogen der Emotionen, 
Ängste, Vorwürfe geleitet. Im Weiteren unterstützen die Ge-
spräche sie dabei, eine klare Position und Haltung zum Kon-
sum und anderen Verhaltensweisen zu entwickeln. Dann geht 
es um den Ausstieg aus dem Konsum, wobei auch Zwischen-
schritte der Reduktion möglich sind. Wenn die Ressourcen der 
Eltern gestärkt sind und sie das Gefühl wiedererlangt haben, 
doch noch etwas tun zu können, kann die Familie mit einer 
veränderten Haltung und neuem Selbstvertrauen die kompli-
zierte Phase der Adoleszenz gemeinsam meistern.

Der im Therapieladen vor zehn Jahren beforschte Ansatz 
der Multidimensionalen Familientherapie gilt international 
als einer der wirksamsten Hilfen für minderjährige Konsu-
menten und deren Eltern und wird in Berlin als ambulant-the-
rapeutische Leistung vom Jugendamt finanziert.

Die Erfahrungen in der Berliner Suchthilfe und Suchtprä-
vention zeigen, dass wir noch zu wenig jugendliche Cannabis-

öffentliche Förderung ermöglicht wurde und nach Fertig-
stellung der Baumaßnahmen Ende 2018/Anfang 2019 opti-
mal zur Geltung kommen soll. Dann soll es auf dem gesamten 
Gelände Betätigungsfelder für die unterschiedlichen Gruppen 
im Kiez geben – mit Angeboten von FiPP e. V., KIDZ e. V., 
der Grünen Bibliothek, der Bildungsinitiative Queerformat, 
einem geplanten queeren Jugendzentrum, dem Stadtteilverein 
und anderen Akteuren. Alexandra Däxl: »Unsere sozialräum-
liche Aktivität setzt sich fort im Mehrgenerationenhaus. Mit 
dem Neubau kann zukünftig noch mehr passieren, als vorher 

konsumentinnen und -konsumenten vor allem im frühen 
Jugendalter erreichen. Dabei werden gerade in diesem Alter 
wichtige Weichen für den Übergang ins Erwachsenenalter ge-
stellt, die durch intensives Kiffen empfindlich gestört werden 
können. Vor diesem Hintergrund plant der Therapieladen 
e. V. zusammen mit den Berliner Drogenberatungsstellen eine 
Verstärkung von systemisch-familienorientierten Angeboten. 
Vor allem Eltern sollen besser erreicht und unterstützt werden, 
denn Jugendliche kommen in diesem Alter nicht von sich aus 
in die Beratungsstelle.

Der gesellschaftliche Umgang mit Cannabis ist durch 
die Legalisierungsbewegung und auch den Gesetzesentwurf 
zum medizinischen Cannabis in Bewegung gekommen. Der 
seit über 30 Jahren auf Cannabis spezialisierte Therapieladen 
macht sich gemeinsam mit anderen freien Trägern der Berli-
ner Suchthilfe stark für eine veränderte Cannabispolitik, wie 
sie auch in der neuen Berliner Koalitionsvereinbarung ver-
abredet wurde.

Eine differenzierte Risikodebatte zu Cannabis zu führen, 
bleibt eine stetige Herausforderung, der wir uns seit 1985 stel-
len. Dazu hat der Therapieladen auch die seit 20 Jahren exis-
tierende und nach wie vor gefragte Broschüre »Cannabis denn 
Sünde sein« entwickelt. Die Broschüre beinhaltet unter ande-
rem einen Kiffer-Selbsttest und beschreibt Regeln für einen 
risikoarmen Konsum. Sie wurde im Dezember 2017 mit 
Unterstützung der Stiftung Parität in einer aktualisierten Ver-
sion neu aufgelegt.� ELKE DANGELEIT/ANDREAS GANTNER

möglich war, zum Beispiel durch den neuen Veranstaltungs-
saal und spezielle Angebote für ältere Menschen.«

Verschiedene gesellschaftliche Gruppen miteinander ins 
Gespräch zu bringen, um eine Verständigung zu erreichen, 
die dem Zusammenhalt des Kiezes dient, ist eine Heraus-
forderung, die immer wieder neu mit Leben gefüllt werden 
muss. Diese Herausforderung will FiPP e. V. zusammen mit 
den anderen Trägern im Kiez Zentrum Villa Lützow in Tier-
garten-Süd gerne annehmen – und sich dabei immer wieder 
selbst hinterfragen. � TIM ZÜLCH

Eltern im Cannabiskonflikt
Therapieladen e. V. berät konsumierende Jugendliche und ihre Eltern

Cover der Broschüre: »Cannabis denn Sünde sein?«� FOTOS: THERAPIELADEN E. V.

Wissenswertes
Mehr zur Arbeit des Therapieladen: www.therapieladen.de
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Mit Inklusion wird aus dem 
Nebeneinander ein Mit-
einander und ein ge-

meinsamer Alltag selbstverständlich«, 
so die Aktion Mensch in ihrem Erklär-
film zur Inklusion. In der Realität neh-
men Kinder und Jugendliche mit in 
der UN-Behindertenrechtskonvention 
genannten Beeinträchtigungen bisher 
wenig oder gar nicht an den Aktivi-
täten der Kinder- und Jugendarbeit teil. 
In der Kinder- und Jugendfreizeitarbeit 
wurde und wird noch immer nach ge-
eigneten Instrumenten gesucht, um 
eine inklusive Perspektive umzusetzen.

Am 1. Oktober 2014 startete das 
dreijährige Projekt »Inklusion im Kiez 
– Kinder und Jugendliche gestalten 
ihren Kiez« der Pfefferwerk Stadt-
kultur gGmbH, finanziert über die Ak-
tion Mensch. Akteure waren Kinder, 
Jugendliche im Alter von zehn bis 16 
Jahren mit und ohne Beeinträchtigung, 
ihre Eltern und Fachkräfte der Kinder- 
und Jugendarbeit. Etwa 170 Schülerin-
nen und Schüler aus Pankower Förder-
zentren konnten als Experten für das 
Projekt gewonnen werden. Gemeinsam 
mit den Expertenteams überprüften 
zwei Projektmitarbeiterinnen in fünf 
sozialräumlichen Zielgebieten Freizeit-
angebote auf inklusive Ausrichtung 
und ermittelten Barrieren, die es er-
schweren, diese Angebote zu nutzen. 

Die Analyse startete mit einem 
Fragebogen. In den Ferienfreizeiten er-
kundeten alle gemeinsam ihren Kiez. 
Den Schülerinnen und Schülern waren 
zwar viele Einrichtungen namentlich 
bekannt; welche Freizeitaktivitäten sie 
anboten, wussten die meisten jedoch 
nicht. Neben wöchentlichen Treffen or-

ganisierten die Mitarbeiterinnen Zu-
kunftswerkstätten in drei Freizeitein-
richtungen in Pankow. Dabei stellten 
sie fest, dass die meisten der von den 
Schülern gewünschten Freizeitaktivi-
täten in öffentlichen Einrichtungen be-
reits existierten. Mit bunten Nadeln lie-
ßen die Projektmitarbeiterinnen von 
den Jugendlichen die Wohnorte, ihre 
Schule und die Freizeiteinrichtungen 
auf einer großen Karte markieren. Da-
raus entstand ein Netzwerk nutzbarer 
Angebote.

Dann ging es darum, auch spezielle 
Wünsche wie Graffiti oder Tauchkurse 
umzusetzen. Unerwarteterweise taten 
sich viele Mitarbeitende eher schwer, ihr 
aktuelles Angebotskonzept den Ideen 
der Schülerinnen und Schüler anzu-
passen. Diese Haltung könnte mit der 
Unsicherheit im Umgang mit Kindern 
und Jugendlichen mit Behinderungen 
zusammenhängen, aber auch daran lie-

Kinder und Jugendliche gestalten ihren Kiez
Projekt »Inklusion im Kiez« der Pfefferwerk Stadtkultur gGmbH

… entstanden Übersichtskarten mit Freizeitangeboten im Kiez� FOTOS: PFEFFERWERK STADTKULTUR GGMBH

 Bei den drei Zukunftswerkstätten in Pankow …� FOTOS: PFEFFERWERK STADTKULTUR GGMBH

gen, dass man im jahrelangen Kampf 
mit ständigen Mittelkürzungen eher an 
erarbeiteten Konzepten festhielt. Die 
Projektmitarbeiterinnen konnten einige 
der Einrichtungen nur zur Kooperation 
bewegen, indem sie ihnen anboten, eine 
Beispieleinrichtung und damit Aus-
tragungsort für eine Zukunftswerkstatt 
zu werden.

Bei den Besuchen in den Ein-
richtungen und auch in der AG Of-
fene Jugendarbeit wurde den Projekt-
mitarbeiterinnen offen signalisiert, 
dass es Unsicherheiten beim Thema 
Inklusion gibt. Mit einem Fragebogen 
erhoben die Projektmitarbeiterinnen 
daher den Weiterbildungsbedarf der 
Mitarbeitenden und konzipierten eine 
Weiterbildungsreihe für jeweils 20 bis 
30 Teilnehmende.

Die für die Jugendarbeit praxis-
relevanten Fragen wurden auch auf 
dem Fachtag »Inklusive Jugendarbeit – 

SCHWERPUNKT: WEM GEHÖRT DIE STADT?
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Für Seniorinnen und Senioren, die eine Wohnung in den 
Häusern der Cajewitz-Stiftung bewohnen, dreht sich im 
besten Fall vieles um Kultur, Reisen und Gemeinschaft-

lichkeit. Denn die Grundlagen für das Leben im Alter sind be-
reits geschaffen: Es gibt ausschließlich seniorengerechte Woh-
nungen mit ebenerdigen Duschen, Balkonen und kleinen Kü-
chen. Die Räume sind barrierefrei und überhaupt gibt es viele 
Hilfsangebote und praktische Überlegungen, die den dritten 
Lebensabschnitt so angenehm wie möglich gestalten sollen.

Für die Mieterinnen und Mieter arbeiten Hausmeister 
und sogenannte Service- und Hausdamen, deren Unter-
stützung nach Bedarf in Anspruch genommen werden kann. 
Sie geben Hilfe im Alltag, sei es beim Einkaufen oder beim 
Reinigen der Wohnung, sie können zum Arzt begleiten oder 
bei vorübergehender Krankheit sogar mal das Mittagessen in 
die Wohnung bringen. Das Angebot eines stetig wechselnden 
Mittagstisches bietet das öffentliche Restaurant »Pankoff« auf 
dem Gelände der Cajewitz-Stiftung. Hier erhalten die Mieter 
täglich zwischen 12 und 14:30 Uhr ein ausgewogenes Mittag-
essen – aber immer unter der Prämisse: Wer Lust hat, kocht 
selber. Und wer möchte, kommt ins Restaurant und kann dort 
auch in Gesellschaft essen.

Viele Mieter, die sich noch guter Gesundheit erfreuen, 
wünschen auch nur wenige Male im Jahr Unterstützung, 
sei es für das Waschen von Gardinen oder für den Aufbau 
vom neuen Schuhschränkchen. Für den Fall, dass körper-
liche Pflege nötig wird, stehen auch zwei unabhängige mo-
bile Pflegedienste auf dem Gelände bereit. Ansonsten fühlt 
sich das Leben und Wohnen genauso selbständig an wie in 
anderen Mietshäusern auch. Wer die Wohnungstür hinter 
sich schließt, der lebt unabhängig und eigenverantwortlich, 
kann aber jederzeit wieder herauskommen und Nachbarinnen 
und Bekannte in den Gemeinschaftsräumen oder den Ver-
anstaltungssälen treffen.

Überhaupt, die Gemeinschaftsräume und Veranstaltungs-
säle sind das Herzstück der Cajewitz-Stiftung. Hier wird 
alles angeboten, was sich Seniorinnen und Senioren wün-
schen: Sportangebote, Vorträge, Podiumsdiskussionen, Male-
rei, Musik und Tanz, Sprachen, Gedächtnistraining. Wichtig 
ist hier die Mitwirkung der Senioren und Seniorinnen. Viele 

einen Schritt weiter!« im Juni 2017 auf-
geworfen. Der Workshop »Gelingens-
kriterien inklusiver Jugendarbeit« hatte 
die meisten Interessenten. Dies ver-
deutlichte den Bedarf der Akteure der 
Jugendarbeit an Informationen zu kon-
kreten Bedingungen und Ideen für die 
Umsetzung von Inklusion in ihrer Ein-
richtung.

»Wir gehen davon aus, dass wir die 
teilnehmenden Kinder und Jugend-
lichen stärker für ihre eigenen Fähig-
keiten sensibilisieren konnten. Sie konn-
ten ihr eigenes Freizeitverhalten hinter-
fragen, haben gelernt, ihre Ideen aktiv 
einzubringen und so ihren Lebensraum 
mitzugestalten«, so Susan Porath-Weiß, 

Angebote kommen aus ihrer Mitte, nutzen ihre Kenntnisse 
und Fähigkeiten. Denn auch der ältere Mensch will gebraucht 
werden, will sich nützlich machen und teilhaben an den Ent-
scheidungen der Gesellschaft.

Zum Angebot der Stiftung gehören auch Museums- und 
Konzertbesuche sowie Ausflüge und Tagesreisen. Wem das 
nicht genug ist, der nimmt an einer längeren Reise zur Ost-
see, in den Harz oder sogar nach Sizilien teil. Bei einer Reise-
dauer von circa fünf Tagen hat man die Möglichkeit, Land 
und Leute oder auch die eigenen Nachbarn kennenzulernen.

Was also das SozialeServiceWohnen von bisherigen Wohn-
formen für Senioren unterscheidet, beschreibt der Vorstand 
der Cajewitz-Stiftung, Prof. Dr. Peter-Alexis Albrecht so: »Die 
Bewohner lassen sich nicht nur bespielen und umkümmern, 
das nehmen sie häufig selbst in die Hand. Sie helfen einander, 
sie feiern miteinander, sie verreisen gemeinsam, sie trauern um 
und mit anderen, sie kümmern sich umeinander. Das ist Ge-
meinschaft, wie man sie sich wünscht und wie sie auch not-
wendig ist.«� DR. ALEXA ALBRECHT

Einrichtungsleiterin schulbezogene 
Jugendsozialarbeit und Ganztag der 
Pfefferwerk Stadtkultur gGmbH.

Deutlich sei aber auch der Hand-
lungsbedarf geworden, sich verstärkt 
um die Einbeziehung von Kindern und 
Jugendlichen aus Förderzentren zu be-
mühen, da sie mit den bisher üblichen 
Angeboten häufig nicht erreicht wür-
den: »Wir konnten nicht erkennen, 
dass sich die Interessen dieser Jugend-
lichen von denen der Jugendlichen ohne 
Förderbedarf unterscheiden.« 

Wenn Jugendliche mit Förder-
bedarf in Freizeiteinrichtungen unter-
repräsentiert sind, liege das also wahr-
scheinlich nicht an den Angeboten, son-

Mehr als Alltagshilfe: eine Gemeinschaft
SozialesServiceWohnen in der Cajewitz-Stiftung

Die Gemeinschaftsräume sind das Kernstück der Stiftung.�

� FOTOS: DR. WALTER UND MARGARETE CAJEWITZ-STIFTUNG

Wissenswertes
Mehr über die Angebote der Cajewitz-Stiftung lesen Sie hier: 
www.cajewitz-stiftung.de

dern an den Zugangsvoraussetzungen. 
Die Möglichkeiten, inklusiv zu arbei-
ten, sind ohne entsprechende Ressour-
cen begrenzt. Um das Potenzial von 
Jugendeinrichtungen zu nutzen, ist eine 
verbindliche Kooperation zwischen 
Förderzentrum und Jugendeinrichtung 
erforderlich. Inklusionsbeauftragte in 
den Einrichtungen mit festem Stellen-
anteil wären hilfreich. Best-Practice-
Beispiele sind für den Abbau struktu-
reller und baulicher Barrieren sinnvoll, 
individuelle Konditionen erfordern je-
doch den Mut zur individuellen Lö-
sung. Auch mit vorhandenen Struktu-
ren und Ressourcen lässt sich oft viel 
bewegen.� SUSAN PORATH-WEISS

SCHWERPUNKT: WEM GEHÖRT DIE STADT?
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40 Jahre Vernetzung und Engagement für den Stadtteil
Gemeinwesenzentrum Heerstraße Nord feiert seinen 40. Geburtstag

Das Gemeinwesenzentrum Heer-
straße Nord (GWZ) wurde 
1978 in der Obstallee mit dem 

Ziel gegründet, die entstehende Nach-
barschaftsarbeit zu begleiten und zu 
fördern. Das Zentrum hat eine ganz-
heitliche Herangehensweise und arbei-
tet interdisziplinär mit verschiedenen 
Organisationen zusammen. Es ist bis 
heute einer der wichtigsten Akteure im 
Stadtteil und wird gemeinsam von vier 
Partnern getragen: dem Gemeinwesen-
verein Heerstraße Nord e. V. und dem 
Fördererverein Heerstraße Nord e. V., 
beide Mitglieder des Paritätischen Ber-
lin, der evangelischen Kirchengemeinde 
zu Staaken und dem Ärztehaus, Medi-
zinisches Versorgungszentrum der An-
thromed gGmbH.

Diese Partner gestalten gemeinsam 
mit den Bewohnerinnen und Be-
wohnern des Stadtteils Heerstraße 
Nord ihren Wohn- und Lebensraum – 
und das nun schon seit vierzig Jahren. 
Die Stadtteil- und Gemeinwesenarbeit 
im Gebiet der Heerstraße ist inzwischen 
hervorragend vernetzt. Ehrenamtlich 
engagierte Bürgerinnen und Bürger 
sind ein zentraler Baustein und wesent-
lich mitverantwortlich für die positive 
Entwicklung des Sozialraums – trotz 
aller ökonomischen Widrigkeiten, mit 
denen der Kiez zu kämpfen hat.

So ist der Gemeinwesenver-
ein Heerstraße Nord e. V. Träger des 
senatsgeförderten Stadtteilzentrums 
mit Angeboten im ganzen Stadt-
teil: Stadtteilarbeit, Beratung, Ehren-
amt, Selbsthilfegruppen, Kinder- und 
Jugendhilfe (contract), das senats-
geförderte Familienzentrum »Familien-
treff«, der Interkulturelle Treff für Be-
gegnungen und Austausch, Flüchtlings-
arbeit, Familienbildung, Freizeit- und 

Kulturangebote, die Stadtteilzeitung 
»Treffpunkt« und das Stadtteilportal 
»staaken.info«. Seit 2005 ist der Verein 
zudem Träger des Städtebauförderungs-
programms »Soziale Stadt«.

Ergänzend dazu richtet der Förderer-
verein Heerstraße Nord e. V. seinen 
Schwerpunkt auf Seniorinnen und Se-
nioren, Menschen mit Beeinträchtigung 
und pflegende Angehörige. Dazu ge-
hören offene Gruppenangebote, Selbst-
hilfe, Ehrenamt, ein senatsgeförderter 
Mobilitätshilfedienst und ein Betreu-
ungs- und Entlastungsangebot für 
pflegebedürftige Menschen. Vervoll-
ständigt werden diese Angebote durch 
die Leistungen der FÖV Pflege gGmbH 
wie ambulante Pflege, Wohngemein-
schaften für Menschen mit Demenz 
und Tagespflege, und der FÖV Service 
gGmbH wie Hausnotruf, haushaltsnahe 
Dienstleistungen und Gartenpflege im 
Rahmen einer Integrationsfirma. Durch 
diese Dienstleistungen wird gleichzeitig 
eine Vielzahl von Arbeitsplätzen für 
die Bewohnerinnen und Bewohner des 
Stadtteils geschaffen. Die FÖV Pflege 
gGmbH ist zudem Ausbildungsein-
richtung für Pflegefachkräfte.

Ein Ärztehauses, heute ein Medizi-
nisches Versorgungszentrum in Träger-
schaft der Anthromed Berlin Branden-
burg gGmbH, stellt darüber hinaus die 
medizinische Versorgung sicher. Be-
sonders wichtig ist dabei die fachärzt-
liche Versorgung, die aufgrund des 
sozialökonomischen Status des Stadt-
teils durch normale niedergelassene 

Zahlen und Daten zum Gebiet Heerstraße Nord
-	 Fläche: 116 ha, Einwohnerzahl 2015: 18.204
-	 Großsiedlung mit etwa 7800 Wohnungen, überwiegend in den 60er- und 70er-Jahren im sozialen 

Wohnungsbau errichtet
-	 Konzentration von Miethaushalten mit niedrigem sozioökonomischen Status
-	 Bezieher von Transferleistungen machen mit 46,4 Prozent einen großen Anteil der Bewohnerinnen und 

Bewohner aus (Berliner Durchschnitt: 17,7 Prozent
-	 Arbeitslosenquote liegt mit 10,2 Prozent doppelt so hoch wie der Berliner Durchschnitt mit 5,1 Prozent
-	 Anteil der Bewohner mit Migrationshintergrund liegt bei 46,7 Prozent (Berliner Durchschnitt 29,9 Pro-

zent
-	 Die Kinderarmut liegt besonders hoch bei 73,20 Prozent

  

 40 Jahre 
  

 
 
 
 
 
 Gemeinwesenzentrum 
  Heerstraße Nord 

Das 2015 eröffnete Stadtteilzentrum� FOTOS: GEMEINWESENZENTRUM HEERSTRASSE NORD

Jubilumsbroschüre »40 Jahre Gemeinwesenzen
trum Heerstraße Nord«�

� FOTOS: GEMEINWESENZENTRUM HEERSTRASSE NORD

SCHWERPUNKT: WEM GEHÖRT DIE STADT?
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Wie barrierefrei ist die Stadt?
Berliner Behindertenverband fordert Teilhabemöglichkeiten für alle

Praxen nicht mehr gewährleistet wäre. 
Das MVZ steht in enger Kooperation 
mit dem Gemeinschaftskrankenhaus 
Havelhöhe.

Als vierter Partner sorgt die evan-
gelische Kirchengemeinde zu Staaken 
für das aktive Gemeindeleben und die 
spirituelle Komponente. Außerdem ist 
die Kirchengemeinde Träger der Kita, 
einer ehrenamtlich geführten »Kirchen-
boutique« (entstanden aus einer 

Was macht eine soziale Stadt 
aus? Sie ist dann eine so-
ziale Stadt, wenn sie für alle 

Einwohner vollumfänglich nutzbar ist. 
Doch genügt es, wenn Bezirksämter 
zugänglich und U-Bahn-Stationen per 
Lift erreichbar sind? Natürlich nicht.

Die Berliner Behindertenzeitung 
(BBZ) hat gerade 
eine Umfrage unter 
dem Titel »Wie 
barrierefrei ist Ber-
lin« durchgeführt. 
Über 800 Perso-
nen nahmen daran 
teil, und die Be-
fragten durften ana-
log zu den Schul-
noten Bewertungen 
vergeben (1 bis 6). 
In der Gesamtschau 
schnitten bei der 
Umfrage, die ge-
rade veröffentlicht 
wurde, insbesondere 
private Anbieter be-
sonders schlecht 
ab. In Addition der 
Noten Mangelhaft 
und Ungenügend 
fanden die Teil-
nehmer, dass Bä-
ckereien in punkto 
Barrierefreiheit be-
sonders schlecht sind (75,1 Prozent) – 
gefolgt von Blumenläden (75,0), Metz-
gereien (71,4), Cafés (68,5), Facharzt-
praxen (68,0) und Friseurläden (66,9).

Diese Ergebnisse zeigen deutlich 
auf: Es reicht eben nicht aus, wenn 
sich nur der Bund und die Bundes-
länder ein wenig um Barrierefreiheit in 
ihren eigenen Gebäuden bemühen. Zu-
dem wurden viele Chancen, dies end-
lich zu ändern, in den letzten Jahren 
vertan. Zuletzt bei der Novellierung 

Kleiderkammer) und des Stadtteilcafés 
Pi8 sowie einer Ausgabestelle im Rah-
men der Aktion »Laib und Seele«. Die 
Kirchengemeinde ist die Vermieterin 
für das gesamte Gemeinwesenzentrum.

Alle das Gemeinwesenzentrum be-
treffenden Fragen, aber auch inhalt-
liche Themen wie die Vorbereitung von 
Fachgesprächen oder die Erweiterung 
von Arbeitsbereichen werden seit 40 
Jahren im sogenannten Verwaltungs-

des Behindertengleichstellungsgesetzes 
(Bund) und bei der Novellierung der 
Berliner Bauordnung. Es fehlt der Poli-
tik schlicht und einfach das Verständ-
nis für diese Art der Diskriminierung.

Mit umso größerem Unverständnis 
reagierte der Berliner Behindertenver-
band auf die Pläne des Senats, der sich 

vom derzeitigen Be-
treiber der barriere-
freien City-Toi-
letten, der Wall 
AG, verabschieden 
will. Einem Toilet-
ten-System, das laut 
der oben zitierten 
BBZ-Umfrage einen 
positiven Zuspruch 
von über 87 Prozent 
erfährt. Die Gründe 
für dieses Votum 
sind einleuchtend: 
Die Toiletten sind 
funktional, barriere-
frei und sauber. Der 
Senat (und/oder die 
Verwaltung) glaubt 
unter anderem, alles 
besser und preis-
werter realisieren zu 
können.

Kritik an ihrem 
Toi le t tenkonzept 
begegnete die zu-

ständige Senatorin für Umwelt, Ver-
kehr und Klimaschutz Regine Gün-
ther mit der Aussage, keinen Deut vom 
gefassten Plan abzuweichen. Kopf-
schmerzen bereitete dem Berliner Be-
hindertenverband vor allem die Über-
gangsphase. Die Wall AG darf ab dem 
1. Januar 2019 ihre Toiletten abbauen, 
weil dann der Vertrag ausgelaufen ist. 
Ob jedoch zeitgleich und berlinweit die 
neuen Toiletten hätten installiert wer-
den können, erschien mehr als frag-

ausschuss diskutiert. Der vierzigjährige 
Geburtstag des Gemeinwesenzentrums 
wird mit verschiedenen Veranstaltungen 
begangen. Am Einweihungstag, dem 
28. Januar, fand ein Jubiläumsgottes-
dienst statt. Es werden ein Workshop 
zur Zukunftsentwicklung der Gemein-
wesenarbeit am 8. Juni 2018 und ein 
Straßensommerfest folgen.

� RALF STOFFENBERGER, 
� FÖRDERERVEREIN HEERSTRASSE NORD E. V.

lich. Dies sah die Senatorin nach mas-
sivem Druck endlich ein. Sie handelte 
letztlich doch noch mit der Wall AG 
eine Übergangsvereinbarung aus. Eine 
verantwortungsvolle Politik hätte von 
vornherein anders agiert.

Diskurs und Partizipation
Natürlich sucht die Politik auch den 
Diskurs mit Interessenvertretern, etwa 
bei der Bestellung neuer S-Bahn-Züge. 
Der neue Prototyp wurde immerhin 
in der Arbeitsgruppe »Bauen und Ver-
kehr barrierefrei« vorgestellt, die bei der 
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung 
und Wohnen angesiedelt ist. Eine um-
fangreiche Mängel- und Verbesserungs-
liste wurde daraufhin erstellt. Doch 
diese fand erst einmal kaum Berück-
sichtigung. Wieder einmal wurden erst 
nach massiven Protesten und Petitio-
nen Änderungen in Aussicht gestellt. 
So wird Partizipation ad absurdum ge-
führt!

Barrierefreiheit in privat betriebenen 
Geschäften und Einrichtungen oder die 
Umsetzung einer echten Partizipations-
kultur, die dann aber auch ähnlich der 
Parteienfinanzierung ausgestattet wer-
den muss – diese Punkte könnten in der 
anstehenden Novellierung des Berli-
ners Landesgleichberechtigungsgesetzes 
angegangen werden. Ein erster Ent-
wurf liegt vor. Nach alten Maßstäben 
gemessen, ist dieser vertretbar. Will 
man jedoch die aufgezeigten Defizite 
im Land Berlin beseitigen, muss man 
an vielen Stellen dickere Bretter boh-
ren. Man darf gespannt sein, für wel-
chen Weg sich die Politik letztendlich 
entscheidet. Die Forderungen der Be-
hindertenverbände an die Novellierung 
sind meiner Meinung nach klar. Wer-
den diese berücksichtigt, wird Berlin 
sozialer.

� DOMINIK PETER, 
� VORSITZENDER DES BERLINER BEHINDERTENVERBANDS E. V.

Beim Europäischen Protesttag zur Gleichstel-
lung von Menschen mit Behinderung 2016�

� FOTOS: BERLINER BEHINDERTENVERBAND E. V.

SCHWERPUNKT: WEM GEHÖRT DIE STADT?
— MENSCHEN MIT BEHINDERUNGEN —



34	 PARITÄTISCHER RUNDBRIEF� 1. Quartal 2018

RUBRIK

Was für eine Stadt wünschen wir uns?
Wohnangebote der Schwulenberatung ermöglichen Vielfalt und Akzeptanz

Auf die Frage, was für eine Stadt 
wir uns wünschen, antworten 
wir mit einer Gegenfrage: Was 

sind wir bereit, dafür zu tun? Wie man 
sich die Stadt wünscht, hängt von der 
eigenen Perspektive ab. Wir wünschen 
uns eine Stadt, in der man als schwu-
ler Mann, lesbische Frau und trans- 
oder intergeschlechtlicher Mensch ohne 

Angst vor Diskriminierung leben kann. 
So steht es in unsere Satzung, so ver-
suchen wir unsere Angebote, wie Be-
ratung, Betreuung und Wohnen, aus-
zurichten.

Wie oft hören wir: »Aber in Berlin 
ist es doch kein Problem mehr, schwul 
zu sein!« Jeder scheint einen schwulen 
Freund oder Bruder zu haben, eine les-
bische Tante oder Nachbarin, einen 
transgeschlechtlichen Kollegen. Ja, dies 
konnten wir im Lauf der Jahre immer 
mehr bejahen: Es wird einfacher, in 
Berlin als LSBTI-Mensch zu leben. 
Viele geflüchtete homosexuelle und 
transgeschlechtliche Menschen suchen 
sich gezielt Berlin aus, als einen Ort, an 
dem man gut leben kann. Der rot-rot-
grüne Senat gibt an, er wolle aus Berlin 
eine Regenbogen-Hauptstadt machen. 
Also wird alles gut – oder?

Doch etwas gibt uns zu denken. 
Wenn alles gut wird, warum melden sich 
dann immer mehr Menschen bei uns 
auf der Suche nach Hilfe, nach Woh-
nen ohne Angst vor Diskriminierung? 
Eine einfache Antwort auf diese Frage 
gibt es nicht. Es scheint aber, dass die 
verbesserte gesetzliche Grundlage und 

die offenere Gesellschaft das Leid vie-
ler Homo- und Trans*-Menschen sicht-
barer macht. Erst seit einigen Jahren 
können sie offener über ihre Sorgen 
und Ängste sprechen. Weil sie so lange 
unbekannt und unbemerkt geblieben 
sind, wissen viele Hilfsorganisationen 
gar nichts über sie. Die Angebote im 
psychiatrischen Hilfesystem und auf 
dem Wohnungsmarkt sind noch immer 
nicht ausreichend auf die Sorgen und 
Nöte dieser Menschen ausgerichtet.

Wir haben selbst gemerkt, auf wie 
viel Unkenntnis und Widerstand wir 
gestoßen sind, wenn wir auf die Prob-
leme diese Zielgruppe aufmerksam ma-
chen wollen. Darum haben wir vor Jah-
ren beschlossen, selbst Lösungen anzu-
bieten – gegen allen Widerstand und 
Unglauben.

Als wir 2003 mit der Seniorenarbeit 
begannen, fanden wir keine Senioren- 
oder Pflegeeinrichtung in Berlin, die 
Angebote für diese Zielgruppe vorhielt. 
Mehr noch, man wusste gar nichts 
über »dieses Problem«. Da beschlossen 
wir, selbst etwas aufzubauen, ohne Er-
fahrung und ohne Geld, aber mit viel 
gutem Willen und guten Ideen. Wenn 

Lebensort Vielfalt bietet diskriminierungsfreien Wohnraum.� FOTOS: GIANNI PLESCA/ SCHWULENBERATUNG BERLIN

Seit 2016 hat die Schwulenberatung auch eine 
Unterkunft für Geflüchtete.�

SCHWERPUNKT: WEM GEHÖRT DIE STADT?
 —QUEERE LEBENSWEISEN —
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es was noch nicht gibt, müssen wir es 
eben selbst schaffen, so unsere Über-
zeugung. Es gelang nach über sechs 
Jahren Vorbereitung und Lobbyarbeit, 
so viele Menschen zu überzeugen, dass 
wir im Juni 2012 unseren Lebensort 
Vielfalt eröffnen konnten. Mithilfe der 
Stiftung Deutsche Klassenlotterie Ber-
lin, anderer Stiftungen und eines Kre-
dits schufen wir ein generationsüber-
greifendes Wohnprojekt. Hier wohnen 
in 24 Wohnungen hauptsächlich äl-
tere schwule Männer, aber auch jüngere 
schwule Männer und einige Frauen. Im 
Haus befinden sich zudem eine Pflege-
wohngemeinschaft für acht schwule 
Männer, eine Begegnungsstätte und 
Beratungsräume der Schwulenberatung 
Berlin. 

Was als eine Idee begann, wurde zu 
einem echten Haus, das man anfassen 
und betreten kann. Denn Menschen 

brauchen einen Ort, den sie als ihr Zu-
hause bezeichnen können. Ausgehend 
von dieser Erfahrung war es für uns 
mehr als selbstverständlich, dass wir 
2015, als viele Geflüchtete nach Berlin 
kamen, auch hier aktiv wurden. Unter 
den Geflüchteten befanden sich selbst-
verständlich auch schwule Männer, les-
bische Frauen und transgeschlecht-
liche Menschen. Ihre Geschichten über 
Verfolgung, Ausgrenzung und Gewalt 
durch Staat und Familie können nie-
manden unberührt lassen.

So machten wir uns, mithilfe eini-
ger engagierter Menschen auch beim 
LaGeSo, auf die Suche nach einer ge-
eigneten Unterkunft. Im Februar 2016 
konnten wir dann eine Not- und Ge-
meinschaftsunterkunft für 120 ge-
flüchtete LST-Menschen eröffnen. Ein 
weiteres Wohnprojekt mit dem Fokus 
auf die Integration soll im Juni 2018 am 

Ostkreuz eröffnen. Hier wollen wir 30 
schwulen Männern und Trans*-Men-
schen mit psychischen Problemen und 
mit und ohne Fluchterfahrung ein si-
cheres Zuhause und Unterstützung bei 
der Eingliederung in unsere Gesell-
schaft bieten.

Die große Vielzahl an Besuchen 
aus dem In- und Ausland seit 2013 be-
stärkt uns sehr in unserer Vorgehens-
weise. Für viele Schwule, Lesben und 
Trans*-Menschen sind unsere Projekte 
ein Leuchtturm, eine fassbare Utopie. 
Wenn wir Berlin sozial gestalten wol-
len, müssen wir uns einmischen und 
beteiligen. Wir müssen aktiv nach Lö-
sungen suchen und Alternativen an-
bieten, auch wenn wir dabei auf Wider-
stand stoßen. Aber es lohnt sich, um so 
aus Berlin eine Stadt der Vielfalt und 
Akzeptanz für alle Menschen zu ma-
chen.� MARCEL DE GROOT, SCHWULENBERATUNG BERLIN

Schon längere Zeit vernimmt der Paritätische Wohlfahrts-
verband in seiner Arbeit vermehrt Meldungen zur prob-
lematischen Situation der Arbeit sozialer Träger im Zu-

sammenhang mit der An- und Vermietung von Wohnraum. 
Trägern wird immer öfter langjährig angemieteter Wohn-
raum gekündigt. Diese Situation stellt ein großes Problem für 
die Träger dar, dem sich der Paritätische Gesamtverband an-
genommen hat.

Gibt es die Notwendigkeit, Räume zur Betreuung von 
Klienten anzumieten, stellt sich immer die Frage der recht-
lichen Ausgestaltung der Vereinbarung. Je nach vertraglicher 
Gestaltung richten sich die Rechte und Pflichten (zum Bei-
spiel Kündigung, Mieterhöhung, Vertragslaufzeit, Mängel-
gewährleistung) nach Wohnraum- oder nach Gewerberaum-
mietrecht. Während das soziale Wohnraummietrecht zahl-
reiche Schutzvorschriften zugunsten der Mieter enthält, ist 
dies beim Gewerberaummietrecht nicht der Fall. Hier gilt 
weitgehend Vertragsfreiheit. Mieter und Vermieter können 
die Regelungen frei vereinbaren.

Es ist dem Paritätischen Gesamtverband ein zentrales An-
liegen, sich für ausreichend sozialen Wohnungsbau einzu-
setzen, um Menschen in besonderen Bedarfslagen zu selbst-
bestimmtem Wohnen zu verhelfen.

Der Praxisleitfaden »Soziale Träger in den Rollen als Mie-
ter und Vermieter – rechtliche Grundlagen, Pflichten und 
Handlungsoptionen« soll sozialen Trägern die rechtliche Si-
tuation erläutern und Möglichkeiten der vertraglichen Ge-
staltung aufzeigen. Sie sollen Rüstzeug an die Hand erhalten, 
um Einfluss auf die Rechte und Pflichten aus dem Vertrag mit 
dem Vermieter nehmen zu können.

Soziale Träger in den Rollen als Mieter und Vermieter
Praxisleitfaden des Paritätischen Gesamtverbands neu aufgelegt

Wissenswertes
Sie finden den Leitfaden zum Download unter: www.der-paritaetische.de/publikationen

Direktlink: www.der-paritaetische.de/publikationen/praxisleitfaden-soziale-traeger-in-den-rollen-als-mieter-und-vermieter/

SCHWERPUNKT: WEM GEHÖRT DIE STADT?
— WOHNEN —
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Älter werden hinter Gittern
Drehscheibe Alter berät Gefangene ab 50 Jahren

Die Anzahl der über 60-jähri-
gen Insassen in den Berliner 
Haftanstalten hat sich in den 

letzten 20 Jahren vervierfacht. Haftbe-
dingungen und Angebote sind jedoch 
oft auf eine eher jüngere Zielgruppe zu-
geschnitten. Im Auftrag der Berliner 
Justizverwaltung widmet sich der Hu-
manistische Verband Berlin-Branden-
burg (HVD) daher nun dem Thema 
»Altern im Strafvollzug« und berät mit 
dem Pilotprojekt Drehscheibe Alter Ge-
fangene ab 50 Jahre.

Seit elf Jahren sitzt Hans A. (Name 
geändert) im Gefängnis. Ein Jahr hat er 
noch vor sich. Dann wird der 54-Jäh-
rige sich zurechtfinden müssen in einer 
Welt, die sich stark verändert hat. Er ist 
kein Berliner, möchte aber hier einen 
Neustart wagen. Auch deshalb nutzt 
er das Angebot der Drehscheibe Alter. 
»Wir helfen unter anderem dabei, In-
sassen auf ihre Entlassung vorzu-
bereiten«, sagt Frank Wilde. Der Sozial-
pädagoge leitet gemeinsam mit seiner 
Kollegin Franziska Scheibe das Pro-
jekt Drehscheibe Alter, das seine Arbeit 
im Januar 2016 aufgenommen hat und 
sowohl in den Berliner Haftanstalten 
als auch im Bürgerzentrum Neukölln 
regelmäßige Sprechstunden anbietet.

Die Anliegen derer, die die Sprech-
stunden nutzen, betreffen sowohl die 
Lebenssituation in der Haft als auch 
die Zeit nach der Entlassung. Es geht 
um ein Leben in Würde, auf das auch 
verurteilte Straftäterinnen und Straf-
täter ein Anrecht haben. Auch Hans A. 
haben Wilde und seine Kollegin Fran-
ziska Scheibe anfangs direkt in der 
Haftanstalt beraten. Später durfte er 
das Gefängnis zeitweise verlassen, um 
die Sprechstunde im Bürgerzentrum 
zu besuchen. Zudem bekam er die 
Möglichkeit, an einem Computerkurs 
der Weltenbummler – ebenfalls ein 
HVD-Angebot – teilzunehmen. »Zur 
Vorbereitung auf die Zeit nach der Haft 
gehört auch, die Menschen auf den 
Umgang mit den neuen Medien, ins-
besondere Smartphones vorzubereiten«, 
sagt Frank Wilde.

Der geschlossene Vollzug organi-
siert ein ganzes Leben: schlafen, auf-
stehen und essen, Arbeit und Freizeit-
gestaltung. Alles ist reglementiert. Da 
verwundert es nicht, dass Hans A. sich 
neu orientieren lernen musste, als seine 
Haftbedingungen gelockert wurden. 

Mit öffentlichen Verkehrsmitteln quer 
durch Berlin fahren, ein Ticket lösen, 
Fahrtzeiten planen – eine Heraus-
forderung für A., der nicht aus der 
Hauptstadt stammt. Die Drehscheibe 
Alter hat ihm geholfen, sich sicherer in 
der Stadt zu bewegen.

Auch in Sachen Weiterbildung 
und Freizeitgestaltung knüpfen Wilde 
und seine Kollegin Kontakte zum 
HVD-Netzwerk und zu anderen freien 
Trägern. In welchem Bezirk gibt es wel-
che Beratungsstellen? »Hier können wir 
auch aufgrund der großen Erfahrung 
des HVD im Bereich der Altenhilfe be-
darfsgerecht beraten«, so Wilde.

Gesundheitsfragen sind ein immer 
wiederkehrendes Kernthema in der Be-
ratung, nicht nur bei Hans A. »Wenn 
Insassen krank werden, fehlt es oft 
an einer ganzheitlichen Beratung und 
Versorgung«, sagt Frank Wilde und er-
zählt von dem Fall eines Parkinson-
patienten: »Er wird in der Haft zwar 
akut medizinisch versorgt, doch be-
darf es ja auch Informationen drum-
herum – Tipps zu Ernährung und Be-
wegung, Austausch mit anderen Er-
krankten. Und Zugang zum Internet 
gibt es in der Haft nicht.« Hier schließt 
das Projekt eine Lücke und stellt bei 
Bedarf auch den Kontakt zu weiteren 
Fachberatungen her. Die Idee ist, »die 
Haftanstalten für die Themen und An-
gebote der Altenhilfe in Berlin zu öff-
nen und umgedreht auch die Träger 
der Altenhilfe für die Bedarfe der In-
haftierten zu sensibilisieren«. Dies 
kann den Abschluss einer Vorsorge-
vollmacht, die Klärung des Renten-
anspruchs oder die Beratung zu Hilfs-
mitteln bedeuten. Dabei wird eng mit 

Sozialarbeitern, JVA-Bediensteten und 
freien Trägern zusammengearbeitet.

Nicht jeder nimmt gerne öffentlich 
eine Sozialberatung für Ältere in An-
spruch. Wilde: »Unter den Gefangenen 
gibt es eine klare Hierarchie. Wer jung 
und stark ist, steht weit oben. Niemand 
möchte da als Opa bezeichnet wer-
den, der zur Seniorenberatung geht.« 
Alter als Stigma: »Wie wir das Thema 
ansprechen, war von Anfang an eine 
ganz entscheidende Frage für uns. Die-
jenigen, die zu uns kommen, wollen 
nicht über ihr Alter reden – sondern 
über ganz bestimmte Probleme, die sie 
haben, weil sie in einem bestimmten 
Alter sind.« Der Bedarf werde mitunter 
auch von JVA-Bediensteten herunter-
gespielt. »Da gibt es schon mal Sprü-
che wie ‚Das ging doch früher auch‘», 
berichtet Wilde. »Akzeptanz für unser 
Angebot zu bekommen ist nicht immer 
leicht.« Zumal ältere Inhaftierte auch 
in Zeiten des demografischen Wandels 
noch immer eine kleine, wenngleich 
wachsende Gruppe bilden: Etwa vier 
Prozent aller Häftlinge sind über 60 
Jahre alt, weitere elf Prozent zwischen 
50 und 60 Jahre.

Hans A. ist mittlerweile im offe-
nen Vollzug. Demnächst beginnt er eine 
Fortbildung im Bereich Lager/Logis-
tik. Seine Jobaussichten sind aktuell gut. 
Bis zu seiner Entlassung dauert es nicht 
mehr lange. Ob er Wünsche für die Zu-
kunft hat? »Eine Wohnung, vielleicht 
beim Tanz oder im Kegelverein andere 
Leute kennenlernen«, sagt A. »Damit 
das dann mal ein geregeltes Leben wird, 
nicht so wie früher. Das ist das Ziel.« Die 
Drehscheibe Alter ist bei dem Versuch, 
es zu erreichen, für ihn da.� SABRINA BANZE

Fachtagung »Altern im Strafvollzug« von Drehscheibe Alter und Paritätischem Wohlfahrtsverband�

� FOTO: KATHRIN ZAUTER
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Das VskA-Projekt InfoCompass
Ein innovativer Ansatz zur gesellschaftlichen Integration von Neuberlinern

Das Projekt InfoCompass 
schafft seit Frühjahr 2016 reale 
und digitale Räume zur Infor-

mation, Beratung und Begegnung für 
geflüchtete Menschen, ehrenamtlich 
Engagierte, Organisationen und Ins-
titutionen. Es besteht aus einer Inter-
netseite und lokalen Anlaufstellen in 
Unterkünften und Nachbarschafts-
häusern. Insbesondere geflüchtete 
Menschen können dadurch besser in 
ihrer neuen Berliner Nachbarschaft an-
kommen. Interessierte an einer ehren-
amtlichen Tätigkeit können über die 
Plattform auf Projekte aufmerksam 
werden und sich für die Integration 
Geflüchteter engagieren. Ebenso nut-
zen Mitarbeitende von Nachbarschafts-
häusern, Beratungsstellen oder Unter-
künften InfoCompass als Tool. Sie 
können so ihre Beratungsangebote ef-
fektiver gestalten und gleichzeitig ihre 
Angebote über verschiedene Kanäle wie 
Social Media oder E-Mail bewerben. 
InfoCompass ist in bestehende Struk-
turen und Netzwerke eingebettet und 
leistet stadtweit einen nachhaltigen Bei-
trag für die Integration.

Digital im Netz und lokal vor Ort
Ratsuchende erhalten durch die Ver-
knüpfung der digitalen Plattform 
www.info-compass.net und der loka-
len Anlaufstelle, dem InfoPoint, mehr-
sprachige Informationen über be-
stehende Hilfs-, Beratungs- und Frei-
zeitangebote in ihrer Nachbarschaft 
und ganz Berlin. Die Plattform bie-
tet Informationen, Angebote und Ver-
anstaltungen zu Themen wie Woh-
nen, Arbeit und Qualifikation, Spra-

che, Gesundheit oder Aufenthaltsrecht. 
Durch das offene Redaktionssystem 
kann jeder Einträge und Korrektu-
ren selbst erstellen; ein Redaktions-
team prüft neue Beiträge und schaltet 
sie frei. Die Inhalte werden automatisch 
in neun Sprachen übersetzt. Durch di-
verse Filterfunktionen kann zielgenau 
gesucht werden; die Ergebnisse werden 
in einer digitalen Karte angezeigt.

Im personell betreuten InfoPoint 
helfen Mitarbeitende bei der Suche 
von Informationen, Inhalte werden 
ausgehängt oder direkt an die Be-
sucherinnen und Besucher ausgegeben.

Stetige Entwicklung
Nach einer Pilotphase mit zwei Info-
Points in Reinickendorf wurden im 
Jahr 2017 drei weitere aufgebaut. Ein 
InfoPoint öffnete im Februar im Be-
gegnungscafé des THFwelcome e. V. 
am ehemaligen Flughafen Tempelhof. 
Neben Geflüchteten konnten über-
wiegend Interessierte an einem Ehren-
amt erfolgreich informiert und weiter-
vermittelt werden. Mit dem Ende 
des Begegnungscafés im Oktober 
2017 schloss auch der InfoPoint. Im 
Mai 2017 wurde der InfoPoint in der 
Schmidt-Knobelsdorf Kaserne bei der 
Prisod GmbH in Spandau errichtet. 
Zwei Bundesfreiwillige informieren 
die Bewohnenden der Unterkunft vor 
allem zu den Themen Wohnen, Arbeit 
und Qualifikation.

Seit Anfang Juni 2017 startete der 
Versuch, den InfoPoint im Nachbar-
schaftszentrum »Treff 203« der Volks-

solidarität e. V. in Berlin-Mitte in 
nachbarschaftliche Strukturen einzu-
beziehen. Zwei Bundesfreiwillige hel-
fen beim Verstehen von Anträgen oder 
Briefen und bauen das Netzwerk vor 
Ort aus. Geplant sind zeitnah drei wei-
tere InfoPoints. Einer entsteht aktuell 
im Kreativhaus in Mitte, ein weiterer 
im Tempohome auf der Elisabeth-Aue 
in Kooperation mit Apardo GmbH und 
dem Amtshaus Buchholz. Der dritte 
Standort ist noch offen.

Das Projekt InfoCompass hat sich 
über zwei Jahre zu einem Modellprojekt 
für ein berlinweites Netzwerk perma-
nenter und temporärer InfoPoints ent-
wickelt. Dabei wurden die Leistungen in 
den InfoPoints flexibel an den jeweiligen 
Bedarf angepasst. Auch die Plattform 
hat sich weiterentwickelt und wurde 
Mitte Februar mit optimiertem Design 
und neuen Funktionen veröffentlicht.

Projektträger ist der Verband für 
sozial-kulturelle Arbeit e. V. (VskA), 
der Fachverband der Berliner Stadt-
teilzentren und Nachbarschaftshäuser. 
Das Projekt wird in Kooperation mit 
dem Designbüro place/making durch-
geführt und von April 2016 bis Juni 
2018 durch die DKLB – Lotto Stiftung 
Berlin gefördert.� THEKLA WERNER

Wissenswertes
Kontakt: Thekla Werner, Projektleitung InfoCompass
Tel.: 030 28 09 61 16
E-Mail: t.werner@vska.de
Plattform: www.info-compass.net
Blog: www.info-compass.berlin
Facebook: @InfoCompassBerlin
Twitter: @Info_Compass_

Persönliche Beratung beim InfoCompass vor Ort� FOTO: INFOCOMPASS / VSKA

Digital sind die Informationsangebote überall 
verfügbar.� FOTO: INFOCOMPASS / VSKA
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Für ein Leben ohne Einsamkeit im Alter
Der Verein Freunde alter Menschen im Porträt

Im letzten Jahr machte ein jun-
ger Mann aus England ein Experi-
ment, das ihn an seine psychi-

schen Grenzen brachte. Er schloss sich 
eine Woche lang in seiner Wohnung 
ein und verbrachte diese Woche ohne 
jegliche soziale Kontakte. Kein Tele-
fon, kein Computer, nur der Fernseher. 
Bereits nach kurzer Zeit litt er unter 
Schlafproblemen. Seine Stimmung ver-
schlechterte sich zunehmend und er 
fühlte sich in einem emotionalen Aus-

nahmezustand. Auf youtube ist unter 
dem Titel »The Loneliness Project« ein 
kurzes Video über diese erstaunliche 
Erfahrung zu sehen.

Einsamkeit ein Makel
Dieser Zustand von Einsamkeit ist 
für alte Menschen oft traurige Reali-
tät. Besonders wenn sie nicht mehr so 
mobil sind, unter Krankheiten leiden 
und die eigene Wohnung nur noch mit 
fremder Hilfe verlassen können. Wei-

tere Gründe sind, dass Familien heute 
weit weg voneinander leben, man sich 
nicht gut versteht oder die Kinder und 
Freunde bereits gestorben sind. Eine 
Studie der Ruhr-Uni Bochum ergab, 
dass jeder Fünfte ab 85 Jahre unter Ein-
samkeit leide.

Aus alten Menschen werden »Alte 
Freunde«
Der Verein Freunde alter Menschen 
e. V. engagiert sich seit 1991 für ein 
Leben ohne Einsamkeit im Alter und 
konzentriert sich dabei auf Menschen 
ab 75 Jahre. Zum Verein kommen alte 
Menschen aus verschiedenen Gründen. 
Eines haben alle gemeinsam, sie füh-
len sich einsam. Das ist ein Makel, den 
man nicht zugibt. Scham macht sich 
breit. Dabei hätten viele nicht gedacht, 
dass ihnen das einmal passieren würde. 
»Ich war immer gerne unter Leuten, 
hatte viele Freunde und Familie. Doch 
jetzt kann ich meine Wohnung nicht al-
leine verlassen, mein Mann und meine 
Freunde sind fast alle verstorben und 
meine Tochter hat wenig Zeit«, sagt 
Käthe (97).

Im Mittelpunkt der Arbeit des Ver-
eins stehen Besuchspartnerschaften 
zwischen Jung und Alt, bei denen ein 
freiwilliger Mitarbeiter einen alten 
Menschen regelmäßig besucht. Es gilt 
dabei der Grundsatz, aus alten Men-

Jochen und Peter vor dem Bauhaus-Archiv� FOTO: BIRTE ZELLENTIN

Gritta (86) und Markus (45) sind Nachbarn und haben sich durch den Verein kennengelernt.� FOTO: BIRTE ZELLENTIN
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Altwerden aktiv gestalten
Nachbarschaftshaus Urbanstraße e. V. startet Projekt zur Quartiersentwicklung im Chamissokiez

Unsere Gesellschaft altert und 
vielen Menschen ist soziale Teil-
habe aufgrund niedriger Ein-

kommen nur noch eingeschränkt mög-
lich. Eine der zentralen Ursachen liegt 
in der massiven Steigerung der Miet-
kosten. Altersarmut birgt das Risiko der 
Verdrängung und Vereinsamung in sich, 
die wiederum ein erhöhtes Gesundheits-
risiko nach sich zieht. Grundlegende 
sozialstaatliche Kurskorrekturen sind 
erforderlich, um nachhaltig etwas gegen 
diese Entwicklung zu tun. Gegen-
gesteuert werden kann aber auch, wenn 
Betroffene selbst aktiv werden, in der 
Nachbarschaft zusammenkommen und 
sich für die Verbesserung ihrer Lebens-
verhältnisse stark machen.

Altwerden im Kreuzberger  
Chamissokiez
Friedrichshain-Kreuzberg steht in den 
nächsten Jahren vor einer deutlichen 
Zunahme älterer und zugleich auch är-
merer Menschen. Der Bezirk hat bereits 
die höchste Grundsicherungsquote für 
Menschen ab 65 Jahren in Berlin. Im 
Planungsraum Chamissokiez liegt der 
Anteil an Empfängerinnen und Emp-
fänger von Grundsicherung (außerhalb 
von Einrichtungen) nach SGB XII im 
Alter von 65 Jahren und mehr sogar 
bei 12,9 Prozent. Betrachtet man zu-
dem die teilweise prekäre Einkommens-

schen »Alte Freunde« zu machen. 
Das Anliegen ist, dauerhafte Freund-
schaften zu schaffen, die auf gegen-
seitigem Respekt aufbauen. Deshalb 
nehmen sich die Koordinatoren viel 
Zeit, um in persönlichen Gesprächen 
herauszufinden, wer gut zusammen-
passt. Die Besuchspartnerschaften wer-
den berlinweit gestiftet.

Auch der 93-jährige Peter Ehlers* 
aus Berlin-Neukölln wurde vor vier 
Jahren auf den Verein und die Möglich-
keit einer Besuchspartnerschaft auf-
merksam. Wir haben Peter interviewt.

Herr Ehlers, warum haben Sie sich an den 
Verein gewandt?
Ich habe keine Möglichkeit mehr raus-
zukommen. Mir fällt zu Hause oft die 
Decke auf den Kopf. Ich habe jeman-
den gebraucht, der Zeit für mich hat. 
Und das war der Jochen.

lage der gegenwärtig noch berufstätigen 
Personen im Alter zwischen 50 und 
65 Jahren, ist absehbar, dass armuts-
nahe Lebenslagen bei Menschen über 
65 Jahren in den kommenden Jah-
ren noch deutlich steigen werden. Der 
Chamissokiez macht auf Besucher den 

Seit wann werden Sie von Jochen besucht?
Jochen kommt mich seit vier Jahren so 
alle zwei Wochen besuchen.

Wie sehen die Besuche aus?
Ich war früher Architekt. Aber ich habe 
viel verlernt. Jochen ist auch Archi-
tekt. Wir teilen die Leidenschaft für 
Baukunst und Ausstellungen. Das ver-
bindet. Wir unterhalten uns oft über 
Architektur und schauen uns neue Ge-
bäude an oder gehen in Ausstellungen. 
Wir haben schon das Bauhaus-Archiv 
besucht und waren zu Ausstellungen im 
Martin-Gropius-Bau und der Berlini-
schen Galerie. Wir haben uns noch nie 
gelangweilt.

Über die Freunde alter Menschen
Freunde alter Menschen e. V. – les pe-
tits frères des Pauvres ist eine Frei-
willigen-Organisation mit inter-

Eindruck eines gutsituierten, bürger-
lichen Stadtquartiers. Insbesondere 
rund um die Bergmannstraße haben 
sich zunehmend Cafés und Restau-
rants angesiedelt und Geschäfte mitt-
lerer oder gehobener Preisklasse, die 
überdurchschnittlich von jungen Men-

nationaler Verbreitung. Seit 25 Jah-
ren ist der Verein unter dem Namen 
Freunde alter Menschen in Deutsch-
land aktiv. In Berlin engagieren sich 
über 200 ehrenamtliche Mitarbeiter 
für über 300 Alte Freunde, bundesweit 
über 500 Freiwillige für über 600 Alte 
Freunde. Der Verein stiftet Besuchs-
partnerschaften zwischen Jung und Alt, 
organisiert Veranstaltungen und unter-
hält einen Telefondienst. Darüber hin-
aus berät er zu Themen rund ums Alter 
und engagiert sich für eine altenfreund-
liche Quartiersentwicklung.
� ANNE BIEBERSTEIN

* Name von der Redaktion geändert

Wissenswertes
Kontakt: Freunde alter Menschen e. V.
Geschäftsführer: Klaus-W. Pawletko
Tieckstraße 9, 10115 Berlin

Kiezgespräch am Chamissoplatz� FOTO: NACHBARSCHAFTSHAUS URBANSTRASSE E. V.
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schen frequentiert werden. Ältere Be-
wohnerinnen und Bewohner sieht man 
hier immer weniger als Kunden.

Bereits 2015 wurde bei einer Be-
fragung von Bewohnern das Fehlen 
preiswerter Einkaufsmöglichkeiten und 
günstiger Treffpunkte für den nach-
barschaftlichen Austausch beklagt. 
Angemerkt wurde damals – neben 
der Verdrängungsgefahr durch stei-
gende Mieten – auch der nicht alters-
gerechte Ausbau vieler Wohnungen 
und die fehlende Barrierefreiheit des 
Wohnumfeldes. Oft sind Bordstein-
kanten nicht abgesenkt, Geschäfte kön-
nen von Personen, die Rollatoren oder 
Rollstühle nutzen, wegen fehlender 
Rampen nicht aufgesucht werden. Die 
Überquerung von Straßen ist wegen der 
Länge des Überwegs für mobilitätsein-
geschränkte Personen gefährlich. Fest-
gehalten wurde zudem, dass Sitzbänke 
selten sind und oft in einem Zustand, 
der keine Nutzung zulässt.

Raum für den Erhalt der Lebens-
qualität im Alter 
Damit Menschen mit anderen in Kon-
takt treten können, bedarf es zunächst 
einer geeigneten Infrastruktur. Zwar 
gibt es viele Gesundheits-, Freizeit- und 
Kulturangebote im Kiez, aber deren 
Nutzung ist am ehesten für die Men-
schen möglich, die gesund sind oder 
über höhere Einkommen verfügen. 
Also braucht es preiswerte Treffpunkte 
für gemeinsame Aktivitäten und Dis-
kussionen zu den Anliegen der Be-
wohnerinnen und Bewohner. Damit 
auch gesundheitlich eingeschränkte, 
einsame oder weniger gut situierte Per-
sonen Kontakte in die Nachbarschaft 
aufbauen können, müssen Zugänge er-
leichtert und niedrigschwelligere An-
gebote entwickelt werden. 
Das Nachbarschaftshaus Urbanstraße 
e. V. ist im Januar mit einem neuen Pro-
jekt der Quartiersentwicklung im Cha-
missokiez gestartet, das von der deut-

schen Fernsehlotterie gefördert wird. 
»Entlang der Interessen und Bedarfe 
der älteren Menschen werden wir an der 
Verbesserung ihrer Lebensqualität arbei-
ten«, sagt Markus Runge vom Nach-
barschaftshaus. Ziel dieses Projektes 
ist, Menschen verschiedener Generatio-
nen, Kulturen, Milieus und unterschied-
lich langer Wohndauer im Chamissokiez 
miteinander in Kontakt und Austausch 
zu bringen. Viele Menschen und Akteure 
sollen einbezogen, Begegnungsräume 
und damit Anlässe zur Kontaktauf-
nahme und zum Aufbau nachbarschaft-
licher Beziehungen geschaffen werden. 
»Unser Ziel sind nachhaltige Selbstor-
ganisations- und Vernetzungsstrukturen 
von Bewohnern und Organisationen«, 
so Runge. Um die Resonanz aus der Be-
wohnerschaft des Chamissokiezes zu er-
höhen, sind aufsuchende Angebote sowie 
öffentliche Veranstaltungen geplant.

� MARKUS RUNGE,
� NACHBARSCHAFTSHAUS URBANSTRASSE E.V.

Wie altersgerecht ist unser Kiez? Beim Kiezspaziergang wird hingeschaut. � FOTO: NACHBARSCHAFTSHAUS URBANSTRASSE E. V.

Schwerpunkt: Wem gehört die Stadt?
Die Zukunft des sozialen Berlins
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Leben retten auf den Berliner 
Gewässern
Veranstaltungen der DLRG im 
Sommer

In den Sommerferien noch nichts 
vor? Die Deutsche Lebensrettungs-
gesellschaft (DLRG) bietet in den 
Sommerferien wieder mehrere 
Ferienrettungsschwimmkurse an. 
Berlinerinnen und Berliner können 
sich in einer Woche zu Rettungs-
schwimmern ausbilden lassen. Die 
Ausbildung findet auf den Wasser-
rettungsstationen der DLRG im Frei-
gewässer statt. Interessenten sollten 
daher gute Schwimmer sein. Die ge-
nauen Zeiten und Voraussetzungen 
finden Sie unter: https://berlin.dlrg.de

Tag der offenen Tür
Mit einem Tag der offenen Tür macht 
die DLRG wieder auf ihre Arbeit und 
ihr Engagement in Berlin aufmerk-
sam. Am 9. Juni 2018 stehen Tauch-
turmbesichtigung, Hausführung, 
Bootsfahrten sowie Speisen und Ge-
tränke auf dem Programm. Außer-
dem stellen die Wasserretter und 
Katastrophenschutzhelfer der DLRG 
ihre wichtige ehrenamtliche Arbeit 
für unsere Stadt vor.

Veranstaltungsort ist das Siegfried-
John-Haus der DLRG, Am Pichelssee 
20-21, 13595 Berlin-Spandau.

Mehr unter:  https://berlin.dlrg.de

Engagiert für Sicherheit 
auf dem Wasser� FOTO: DLRG
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Im Rahmen des Jubilä-
ums »20 Jahre Sozial-
stiftung Köpenick – Ver-

antwortung, Miteinander, 
Füreinander, Mittendrin« 
arbeiteten die bei der Ein-
richtung SpreeTakt – ABFBT 
(Angebot für Beschäftigung, 
Förderung und Betreuung am 
Tag) tätigen Menschen mit Be-
hinderungen, Mitarbeitenden 
des ABFBT und die Berliner 
Künstlerin Barbara Gerasch 
an einem inklusiven Kunst-
projekt. Das Ziel war es, mit-
einander Kunst zu schaffen.

Im Zuge des Projektes mal-
ten, zeichneten und schrieben 
die Beteiligten des ABFBT 
auf transparente Folien. Das 
Besondere am Projekt war, 
dass kein Thema vorgegeben 
wurde. So konnten mehr Teil-
nehmende an dem Projekt mit-
wirken. Jeder brachte sich so 
ein, wie es seinen Fähigkeiten 
und seiner Kreativität ent-
sprach. Barbara Gerasch be-
gleitete den gesamten Prozess.

Das Projekt verlief in drei 
Phasen: von der Planung An-
fang 2017 über die Einführung 
in das Projekt sowie die speziellen Arbeits-
methoden und -techniken im Frühsommer 
2017 bis hin zur Übertragung der Malereien, 
Zeichnungen und schriftlichen Arbeiten mit-
tels einer speziellen Methode von den Folien 
auf die Bildleinwände durch Barbara Gerasch 
Ende des Jahres. In diesem Prozess fügte Bar-
bara Gerasch die einzelnen Motive collagen-
artig und malerisch zu neuen Bildern zu-
sammen. Besonders in der letzten Phase fand 
ein intensiver Austausch zwischen allen Be-
teiligten auf direkter und bildnerischer Ebene 
statt.

Die 20 entstandenen Werke werden vom 
23. März bis zum 19. April 2018 in der Chri-
s|tophoruskirche in Friedrichshagen zu sehen 
sein. Zur Vernissage am 22. März ab 18 Uhr 
und einem Besuch der Ausstellung wäh-
rend der Öffnungszeiten der Kirche bis zum 
19. April sind alle herzlich eingeladen.

Das Kunstprojekt wurde gefördert mit 
Mitteln der Stiftung Deutsche Klassenlotterie 
Berlin (DKLB) und des Paritätischen Wohl-
fahrtsverbandes Berlin.

Die Sozialstiftung Köpenick erbringt seit 
der Gründung im November 1997 an aktuell 
drei Standorten in Berlin Dienstleistungen für 

Senioren sowie Menschen mit Behinderungen. 
Am Standort in der Werlseestraße betreibt sie 
Einrichtungen der stationären Pflege mit 390 
Bewohnerinnen und Bewohnern, der teil-
stationären Pflege mit 16 Gästeplätzen sowie 
die des Ambulanten Hospizdienstes Frie-
drichshagen. In den Wohnheimen Mentzel-
staße und Ahornallee am Standort Spindlers-
feld werden 75 Menschen mit Behinderungen 
stationär betreut. Des Weiteren ist in Spind-
lersfeld die Einrichtung SpreeTakt mit einem 
ambulanten Angebot für Beschäftigung, För-
derung und Betreuung am Tag, kurz ABFBT, 
für maximal 27 Teilnehmende mit Be-
hinderungen verortet. In Wendenschloss an 
der Dahme bietet die Sozialstiftung betreutes 
Seniorenwohnen für 17 Mietparteien an. 
480 Mitarbeitende realisieren die genannten 
Dienstleistungen. Die Sozialstiftung Köpe-
nick wird von einem Kuratorium und einem 
zweiköpfigen Vorstand geführt. � LJUBA ESSEN

Kaffeeschnitte mit PKW
Bilderzyklus der Künstlerin Barbara Gerasch

Wissenswertes
Weitere Informationen zur Sozialstiftung Köpenick finden 
Sie unter www.sozialstiftung-koepenick.de.
Kontakt: Rainer Kleibs, Geschäftsführer, Tel.: 030 6442-234, 
E-Mail: geschaeftsstelle@sozialstiftung-koepenick.de

Abbildung »Winter« aus dem Bilderzyklus� FOTO: BARBARA GERASCH
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Sprachen, Kulturen und spannende Themen
2018 – das Jahr der Vielfalt im Theater der Erfahrungen

Ob Hauptstadtpreis für Integra-
tion und Toleranz, filmische 
Erforschung eines deutsch-tür-

kischen Kulturaustausches, Teilnahme 
an internationalem Theaterfestival, Prä-
sentation des interkulturellen Musicals 
Altes Eisen, ein Tag rund um die trans-
kulturelle Theaterarbeit oder Vergiss-
meinnicht/Unutmabeni – für das Thea-
ter der Erfahrung schlägt das Jahr der 
Vielfalt.

Und das kommt nicht von ungefähr
Immer mehr Menschen unterschied-
licher Herkunft engagieren sich im 
Theater der Erfahrungen und prägen 
mit ihren Geschichten das Bühnen-
geschehen. Die Vielfalt der Sprachen, 
kulturellen Gewohnheiten und politi-
schen Ansichten laden dazu ein, immer 
wieder neue theatralische Ausdrucks-
möglichkeiten zu suchen und eine bunte 
Mischung von Veranstaltungen und 
Projekten zu präsentieren.

Aber der Reihe nach
Der Auftakt zum Jahr der Vielfalt be-
gann schon im November 2017. Das 
Theater der Erfahrungen wurde für »Li-
namanno und die alten Freunde« – ein 
Mitspieltheaterstück für Kitakinder in 
Deutsch und Türkisch – mit dem 10. 
Hauptstadtpreis für Integration und To-
leranz ausgezeichnet.

Am 28. Januar 2018 präsentierte 
das Nachbarschaftshaus Friedenau den 

neuen Film von Prof. Johanna Kaiser 
»Theater ist meine Heimat«. Der Film 
erzählt von der Reise der Bunten Zellen, 
begleitet von Studierenden der Alice Sa-
lomon Hochschule, nach Bademler in 
der Türkei. Hier trifft die deutsch-tür-
kische Laienspielgruppe auf Menschen, 
die das Theaterspiel lieben und auch 
teilweise jahrelang in Deutschland ge-
lebt und gearbeitet haben. Den dar-
aus entstehenden regen und kulturel-
len Austausch sowie unterschiedliche 
Migrationserfahrungen macht der Film 
zum Thema.

Sich austauschen mit Theater-
gruppen auf internationalem 
Niveau steht auf dem Plan
Vom 9. bis 13. Mai werden die Bunten 
Zellen am 10. Internationalen Theater-
festival in Donzdorf in Baden-Würt-
temberg teilnehmen. Dort haben sie Ge-
legenheit, Gruppen aus aller Welt, aus 
Polen, Spanien, Österreich, Russland, 
Israel, Ägypten, der Türkei, Chile, Aus-
tralien und anderen Ländern kennen-
zulernen und vor dem internationalen 
Publikum Berliner Pflanzen – Berlinli 
Bitkiler zu präsentieren. Darin rückt 
die deutsch-türkische Combo mit viel 
Musik und skurrilen Figuren, auch zwei-
sprachig, »dem hauptstädtischen Thema« 
zu Leibe: der Gentrifizierung.

Ende Mai gastiert dann das Theater 
der Erfahrungen erneut an drei Tagen mit 
dem Musical Altes Eisen, interkulturell 

wie eh und je, in der ufaFabrik. Ein Stück 
über das Alter, die immerwährende Sehn-
sucht nach der großen Liebe und über die 
Suche nach Ersatzteilen für die müder 
werdenden Knochen. Erzählt, gesungen 
und gespielt von rund 40 Seniorinnen 
und Senioren zwischen 60 und 88 Jah-
ren und einer Live-Kapelle. Zum Lachen, 
Mitsingen und Nachdenken. 30 Mal war 
das Musical bereits ausverkauft. Nun ist 
»Altes Eisen« wieder da – bunt, laut und 
vergnügt. Karten sind, wie immer, über 
die ufaFabrik zu erhalten. Weiter geht’s 
am 7. Juni, wenn das Theater der Er-
fahrungen in der ufaFabrik zum Tag der 
Vielfalt lädt und sich transkulturellen 
Fragen mit Theater, Film, Tanz sowie In-
formationen und einem hoffentlich regen 
Austausch widmet.

Demenz und Kultur in Neukölln
Und für Herbst ist ein Tag rund um das 
Thema Demenz und Kultur in Neu-
kölln geplant. Menschen unterschied-
licher Herkunft mit und ohne demen-
zielle Veränderung werden gemeinsam 
unter dem Motto Vergissmeinnicht/
Unutmabeni auf der Bühne stehen. 
2018 ist eben ein Jahr der Vielfalt für 
das Theater der Erfahrung!�

� FRANK SCHÜLER, WERKSTATT DER ALTEN TALENTE – 
� THEATER DER ERFAHRUNGEN

Wissenswertes
Mehr Informationen finden Sie unter: 
www.theater-der-erfahrungen.nbhs.de

Musical Altes Eisen�

FOTO: TINA MANSIUS
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Der Fallschirm – Was heißt hier Menschen-Rechte?
Projektarbeit und Aufführung der inklusiven Theatergruppe Die Grünen Bananen

Die Grünen Bananen sind die 
inklusive Theatergruppe des 
berlinerSTARThilfe e. V. und 

führten im Januar ihr Theaterprojekt 
»Der Fallschirm – Was heißt hier Men-
schen-Rechte?« zum zweiten Mal im 
Kultur-Zentrum danziger50 auf. Der 
Spielort im zweiten Obergeschoss ist 
mit dem Fahrstuhl barrierefrei zugäng-
lich. Mit 71 Zuschauerinnen und Zu-
schauern war der Saal prall gefüllt.

Im Jahr 2017 beschäftigten sich 
Die Grünen Bananen mit dem Thema 
Menschen-Rechte. Sie wollten wissen, 
was sie überhaupt damit zu tun haben. 
Und hatten viele Fragen: Was bedeuten 
Menschen-Rechte? Wo gelten die Men-
schen-Rechte? Und für wen? Auch für 
uns? Und warum sind sie so wichtig? 
Gemeinsam mit den beiden Anleite-
rinnen dachten sich die Mitspielerinnen 
und Mitspieler Szenen aus, in denen 
sie das alles zeigen konnten. Sie dis-
kutierten viel, improvisierten und hat-
ten viel Spaß dabei.

Und am Ende waren ganz unter-
schiedliche Szenen entstanden. Gleich 
am Anfang geht es um eine Familie 
in der Türkei, die heimlich ausreisen 
möchte. Später wird jemand arbeitslos, 
weil er nicht unter dem Mindestlohn 
arbeiten möchte, und schämt sich ganz 
fürchterlich. Eine junge Frau hat einen 
gewaltbereiten Freund, der sie kontrol-

liert. Jemand anders wird wegen seiner 
Hautfarbe respektlos behandelt. Auch 
Mobbing am Arbeitsplatz und im Inter-
net, eine schwule Wohngemeinschaft 
und selbstbestimmtes Leben in einem 
Seniorenheim kommen vor. Viele ern-
ste Themen werden behandelt.

Zwischen den Szenen wer-
den einzelne Artikel aus den Men-
schen-Rechten in Leichter Sprache 
vorgelesen: »Jeder Mensch ist frei und 
gleich geboren. Alle Menschen sind frei. 
Das bedeutet: Keiner darf einen Men-
schen einfach so einsperren. Er darf 
auch niemand zwingen etwas zu tun, 
was der Andere nicht will.«

Am Ende ist klar: Wir alle haben 
damit zu tun. Und wir alle erleben Situ-
ationen, in denen die Menschen-Rechte 
verletzt werden. Hier bei uns in Berlin, 
in Deutschland und in vielen anderen 
Ländern.

Gudrun de Frenne von Amnesty 
International war zu Gast bei der Auf-
führung. Sie konnte bei der lebhaften 
Podiums-Diskussion am Ende viele 
Fragen beantworten. Zum Beispiel er-
zählte sie, dass die Menschen-Rechte 
1948, gleich nach dem Zweiten Welt-
krieg, aufgeschrieben und im bald da-
rauf entstandenen bundesdeutschen 
Grundgesetz mit berücksichtigt wur-
den. Sie sind also in das Grundgesetz 
eingeflossen. Diese Menschen-Rechte 

gelten somit für uns alle in Deutsch-
land, egal wo wir herkommen – aber 
auch in allen anderen Ländern. Auch 
lud sie ein, bei Fragen zu dem Thema 
oder wenn wir beobachten, wo Men-
schen-Rechte verletzt werden, einmal in 
einem der vielen amnesty international 
Büros vorbeizuschauen und unser An-
liegen zu besprechen (www.amnes-
ty-bb.de).
Fazit der beiden Anleiterinnen Bettina 
Kramer und Naemi Schmidt-Lauber: 
»Mit unserem Projekt haben wir viel ge-
lernt. Wir haben kulturelle und politi-
sche Bildung gemeinsam erfahren. Nun 
hoffen wir, auch unserem Publikum 
neben guter Unterhaltung das näherzu-
bringen, was es für uns bedeutet: Das 
ist gegenseitiger Respekt, Mitgefühl 
mit allen unterdrückten Menschen, wo 
auch immer auf der Welt, und Solidari-
tät.«� NAEMI SCHMIDT-LAUBER, DIE GRÜNEN BANANEN

Wissenswertes
Wann die nächsten Aufführungen sind, ist noch 
offen, aber Sie finden alle Termine und auch viele 
Fotos, aktuelle Informationen und die Kontaktad-
ressen auf der neuen Homepage 
www.die-grünen-bananen.de

Sie können die Grünen Bananen auch buchen oder 
selbst mitspielen. Und wenn Sie nur trommeln 
möchten – an jedem ersten Freitag im Monat star-
tet um 16 Uhr ein Kreis für neue Trommler! Melden 
Sie sich gern an!

Szene aus Der Fallschirm – Was heißt hier Menschen-Rechte?� FOTO: BETTINA BLANKMANN, BERLINER STARTHILFE E. V.
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Christian Specht – Zeichen setzen
Ausstellungseröffnung am 8. Mai 2018

Am 8. Mai um 17 Uhr lädt der 
Paritätische Wohlfahrtsver-
band Berlin herzlich zur Aus-

stellungseröffnung ein. In den Tagungs-
räumen der Landesgeschäftsstelle in der 
Brandenburgischen Straße werden ab 
Mai Zeichnungen von Christian Specht 
zu sehen sein.

Christian Specht ist im Vorstand 
der Lebenshilfe, im Behindertenbeirat 
Friedrichshain-Kreuzberg und im Ber-
liner Rat der Lebenshilfe. Und er ist 
ein kritischer Geist. Mit feinem Humor 
setzt sich Christian Specht in seinen 
Zeichnungen mit sich und der Welt 
auseinander. Seine bevorzugten Mate-
rialien sind ganz einfach Papier, Blei-
stift und Buntstift. Künstlerisch bringt 
sich Christian Specht als Experte in 
eigener Sache ein.

Engagiert nimmt er an vielen Ver-
anstaltungen teil, beispielsweise im No-
vember 2017 an einer Diskussionsrunde 
zur Diskriminierung durch Wahl-
rechtsausschluss des Deutschen Be-
hindertenrates. Kurz danach entstehen 
wieder Zeichnungen die öffentlich wer-
den, denn seit einigen Jahren hat Chris-
tian Specht ein Büro in der taz - die 
Tageszeitung. Wenn er es will, ver-
öffentlicht die taz seine Zeichnungen 
als »Specht der Woche«. Begleitet wer-
den diese Zeichnungen durch einem 

Kommentar von ihm. So äußert er sich 
zum Beispiel zur schlechten Bezahlung 
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
im Pflegebereich oder zu fehlenden be-
treuten Wohneinrichtungen.

Auf seine ganz spezielle Weise setzt 
er sich künstlerisch für Teilhabe von 
Menschen mit Behinderungen ein. Bei 
einigen weiteren Beispielen, die bereits 
in der taz veröffentlicht wurden, geht 
es um mehr Aufmerksamkeit für Musik 
von Behinderten, und immer wieder 
um mehr Mitspracherecht für die Aus-
wahl von Betreuerinnen und Betreuern.

In der Ausstellung unter dem Motto 
Kunst im Paritätischen sehen Sie Zeich-
nungen zu den vielen Themen des 
»Specht der Woche«.

Wissenswertes
Alle Ausstellungen in den Tagungsräumen des 
Paritätischen Wohlfahrtsverbands Berlin in der 
Brandenburgischen Straße 80, Berlin Wilmers-
dorf, sind für Teilnehmende an Veranstaltungen/
Tagungen zugänglich. Interessiertes Publikum kann 
sich jedoch bei den Mitarbeitenden im Foyer erkun-
digen, zu welchen Zeiten die Ausstellungen »Kunst 
im Paritätischen« einsehbar sind. Tel.:  030 860 01-0

Ein kritischer Geist: Christian Specht in der taz� FOTO: CHRISTIANE WEIDNER

Selbstbild: Christian Specht an seinem Schreitisch� ZEICHNUNG: CHRISTIAN SPECHT
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Ulrike Pohl, Referentin für 
Menschen mit Behinderungen� FOTO: CHRISTIANE WEIDNER

Hauptsache gesund!
Wonach bemisst unsere Gesellschaft den Wert eines Menschen?

Am 27. Januar begehen wir jedes 
Jahr den Tag des Gedenkens 
an die Opfer des National-

sozialismus. 1945 befreiten Soldaten 
der Roten Armee an diesem Tag die 
Überlebenden des Konzentrationslagers 
Auschwitz-Birkenau, des größten Ver-
nichtungslagers des Nazi-Regimes.

Im Jahr 1996 führte der damalige 
Bundespräsident Roman Herzog in sei-
ner Proklamation aus: »Die Erinnerung 
darf nicht enden; sie muss auch künf-
tige Generationen zur Wachsamkeit 
mahnen. Es ist deshalb wichtig, nun 
eine Form des Erinnerns zu finden, die 
in die Zukunft wirkt. Sie soll Trauer 
über Leid und Verlust ausdrücken, dem 
Gedenken an die Opfer gewidmet sein 
und jeder Gefahr der Wiederholung 
entgegenwirken.«

Opfer des Nazi-Regimes waren 
auch hunderttausende Menschen mit 
Behinderungen, die zwangssterilisiert 
oder getötet wurden. Ein Hinter-
grund dafür war, dass man Leben 
mit Behinderungen oder chroni-
schen Erkrankungen, Leben mit ein-
geschränkter Erwerbsfähigkeit für we-
niger lebenswert hielt.

Gibt es dieses Denken heute noch? 
Wie erkennen wir Gefahren der Wieder-
holung? Es gibt einige Argumente 
dafür, dass es auch heute noch in unse-
rer Gesellschaft eine Sichtweise gibt, 
die Menschenleben und Menschen-
würde unterschiedlich bewertet.

Zulässige Spätabtreibungen
Der Wortlaut des Paragrafen 218a (2) 
Strafgesetzbuch, der heute immer noch 
gilt, besagt: »Der mit Einwilligung 
der Schwangeren von einem Arzt vor-
genommene Schwangerschaftsabbruch 
ist nicht rechtswidrig, wenn der Ab-
bruch der Schwangerschaft unter Be-
rücksichtigung der gegenwärtigen 
und zukünftigen Lebensverhältnisse 
der Schwangeren nach ärztlicher Er-
kenntnis angezeigt ist, um eine Gefahr 
für das Leben oder die Gefahr einer 
schwerwiegenden Beeinträchtigung des 
körperlichen oder seelischen Gesund-
heitszustandes der Schwangeren abzu-
wenden, und die Gefahr nicht auf eine 
andere für sie zumutbare Weise ab-
gewendet werden kann.«

Im Gesetz gibt es keine zeitliche Be-
grenzung. Keine Konkretisierung, wel-
che Diagnose des Fötus genau zu einer 

schwerwiegenden Beeinträchtigung des 
Gesundheitszustandes der Schwange-
ren führen kann. Die Frage lautet also: 
Wer soll hier vor wem oder wovor ge-
schützt werden?

Fremdnützige Forschung an 
nichteinwilligungsfähigen 
erwachsenen Patienten erweitert
Im November 2016 hat der Bundes-
tag zugestimmt, die Regelungen für das 
Verbot der fremdnützigen Forschung an 
nichteinwilligungsfähigen Patienten zu 
lockern. Damit sind Studien an nichtein-
willigungsfähigen Erwachsenen  – also 
zum Beispiel Demenzkranken – künftig 
unter bestimmten Bedingungen erlaubt, 
auch wenn sie den Betroffenen selbst 
keine Vorteile bringen. Zur Ausweitung 
auf andere Gruppen von Menschen, 
zum Beispiel Menschen mit geistiger Be-
hinderung, ist es nicht mehr weit. In sei-
nem Redebeitrag zu diesem Thema vor 
dem Deutschen Bundestag 2016 sagte 
der MdB Hubert Hüppe unter anderem: 
»Sie müssen sich einmal vorstellen, was 
das bedeutet, was dazugehört. Sie müs-
sen die Leute aus ihrem Wohnumfeld 
herausholen. Mein Schwiegervater, ein 
Alzheimerpatient, war bis letzte Woche 
in einer Einrichtung, in einem Kranken-
haus; jetzt ist er wieder zu Hause. Er 
weint jedes Mal, wenn man ihn aus sei-

nem Wohnumfeld herausholt. Sie müs-
sen diese Leute in Studienzentren brin-
gen, Sie müssen mit ihnen MRTs ma-
chen, und Sie müssen vieles andere 
machen. Für uns ist das kein Problem; 
aber für diese Menschen ist das ein gro-
ßes Problem. Wer Alzheimerpatienten 
kennt, weiß das.«

Mit welchem Recht muten wir 
Menschen, die sich nicht wie üblich 
äußern und ein solches Vorgehen ab-
lehnen können, das zu?

Kriterium des »Mindestmaß an 
wirtschaftlich verwertbarer Arbeit« 
bleibt erhalten
Ein »Mindestmaß der wirtschaftlich 
verwertbaren Arbeit« bleibt weiter-
hin Aufnahmekriterium in Werk-
stätten für behinderte Menschen. Der 
Wortlaut von Paragraf 58 des Bundes-
teilhabegesetzes lautet: »Leistungen 
im Arbeitsbereich einer anerkannten 
Werkstatt für behinderte Menschen er-
halten Menschen mit Behinderungen, 
bei denen wegen Art oder Schwere 
der Behinderung eine Beschäftigung 
auf dem allgemeine Arbeitsmarkt (…) 
nicht, noch nicht oder noch nicht wie-
der in Betracht kommt und die in der 
Lage sind, wenigstens ein Mindestmaß 
wirtschaftlich verwertbarer Arbeits-
leistung zu erbringen«.

Wenn Werkstätten für behinderte 
Menschen (WfbM) als Rehabilitations-
einrichtungen gelten, sollten dann nicht 
auch alle Menschen mit Behinderungen 
einen Anspruch haben, sie nutzen zu 
können?

Gesellschaftliches Klima stigmati-
siert Eltern behinderter Kinder und 
Eltern mit Behinderungen
Insgesamt hat sich das gesellschaftliche 
Klima, Menschen mit Behinderungen 
die gleichen Lebens- und Menschen-
rechte anzuerkennen, wenig verbessert. 
Aufgrund der nun möglichen Pränatal-
diagnostik werden 90 Prozent aller 
Föten mit Down-Syndrom oder Spina 
bifida abgetrieben. Um es ganz klar zu 
sagen: Nicht die Pränataldiagnostik ist 
das Problem, sondern die damit ein-
hergehenden Erwartungen und der 
gesellschaftliche Druck auf die an-
gehenden Mütter und Väter. (»Das muss 
doch heutzutage nicht mehr sein.«)

Für das gesellschaftliche Klima 
der Herabsetzung von Eltern mit Be-
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hinderungen abschließend noch dieses 
Beispiel:

1977 erschien ein Buch mit dem 
Titel »Sollen, können, dürfen Be-
hinderte heiraten?«. 40 Jahre später 
wird das Recht, eine Familie zu grün-
den, bei Menschen mit Behinderungen 
immer noch diskutiert. Und ein (ten-
denziöser) Artikel mit dem Titel »Ver-
erbte Behinderung: Mama? Darf eine 
Frau mit einem Gendefekt einen Sohn 
bekommen?« erhält Ende 2017 den 2. 
Reportagepreis für junge Journalis-
ten, den JungeJournalisten.de in Ko-
operation mit der Heinrich-Böll-Stif-
tung vergibt.

Was ist also der Auftrag an uns 
alle, der sich aus diesem Gedenktag er-
gibt? Geben wir gemeinsam acht, dass 
der Wert eines Menschen sich nicht nur 
in dessen verwertbarer Arbeit äußert. 
Geben wir jedem Menschen die Chance, 
jeden Tag etwas Sinnvolles zu tun.

Jeder Mensch hat das Recht, eine 
Familie zu gründen und jeder Mensch 
hat das Recht, sich dagegen zu ent-
scheiden. Auch für die Forschung am 
Menschen sollte ausnahmslos gelten: 
Nur ein Ja heißt Ja. Und vielleicht hal-
ten wir alle beim nächsten »Hauptsache 
gesund!«, das wir zu werdenden Eltern 
sagen wollen, kurz inne. Und sagen 

»Hauptsache ein Kind, das geliebt wird. 
Hauptsache Familie!«

� ULRIKE POHL, REFERENTIN FÜR MENSCHEN MIT BEHINDERUNGEN 
� BEIM PARITÄTISCHEN WOHLFAHRTSVERBAND BERLIN

»Ich hätte nie gedacht, dass einem so viele Steine  
in den Weg gelegt werden«
Arbeitsassistenz im Regenbogenhaus, einer Kinder- und Jugend-Freizeiteinrichtung von FiPP e. V.

Drei Stimmen aus dem Regenbogenhaus er-
zählen vom langen und kräftezehrenden 
Weg, bis die Arbeitsassistenz von Annika 
Stobernack endgültig bewilligt wurde. Wir 
erfahren, ob sich die Mühe gelohnt hat und 
wie es den Beteiligten jetzt damit geht.

Annika Stobernack, Sozial-
pädagogin mit Arbeitsassistenz: 
»Ihr habt mein Leben vor euch«
Zum Regenbogenhaus kam ich durch 
Mister Zufall. Ich wollte eigentlich zu 
einer Einrichtung, die sich im Ober-
geschoss befindet. Dann irrte ich mich 
in der Tür und war im Regenbogenhaus. 
Ich habe mich gleich verliebt in die nor-
male Art der Kolleginnen und Kollegen. 
Es war diese nicht diskriminierende, 
außergewöhnliche Normalität, der di-
rekte Augenkontakt, was sehr schön 
war. Das hast du nicht überall, denn 
diskriminierende Erfahrungen begleiten 
mich sonst auf Schritt und Tritt.

Erst ein paar Monate später habe ich 
mich beworben und hatte Glück. Ich 
konnte im Regenbogenhaus anfangen. 
Ich arbeite seitdem im offenen Bereich, 
hier kommen Kinder nachmittags un-
abhängig von speziellen Angeboten hin, 
hier können sie kickern, Billard spielen, 
Hausaufgaben machen, quatschen und 
streiten.

Die Zeit bis zur Bewilligung meiner 
Arbeitsassistenz durch das Integrations-
amt hätte ich ohne die Unterstützung 
meiner Kolleginnen, Kollegen und mei-
ner Chefin Anett Hauf nicht über-
standen. Die Bewilligung dauerte 

knapp ein Jahr und meine Stelle war 
auch an die Arbeitsassistenz gekoppelt. 
Als die Bewilligung endlich erteilt war, 
kam für mich persönlich der Ham-
mer hinterher: Die Arbeitsagentur legte 
Widerspruch ein. Das war heftig. »Die 
feilschen um Stunden und Euros und 
haben doch mein Leben vor sich.« Da 
war ich an dem Punkt angekommen 
zu sagen: »Ihr könnt mich doch alle 
mal! Dann bleib ich eben zuhause, be-
komme Geld vom Staat und habe es viel 
bequemer.« Schön war, dass mich alle 
unterstützten, sie ertrugen meine Trä-
nen und sagten: »Komm, jetzt schaffen 
wir das auch noch!«

Die ersten Erfahrungen mit den 
Kindern waren Wahnsinn für mich. 
Erst dachte ich: »Na, die werden mich 
an der kurzen Leine halten, um nie-
manden zu überfordern.« Aber ich 
konnte alles austesten mit den Kin-
dern. Anett Hauf war immer in Reich-
weite, gab mir Sicherheit und war da, 
wenn ich etwas benötigte. Es gab zu 
Beginn auch Kinder, die vor mir weg-
liefen. Klar, das macht erstmal Angst, 
ein Ding, das auf einen zufährt und 
eine Kiste, die spricht.

Ich vertrete die Haltung, Kinder 
können mich alles fragen. Denn nur, 
wenn ich mit meiner Behinderung 

Wissenswertes
Hier finden Sie den ganzen Text der Rede Hubert 
Hüppes (MdB): http://bit.ly/2FnBG4N oder
www.cducsu.de/themen/familie-frauen-arbeit-ge-
sundheit-und-soziales/hubert-hueppe-fremdnuetzi-
ge-forschung-ohne-eine-verfuegung

Lesen Sie hier den Artikel »Vererbte Behinderung: 
Mama? Darf eine Frau mit einem Gendefekt einen 
Sohn bekommen?«: http://bit.ly/2G3uITD oder
www.spiegel.de/kultur/gesellschaft/vererbte-be-
hinderung-darf-eine-frau-mit-gendefekt-ei-
nen-sohn-bekommen-a-1173763.html

Team des Regenbogenhauses: Andreas Lademann, Annika Stobernack, Stefan Kothe und Anett Hauf�

� FOTO: TIM ZÜLCH
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offen umgehe, kann das Kind ein 
Aha-Erlebnis haben und diese Er-
fahrungen eventuell woanders nutzen. 
Diskriminierende Situationen kommen 
doch oft daher, dass viele Menschen 
keine Berührung mit Personen haben, 
die anders sind. Meine liebsten Fragen 
sind »Wohnst du im Regenbogenhaus?«, 
»Schläfst du im Rolli?« und natürlich 
auch »Wie gehst du auf Toilette?«. Fra-
gen, ja. Ausprobieren, nein. Zum Bei-
spiel möchte ich nicht, dass die Kinder 
mit meinem Sprachcomputer spielen. 
Dann sage ich: »Das ist meine Stimme. 
Ich spreche ja auch nicht mit deiner 
Stimme.«

Silke Titel, Mitarbeiterin:  
»Ich war sprachlos«
Wir haben bisher bei FiPP e. V. keine 
Mitarbeitenden mit ähnlichen Ein-
schränkungen, insofern war die Ein-
stellung von Annika Stobernack Neu-
land für uns. Den Antrag auf Be-
willigung einer Arbeitsassistenz hat 
Annika verfahrensgerecht im August 
2016 gestellt. Dann hat es bis Anfang 
2017 gedauert, bis eine Begehung und 
Begutachtung durch den Integrations-
fachdienst stattgefunden hat. Im Früh-
jahr haben wir dann die Information be-
kommen, dass eine Begründung für eine 
Arbeitsassistenz nicht vorläge, was uns 
mehr als erstaunte. Alternativ wäre eine 
sogenannte personelle Unterstützung 
möglich, die jedoch so gering ist, dass 
Annika ihre Tätigkeit bei uns als Sozial-
pädagogin hätte beenden müssen.

Unsere gemeinsame Entscheidung 
lautete: Wir geben nicht auf und setzen 
uns weiter für Annika als Mitarbeiterin 
und die notwendige Arbeitsassistenz ein. 
Doch ab da wurde der Ball immer wieder 
zwischen den einzelnen Stellen hin- und 
hergeschoben. Es war schon sehr schwie-
rig, zielführende Beratung zu erhalten. 
Selbst die zuständige Sachbearbeiterin 
konnte teilweise keine eindeutigen Aus-
sagen machen. Darum sind wir mehr-
gleisig gefahren, haben uns im Pari-
tätischen Wohlfahrtsverband beraten 
lassen, und Annika hat einen Rechts-
anwalt hinzugezogen. Endlich folgte 

dann im Juni 2017 der Beschluss durch 
das Sozialgericht, die Arbeitsassistenz sei 
im vollen Umfang zu gewähren. Doch 
die Bundesagentur legte sofort Wider-
spruch ein. Erst vor dem Landessozial-
gericht wurde im Juli 2017 abschließend 
geklärt: Die Arbeitsassistenz wird im 
beantragten, das heißt für Annika not-
wendigen Umfang genehmigt und die 
Kosten sind zu erstatten.

Als Arbeitgeber wollen wir In-
klusion bei uns bewusst weiter-
entwickeln. Darum haben wir Annika 
Stobernack so in unser Bewerbungs-
verfahren genommen, wie wir es mit 
jeder anderen Bewerberin und jedem 
anderen Bewerber machen. Alle Be-
teiligten, von Geschäftsführung über 
die Fachbereiche bis zur Personal-
abteilung, haben an einem Strang ge-
zogen. Dass der Weg sich so lange hin-
zog und bis vor das Landessozialgericht 
führte, macht mich heute noch sprach-
los. Ich hätte nie gedacht, dass einem so 
viele Steine in den Weg gelegt werden.

Unserer Ansicht nach ist die 
Arbeitsassistenz ein notwendiges Ins-
trument und ermöglicht es, dass An-
nika Stobernack trotz ihrer körper-
lichen Behinderung die Tätigkeit als 
Sozialpädagogin vollumfänglich aus-
üben kann.

Anett Hauf, Hausleiterin:  
»Miteinander ist das Zauberwort«
Bei der Einstellung unserer Mit-
arbeiterin Annika Stobernack und der 
Beantragung der Arbeitsassistenz stellte 

sich für uns gar nicht die Frage, ob diese 
bewilligt wird oder nicht, sondern wie 
schnell die Bewilligung kommt. Für 
uns lag einfach auf der Hand, dass sie 
eine Arbeitsassistenz braucht. Doch 
wir stellten schnell fest, dass das gar 
nicht so klar ist. Darüber hinaus war 
die Beantragung für uns ein sehr un-
durchsichtiges Verfahren, das bei mir 
und im Team viel Zeit und Energie ge-
bunden hat. Das war für mich sehr ver-
unsichernd und zermürbend.

Aber ich habe auch schnell bemerkt: 
Annika Stobernacks Arbeit bringt 
eine ganz eigene Qualität ins Regen-
bogenhaus. Sie bewirkt eine Art Ent-
schleunigung bei den Kindern, das ist 
wunderbar. Egal, wie aufgewühlt die 
Kinder sind, sie müssen ruhig wer-
den, um ihr zuzuhören und mit ihr in 
Kontakt gehen zu können. Das ist eine 
sehr wertvolle Qualität, die kann nie-
mand anderes von uns leisten. Ich be-
obachte auch, dass die Kinder im Um-
gang mit Annika eine hohe Sensibilität 
und Empathie in Bezug auf ihr Handi-
cap entwickeln. Die Kinder haben im 
Blick, wo liegt jetzt hier was herum, wo 
muss der Weg für Annika frei gemacht 
werden. Sie sind plötzlich sehr viel auf-
merksamer und rücksichtsvoller.

Ich kann mich erinnern, zu Beginn 
war es für mich auch eine ungewohnte 
Situation. Ich war nicht besonders locker 
und entspannt. Ich ertappte mich dabei, 
stärker zu gestikulieren und lauter und 
deutlicher zu sprechen. Und schließlich 
wurde mir klar: Das brauchst du doch 
überhaupt nicht. Es ist wichtig, immer 
das Signal zu geben, du kannst mich an-
sprechen, wenn du Hilfe brauchst, ohne 
dabei zu aufdringlich zu werden.

Das Team hat es mir und Annika 
sehr leicht gemacht: Miteinander ist das 
Zauberwort!� TIM ZÜLCH

Wissenswertes
Mehr Infos zum Regenbogenhaus finden Sie unter: 
www.fippev.de/regenbogenhaus

Arbeitsassistenz – was ist das?
Arbeitsassistenz ist eine Form der personellen Unterstützung für Menschen mit Behinderung am Arbeitsplatz 
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt. Es ist eine Hilfestellung bei der Arbeitsausführung; es geht dabei nicht um 
die Erledigung der vom schwerbehinderten Arbeitnehmer oder der Arbeitnehmerin zu erbringenden arbeits-
vertraglichen Tätigkeit selbst. Auftraggeber der Arbeitsassistenz bleibt in jedem Fall der arbeitende Mensch 
mit Behinderung. Arbeitsassistenz ist eine Leistung des Integrationsamtes und wird aus Mitteln der Aus-
gleichsabgabe finanziert. Ausgleichsabgabe zahlen Betriebe, die weniger als jeden 20. Arbeitsplatz mit einem 
schwerbehinderten Menschen besetzen. Die Ausgaben für die Arbeitsassistenz sind seit 2013 im Land Berlin 
stetig gestiegen, die Einnahmen des Landes Berlin aus der Ausgleichsabgabe allerdings auch.

Annika Stobernack und Anett Hauf im Gespräch� FOTO: TIM ZÜLCH
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Ein erster Blick enthüllt nichts Un-
gewöhnliches. In der Tischlerei 
wird gesägt, in der Kantine ge-

kocht, an anderer Stelle ein Kunden-
auftrag mit professioneller Routine er-
ledigt: Ganz alltägliches Geschehen 
eben, und für die Teilnehmer der Berli-
ner VIA Werkstätten gGmbH für Men-
schen mit Behinderungen sicher nichts 
Neues. Brandneu jedoch ist, dass die 
dort arbeitenden Menschen mit Be-
einträchtigungen nicht mehr Teil-
nehmer genannt werden, der Begriff Be-
hinderung nur noch in Ausnahmen An-
wendung findet und ihre Aktivitäten ab 
sofort unter dem Namen Blumenfisch 
stattfinden – ein gestärktes Miteinander 
dank verstärkter Mitbestimmung mach-
ten diese maßgeblichen Veränderungen 
möglich.

Vor rund einem Jahr begann der 
Umgestaltungsprozess der VIA Werk-
stätten, Impulsgeber war eine Klausur-
tagung in gänzlich neuer Qualität. 
Unter dem Titel »Gemeinsam unter-
wegs – mit Ideen etwas Neues ma-
chen« wurde zwar im bewährten Work-
shop-Format, jedoch erstmals paritä-
tisch besetzt, diskutiert. Kollegen mit 
und ohne Beeinträchtigung gingen ge-
meinsam in den Gedankenaustausch 
und eröffneten sich manch neue Pers-
pektive. Angeregt wurde, das Thema 
»Altern in einem Werkstattbetrieb« ver-
tiefend zu behandeln. Oder die Regeln 
in Bezug auf die Frage »Du oder Sie?« 
bereichs- und betriebsübergreifend neu 
zu verhandeln. In den Fokus der Kritik 
geriet aber vor allen Dingen eines, näm-
lich das sprachliche Miteinander im 
Werkstattumfeld. Einige Begrifflich-
keiten wurden von den Teilnehmenden 
mehrheitlich sehr klar als unpassend 
oder gar diskriminierend benannt, allen 
voran die Worte: Teilnehmer, Werkstatt 
und Behinderung.

Der gleichberechtigte und offene 
Austausch auf der Klausurtagung sorgte 
für Aufbruchstimmung und hatte 
neue Erwartungen im gesamten Unter-
nehmen zur Folge. Der einmal ein-
geschlagene Weg wurde deshalb kon-
sequent fortgesetzt, mit erneut pari-
tätisch besetzten Arbeitsgruppen, die 
sich im Anschluss intensiver mit den 
aufgekommenen Fragen befassten. Be-
sondere Bedeutung kam der Arbeits-
gruppe zu, die sich dem Thema »Dis-
kriminierender Sprachgebrauch« 

enden. Außerhalb wird nur ungern »zu-
gegeben« und sogar verleugnet, in einer 
»Werkstatt« beschäftigt zu sein. Der Be-
griff ist für viele mit Scham und Schei-
tern verknüpft. Das Wort weise eben 
immer unmissverständlich auf das Vor-
handensein eines wie auch immer ge-
arteten Defizits hin.

»Sprache schafft Bilder«, merkt VIA 
Geschäftsführer Uwe Gervink an. »Sie 
ist Ausdruck einer individuellen wie auch 
gesellschaftlichen Haltung. In einer sich 
ständig verändernden Gesellschaft muss 
der Sprachgebrauch kontinuierlich auf 
den Prüfstand gestellt und gegebenen-
falls angepasst werden. Entscheidend 
bei solchen Prozessen ist, dass ein 
Perspektivwechsel stattfindet und Mo-
dernisierungen eingeleitet werden, die 
von allen Betroffenen und nicht etwa al-
lein von einer Leitungsinstanz getragen 
werden.« Die VIA Werkstätten haben 
auf genau diese Weise ihr Produkt-La-
bel zu ihrem Firmennamen erhoben und 
heißen jetzt Blumenfisch. Teilnehmer 
sind Mitarbeiter. Die Identifikation mit 
der Arbeitsleistung und den gemein-
schaftlich gefertigten Produkten ist hier-
durch gestärkt. Ein genauerer Blick aufs 
geschäftige Treiben an den Werkbänken, 
Töpfen oder Nähmaschinen macht 
deutlich: Mitbestimmte Neugestaltung 
setzt ungeahnte Energien frei.� RONALD BLUHM

Mitbestimmte Neugestaltung
Die VIA Werkstätten heißen jetzt Blumenfisch

widmete. Denn wie könnte ein Unter-
nehmen weiterhin VIA Werkstätten 
heißen, wenn allein der Begriff auf Ab-
lehnung stößt? Und warum überhaupt 
diese negative Bewertung? Die um-
fangreichen Gespräche brachten über-
raschende Antworten:

·· »Werkstatt für sich genommen wäre 
kein schlechter Begriff. Es ist die Be-
hinderung, die damit immer in Ver-
bindung steht.«

·· »Das Wort lässt lediglich an körper-
liche Arbeit denken. Geistige Tätig-
keiten werden nicht damit ver-
bunden.«

·· »Werkstatt stempelt ab, lässt an End-
station und Schrauben sortieren den-
ken. Keine Chance mehr auf einen 
Ausbildungs- oder Praktikumsplatz, 
wenn da Werkstatt im Arbeitszeug-
nis steht.«

·· »Werkstatt für Menschen mit Be-
hinderung – das Wort selbst be-
hindert.«

Nur einige, doch sicherlich beispielhafte 
Zitate der »Werkstatt«-Mitarbeiter. Zu-
nehmend ernüchternd zudem der all-
tägliche Umgang mit diesem Begriff. 
Ein gutes Selbstwertgefühl für erbrachte 
Leistungen oder gar Stolz, all das scheint 
unmittelbar am Arbeitsausgang zu 

Schildertausch: Aus VIA Werkstätten wird Blumenfisch� FOTO: VIA BLUMENFISCH GGMBH
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Vorstellung der neuen Webseite in der Topographie des Terrors in Berlin�

� FOTO: JÜRGEN KRAMER

Die neu gestaltete Webseite Gedenkort-T4.eu ist on-
line. Am 24. Januar wurde die Seite, die an die Opfer 
der NS-»Euthanasie«-Verbrechen in der Topographie 

des Terrors erinnert, bei vollem Auditorium freigeschaltet. 
Helmut Forner, Vorstandsmitglied des Paritätischen Wohl-
fahrtsverbands Berlin, berichtete in einer emotionalen Rede 
über die Anfänge der Bemühung um ein würdevolles Ge-
denken an die Opfer der NS-»Euthanasie«-Verbrechen. Der 
Staatsekretät für Kultur Dr. Torsten Wöhlert skizzierte in sei-
nem Grußwort die Orte der Täter in Berlin und beschrieb 
die Geschichte des Ortes Tiergartenstraße 4, der ehemaligen 
Planungszentrale der Aktion T4. Er hob das Engagement des 
Paritätischen Wohlfahrtsverbands Berlin hervor, die Seite Ge-
denkort-T4.eu ins Leben gerufen zu haben.

Dr. Ulrich Baumann, stellvertretender Direktor der Stif-
tung Denkmal für die ermordeten Juden Europas, sprach 
anschließend über das Gedenken an alle Opfergruppen. 
Schließlich unterstrich die Landesbehindertenbeauftragte 
Christine Braunert-Rümenapf das Recht von Menschen mit 
Behinderung und psychischen Erkrankungen auf Teilhabe an 
der Gestaltung des Gedenkens.

Ein besonders bewegender Moment war die Lesung von 
Jasmin Tabatabai aus der Biographie von Wilhelm Vellguth. 
Zuvor sagte die Schauspielerin, man müsse diese Geschich-
ten den folgenden Generationen immer wieder vorlesen, denn 
über Geschichten und Einzelschicksale erschließe sich das 
große Bild dieser dunklen Seite der deutschen Vergangenheit.

Die digitale Welt kann eine Brücke zur Vergangenheit bil-
den und uns helfen, Informationen schnell zu erschließen. 
Das verdeutlichte der Historiker Moritz Hoffmann in seinem 

Zum neunten Mal in Folge zeigen die Berliner Stif-
tungen gemeinsam, wofür sie sich hier und andern-
orts einsetzen: Vom 17. bis zum 

27. April 2018 wird in der Berliner 
Stiftungswoche ihr wichtiges Engage-
ment besonders sichtbar gemacht.

Es sind stets die teilnehmenden 
Stiftungen, die das Programm so ab-
wechslungsreich und so spannend ma-
chen. Das Schwerpunktthema 2018 
lautet: »Alles im Fluss – Vom Bewahren 
und Gestalten«. In vielen Lebens-
bereichen sind derzeit massive Ver-
änderungen zu spüren – in der Ge-
sellschaft, in der Politik, im Arbeitsleben; nicht zuletzt in 
unserem Ökosystem. Doch wie sollen wir damit konstruk-
tiv umgehen? Welchen Beitrag können Stiftungen leisten, 
um Schützenswertes zu bewahren und Neues zu gestalten? 
Dazu werden sich die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der 

Stiftungswoche bei zahlreichen Veranstaltungen austauschen. 
Die Berliner Stiftungswoche will das Engagement der Ber-

liner Stiftungen hervorheben. Sie soll 
neugierig machen, zum Nachdenken 
und zum Nachahmen anregen. Sie bie-
tet Stiftungen eine Bühne, um ihre 
Projekte zu präsentieren; sie zeigt, wie 
lebendig eine pluralistische Gesell-
schaft sein kann und ermöglicht Ko-
operationen von Stiftungen unter-
einander. Vor allem aber ist die Berli-
ner Stiftungswoche auch ein Beitrag 
zu mehr Transparenz im Stiftungs-
wesen. Die beteiligten Stiftungen öff-

nen ihre Türen, zeigen, was sie tun, stellen sich den Fragen 
der Öffentlichkeit.

Fachvortrag über die Möglichkeiten und Grenzen der web-
basierten Wissensvermittlung. Der Historiker Robert Par-
zer, der für die redaktionellen Inhalte von Gedenkort-T4.eu 
verantwortlich ist, und Stefan Neumann von der Agentur 
yousign präsentierten die neue Webseite und luden die An-
wesenden zum Mitwirken ein. Prof. Dr. Stefanie Endlich von 
der UdK Berlin schloss die Veranstaltung mit dem Wunsch 
ab, dass viele Menschen die Seite besuchen und sich an der Be-
wahrung der Erinnerung beteiligen.

Digitale Erinnerung baut Brücke zur Vergangenheit
Relaunch der Seite Gedenkort-T4.eu

»Alles im Fluss – Vom Bewahren und Gestalten«
9. Berliner Stiftungswoche: 17. bis 27. April 2018

Wissenswertes
Besuchen Sie die neu gestaltete Webseite www.gedenkort-t4.eu

Wissenswertes
Mehr zur Stiftungswoche erfahren Sie unter: www.berlinerstiftungswoche.eu

9. BERLINER STIFTUNGSWOCHE 
17.—27. APRIL 2018
—
www.berlinerstiftungswoche.eu
Eine Initiative der Berliner Stiftungsrunde.
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G   emeinnützige Organisatio-
nen müssen sich auf vielfältige 
Weise mit Digitalisierung aus-

einandersetzen. So nutzen beispiels-
weise viele Träger der sozialen Arbeit di-
gitale Medien für ihre Öffentlichkeits-
arbeit. Und plötzlich ändert Facebook 
seine Regeln – was bedeutet das genau 
für uns? Die neue Datenschutzgrund-
verordnung (e-privacy) und das Thema 
Datensicherheit stehen auf der Agenda, 
damit kommen neue ethische Fragen 
auf uns zu.

Im Magazin der Heinrich-Böll-Stif-
tung wird aktuell diskutiert, was es für 
die Frage von Diskriminierung und Teil-
habegerechtigkeit bedeutet, wenn »das 
algorithmische Entscheidungssystem 
die Verteilung von Dienstleistungen an 
Erwerbslose optimieren [soll]? Oder die 
Bettenzuteilung in Krankhäuserrn [sic!]? 
Oder die Versorgung von Flüchtlingen? 
Welche Daten und Muster werden für 
diese Entscheidungen herangezogen?« 
(www.boel l.de/de/2018/01/26/you-
should-watch-big-brother)

Digitalisierung in der  
Sozialwirtschaft
Was wie Zukunftsmusik klingt, ist tat-
sächlich längst in der Sozialwirtschaft 
angekommen. Vielerorts ist die digitale 
Aktenführung bereits etabliert, schon 
bald werden die meisten internen Pro-
zesse komplett digitalisiert sein. Agi-
les Arbeiten und Kommunikations-
plattformen prägen dann die Arbeits-
organisation – das bringt Chancen und 
Herausforderungen für die Arbeits-
platzgestaltung. Auch in der Sozialwirt-
schaft kollidiert ständige Online-Er-
reichbarkeit mit individuellen Wün-
schen nach Zeitsouveränität.

meistern. In einer sechsmonatigen Be-
ratung zu einem der oben genannten 
Themen kann exemplarisch ausprobiert 
werden, wie die Arbeit der Zukunft kon-
kret gestaltbar ist. In einem programm-
spezifischen »Lern- und Experimentier-
raum« wird eine spezielle Lernmethode 
vermittelt, die später auch auf andere 
Handlungsfelder angewandt werden 
kann. Antragsberechtigt für eine be-
teiligungs- und prozessorientierte Be-
ratung sind kleine und mittlere Unter-
nehmen, worunter auch gemeinnützige 
Unternehmen fallen können.

Ablauf, Dokumentation und Ab-
rechnung sind unaufwändig; Unter-
nehmen müssen lediglich 20 Prozent 
des förderfähigen Beratungshonorars 
als Eigenanteil aufbringen. Eine Erst-
beratungsstelle informiert darüber, 
ob Sie die Förderkonditionen erfüllen 
und eine Beratungsförderung in An-
spruch nehmen können. Mit dem Be-
ratungsscheck wenden Sie sich nachher 
an einen zugelassenen Berater aus dem 
Prozessberater-Pool. � DR. FRIEDRICH HAUNERT

Fit für die Digitalisierung der Arbeitswelt
Beratungsförderung im Programm »unternehmensWert:Mensch plus«

Die Online-Kommunikation mit 
Zielgruppen wie Jugendliche, Eltern 
und Angehörige oder auch die On-
line-Beratung sind wachsende Felder. 
Digitale Medien sollen dabei helfen, mit 
pädagogischen Herausforderungen um-
zugehen (vgl. z. B. www.forumbd.de). 
Damit steigen auch die Anforderungen 
an digitale Bildung der pädagogi-
schen Fachkräfte, die sich verstärkt mit 
E-Learning und Online-Weiterbildung 
auseinandersetzen müssen.

Digitale Beteiligungsverfahren ver-
ändern Beziehungen zwischen Orga-
nisationen und Menschen, machen sie 
transparenter. Damit wandeln sich auch 
Organisationskulturen und Leitbilder – 
Führungskonzepte und Werte müssen 
neu gedacht werden. Gleichzeitig kön-
nen sich innerhalb gewachsener Struk-
turen soziale Innovationen entwickeln. 
Dadurch werden völlig neue Geschäfts-
modelle mit veränderten Marktteil-
nehmern denkbar.All dies macht In-
vestitionen in die digitale Infrastruktur 
und Organisationsentwicklung er-
forderlich.

unternehmensWert:Mensch plus
Soziale Dienste können einen Beitrag 
dazu liefern, die Digitalkompetenz bei 
ihren Zielgruppen und damit in der 
Gesellschaft insgesamt zu verbessern. 
Auch Mitgliedsorganisationen des Pa-
ritätischen Wohlfahrtsverbands Ber-
lin müssen sich fit machen für die Di-
gitalisierung und damit einhergehende 
Umbrüche in der Arbeitswelt. 

ESF- und BMAS-Mittel ermög-
lichen unter bestimmten Voraus-
setzungen eine Beratung zur Ein-
richtung von Lern- und Experimentier-
räumen, um die Herausforderungen zu 

Kleine Unternehmen fit machen für die digitale Zukunft� ABBILDUNG: UNTERNEHMENSWERT:MENSCH/BMAS

Wissenswertes
Lesen Sie hier mehr zum Programm unternehmens-
Wert:Mensch plus:
www.unternehmens-wert-mensch.de/uwm-plus

Hier finden Sie Hinweise dazu, wer gefördert wird:
www.unternehmens-wert-mensch.de/uwm-plus/
wer-wird-gefoerdert/

Der Autor dieses Textes, Dr. Friedrich Haunert, ist 
als Organisationsberater ebenfalls im Prozessbera-
ter-Pool zu finden. Für Rückfragen steht er gerne 
per E-Mail zur Verfügung: info@haunert.com
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Eine Bäcker-Ausbildung als Chance für den Neuanfang
� FOTO: OLEKSANDRA CHURAY

Die Integration geflüchteter Menschen ist aktuell eines 
der herausforderndsten Themen in Berlin. Eine Arbeit 
zu haben, schafft nicht nur Selbstbewusstsein, weil es 

unabhängig von staatlichen Leistungen macht, mit der Auf-
nahme einer Arbeit werden auch soziale Kontakte geknüpft 
und wird die Sprache besser gelernt.

Hassan J. konnte das selbst er-
leben: Als der 29-jährige Syrer im De-
zember 2016 ein Praktikum bei der 
Bäckerei Weichardt Brot GmbH und 
nach drei Monaten eine Ausbildung 
zum Bäcker begann, waren seine Kom-
munikations- und Sprachhindernisse 
noch deutlich ausgeprägt. Innerhalb 
eines Jahres konnte Hassan aber seine 
Deutschkenntnisse so verbessern, dass 
er sich nun sowohl im Betrieb als auch 
in der Berufsschule sicher und orien-
tiert fühlt. Gerade der Unterricht in 
der Berufsschule ist für Nicht-Mutter-
sprachler eine große Hürde bei der Ausbildung. Die bereits 
rund 100 Willkommensklassen an den beruflichen Schulen 
werden dringend benötigt, ebenso wie zusätzliche Unterrichts-
angebote in den Berufsschulen.

Hassan freut sich auf die neue berufliche Perspektive und 
auf die Chance, seine vorhandenen Erfahrungen als Back-
warenhersteller in Syrien in einem neuen Land sinnvoll an-
zuwenden. Kurz nachdem er Anfang 2015 nach Deutschland 
kam, wurde er als Flüchtling nach der Genfer Flüchtlingskon-

vention anerkannt. Somit erhielt er eine Aufenthaltserlaub-
nis für drei Jahre und darf fünf Jahren nach dem Asylantrag 
eine Niederlassungserlaubnis in Deutschland beantragen. Alle 
seine Verwandten sind in Syrien geblieben. Ihr Alter machte 
es ihnen unmöglich, den langen Weg auf sich zu nehmen. 

Nichtsdestotrotz fühlt sich Hassan in 
Deutschland wohl: Er hat hier viele 
Freunde gefunden und wohnt mit sei-
ner deutschen Partnerin zusammen. Sie 
war es, die ihn im Juni 2016 auf der 
Webseite von Work for Refugees als 
Ausbildungssuchender registriert hat. 
Im September 2016 wurde sein Pro-
fil für die Vakanz bei Weichardt Brot 
GmbH vorgestellt.

Das Projekt Work for Refugees des 
Paritätischen Wohlfahrtsverbands Ber-
lin und der Stiftung Zukunft Berlin 
vermittelt Flüchtlinge in Arbeits- und 
Ausbildungsplätze. Allein im Jahr 2017 

konnte das Projekt über 120 Geflüchtete vermitteln und hat 
darüber hinaus hunderte Bewerbungsgespräche ermöglicht. 
Die vom Projekt organisierten Jobbörsen haben insgesamt 
4500 Arbeitssuchende besucht.

Seit dem Projektstart im Oktober 2015 konnten mehr 
als 210 Geflüchtete vermittelt werden. Der Paritätische Ber-
lin möchte Menschen wie Hassan konkret dabei unterstützen, 
wieder auf eigenen Beinen zu stehen und sich selbst eine Exis-
tenz aufbauen zu können.� OLEKSANDRA CHURAY

Durch Arbeit wieder auf eigenen Beinen stehen
Hassan J. hat durch Work for Refugees eine Ausbildung gefunden

Warum wurde in der Pflege so viel geschrieben? 
Eine Reflexion zur Notwendigkeit der Entbürokratisierung

PFLEGE

Die Herausgeberin des Buches »Pflege-
dokumentation entbürokratisiert«, Dr. 
Christiane Panka, hat 1984 ein freiwilliges 
Soziales Jahr in einer stationären Pflegeein-
richtung absolviert und erlebte dabei eine 
Pflegedokumentation, die aus einem Buch 
bestand. In diesem Berichtebuch wurde 
festgehalten, was für die folgende Schicht 
zu berücksichtigen war. Dieses Vorgehen 
haben viele langjährig tätige Pflegekräfte 
noch gut in Erinnerung. Seitdem wurde 
in der Pflegedokumentation Bürokratie 
aufgebaut. Im Folgenden wird diese Ent-
wicklung nachgezeichnet.

Der Pflegeprozess wird Bestandzeit 
der Pflegeausbildung
Ab 1985 wurde in der reformierten 
Krankenpflegeausbildung der Pflege-
prozess gelehrt. Im sechsschrittigen 

Modell von Fiechter und Meier ist 
es der Schritt vier und im Modell der 
WHO Schritt zwei im Pflegeprozess. 
Die praktische Umsetzung der Pflege-
planung erfolgte entweder über ein 
Papierformular oder über eine Ein-
gabemaske in der EDV. Je nach Pflege-
modell bestand die Pflegeplanung aus 
12, bei aufwändigem Pflegen auch mal 
doppelt so vielen Seiten.

Die zu den Maßnahmen ge-
hörenden Durchführungsnachweise 
mussten, wenn sie in einer Papier-
dokumentation geführt wurden, jeden 
Monat neu abgeschrieben werden. 
Jede geplante Tätigkeit musste nach 
der Durchführung mit einem Hand-
zeichen bestätigt werden. Meist waren 
diese Bögen für einen Monat und für 
jeweils eine Schicht erstellt. In einem 
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Buchpräsentation »Pflegedokumentation entbürokratisiert« 
Veranstaltung zum Erscheinen des Fachbuches

Ende 2017 ist das Fachbuch »Pflegedokumentation 
entbürokratisiert. Reorganisation der Altenpflege 
mit dem Strukturmodell« erschienen. Darin be-
gleitet die Herausgeberin Dr. Christiane Panka, Re-
ferentin für ambulante Pflege und Hospize im Pari-
tätischen Wohlfahrtsverband Berlin, exemplarisch 
acht Einrichtungen der Altenpflege, Mitglieder 
des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes Berlin, 
bei der Einführung und Umsetzung des Struktur-
modells. Durch die Entbürokratisierung der Pflege-
dokumentation mit dem Strukturmodell wird die 
Anzahl der zur Dokumentation benötigten For-
mulare deutlich herabgesetzt und gleichzeitig die 
Fachlichkeit der Pflegekräfte gestärkt.
Am 21. Dezember wurde das Buch bei einer Ver-
anstaltung in der Landesgeschäftsstelle des Pari-
tätischen Wohlfahrtsverbandes Berlin präsentiert. 
Nach der Begrüßung durch Dr. Gabriele Schlimper, 
Geschäftsführerin des Paritätischen Berlin, gab 
die Herausgeberin Christiane Panka einen Einblick 

in die Inhalte des Buches. Übersichtlich legte sie dar, 
worauf das Strukturmodell basiert und wie die Büro-
kratisierung der Pflegedokumentation überhaupt ent-
standen ist.
Darauf folgte eine Podiumsdiskussion mit den an-
wesenden beteiligten Autorinnen der verschiedenen 
Einrichtungen über Motivation zur Einführung des 
Strukturmodells, die konkrete Durchführung und 
die Erfolge des Projektes in ihren jeweiligen Unter-
nehmen. Es wurden aber auch Hemmnisse und 
Schwierigkeiten bei der Einführung thematisiert. 
Es folgte ein reger Austausch zwischen Plenum und 
Podium. Die kurzweilige Veranstaltung endete in 
einem feierlichen Empfang mit Imbiss, bei dem die 
Anwesenden ihre Gespräche weiterführen konnten. 

Treffen zur Entbürokratisierung in der Pflege
In den Räumen des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes 
Landesverbandes Berlin e. V., Brandenburgische Stra-
ße 80, 10713 Berlin finden regelmäßige, offene Tref-

fen des »Netzwerk entbürokratisierte Pflege« statt, 
an denen sich interessierte aber auch aktuell in 
der Umstellung befindliche oder bereits entbüro-
kratisierte Einrichtungen treffen und austauschen 
können. Diese Treffen stehen allen Einrichtungen 
unabhängig der Trägerschaft offen, eine Ver-
bands-Mitgliedschaft ist nicht erforderlich. 

Drei-Schicht-System waren also min-
destens drei Bögen zur Bestätigung der 
durchgeführten Pflege in einer Akte 
zu finden und zu führen. Das Setzten 
von Handzeichen wurde jährlich rund 
408 Millionen Mal durchgeführt. Pro 
Bewohner einer stationären Pflegeein-
richtung fallen dabei im Durchschnitt 
neun Minuten pro Tag an. So wurde 
zum Beispiel nicht nur die Körper-
pflege am Waschbecken als Einzel-
leistung aufgeführt, sondern detailliert 
der Oberkörper, der Unterkörper und 
zum Beispiel die Hautpflege insgesamt.

Qualitätsprüfungen und ihre  
Auswirkungen
Im Pflegequalitätssicherungsgesetz 
wurde in den Paragrafen 80 und 80a 
SGB XI gefordert, dass eine zugelassene 
Pflegeinrichtung verpflichtet ist, Maß-
nahmen zur Qualitätssicherung zu er-
greifen und Prüfungen der Qualität in 
der Pflege zuzulassen. Eine Schwierig-
keit war das unterschiedliche Wissen der 
Prüfer. Der eine Prüfer hatte sich zum 
Beispiel gerade in einem Fachbereich 
spezialisiert und fragte zu diesem in-
tensiver und gab dazu Beratungen, im 
nächsten Jahr kam dann ein anderer 
Prüfer, der eventuell einen davon ab-
weichenden Schwerpunkt in der Fach-
lichkeit hatte und wieder anders be-
riet. Das stellte die Einrichtungen vor 
große Probleme. Oft wurden als Folge 
der Prüfungen Prozesse verändert und 
Dokumente angepasst, die im Folge-

jahr wieder rückgängig gemacht wer-
den mussten. Die Auswirkungen auf 
die Dokumentation mit dem Druck, 
für die Pflegedienstleitungen eine gute 
Prüfung absolvieren zu wollen, waren 
hoch.

Expertenstandards
Von der Pflegewissenschaft wurden 
über das Deutsche Netzwerk für Quali-
tätssicherung in der Pflege ab dem Jahr 
2000 diverse Expertenstandards ent-
wickelt. Expertenstandards erfreuen 
sich in der Pflege großer Anerkennung. 
Sie wurden bereits kurz nach dem Er-
scheinen bei Gerichtsverfahren als Ent-
scheidungsgrundlage angesehen. Als 
Konsequenz wurden zur Beurteilung 
von verschiedenen Themenbereichen 
Risikoeinschätzungsskalen, die in den 
jeweiligen Expertenstandards empfoh-
len wurden, eingeführt. Die Forderung 
nach der systematischen Beurteilung 
setzen viele Einrichtungen so um, dass 
das Verwenden der Skalen als Methode 
der Beurteilung fester Bestandteil der 
Pflegedokumentation wurde. Die Ska-
len wurden nun regelmäßig und nicht 
individuell genutzt.

Einfluss des Managements
Eine Hauptaufgabe der Leitungskräfte 
der Einrichtungen ist es, allen gesetz-
lichen und innerbetrieblichen An-
forderungen gerecht zu werden. Da-
durch stehen sie oft unter Zeitdruck 
und ihnen fehlt die Zeit, regelmäßige 

Kontrollen vor Ort durchzuführen. 
Dokumentation wird als Instrument 
zur Absicherung und trügerischer Be-
ruhigung eingesetzt. Als Beispiel soll 
hier das Berichtswesen genannt wer-
den. Verpflichtende Regelmäßigkeiten 
der Berichterstattung wurden festgelegt 
(zum Beispiel einmal pro Schicht oder 
einmal vor dem nächsten Dienstfrei). 
Durch diese Verpflichtung musste auch 
etwas geschrieben werden, wenn die 
pflegerische und mentale Situation sta-
bil und unverändert war. So entstand 
ein ausuferndes Berichtswesen.

Einfluss der Dokumentations-
anbieter
Der Einfluss auf die Dokumentation 
durch die Dokumentationsanbieter hat 
sich im Laufe der Zeit verändert. Unter-
nehmen, die neu auf den Markt kom-
men, bieten meist ein passgenaues An-
gebot für einen Anwendungsbereich 
an. Nach individuellen Kunden-
wünschen, entwickeln sie die Software 
mit der Zeit weiter und verkaufen diese 
an Neukunden als erweiterte Version. 
Die Neukunden denken oft, dass alles 
so dokumentiert werden muss, wie es 
die Firma anbietet, ohne zu reflektie-
ren, was wirklich notwendig ist, oder 
sie finden einfach Gefallen an den Zu-
satzteilen. Schon ist der Schreibauf-
wand größer geworden und die Pro-
gramme werden immer komplexer. Bei 
Dokumentationsanbietern, die Papier-
dokumentation verkaufen, ist der glei-

Wissenswertes
Nähere Informationen zu den Netzwerktreffen  
erhalten Sie bei :

Eva-Maria Riegel
Qualitätsmanagerin Pflege, 
Referat Pflege und Altenhilfe
Tel.: 030 86 001-503
E-Mail: riegel@paritaet-berlin.de



1. Quartal 2018	 PARITÄTISCHER RUNDBRIEF� 53

PFLEGE

che Effekt zu beobachten. Die Kataloge 
mit den Mustern an Dokumentations-
möglichkeiten werden immer umfang-
reicher.

Zeitliche und finanzielle 
Auswirkungen
Einige Studien haben die Verteilung 
der gesamten verfügbaren Arbeitszeit 
von Pflegekräften auf Bürokratie und 
auf sonstige Arbeiten untersucht. Da-
nach beträgt der Anteil der Arbeitszeit 
für Bürokratie, je nach Untersuchung, 
zwischen 13 und 58 Prozent der gesam-
ten Arbeitszeit. Im Pflegeheim wird pro 
Bewohner ein minimaler Zeitaufwand 
von 16 Minuten und ein maximaler 
Aufwand von 35 Minuten pro Tag an-

gegeben. Der finanzielle Aufwand für 
die Dokumentation wird jährlich auf 
2,7 Milliarden Euro beziffert. Das ent-
spricht zum Beispiel dem Hochwasser-
schutz einer ganzen Stadt. Am Stärks-
ten schlägt dabei mit 1,9 Milliarden 
Euro das Ausfüllen der Leistungsnach-
weise zu Buche.

Der Zeitdruck durch die über-
bordende Pflegedokumentation, den 
Personalmangel und eine ineffiziente 
Arbeitsorganisation kann ganz erheb-
liche Folgen für die Gesundheit der 
Pflegenden haben. Gerade die psychi-
schen Belastungen in der Pflege füh-
ren zu einer steigenden Anzahl krank-
heitsbedingter Ausfalltage. Im Jahr 
2012 waren psychische Störungen und 

Verhaltensstörungen in Berufen des 
Gesundheitswesens bei 11,6 Prozent 
der GKV-Versicherten deutlich über 
dem Durchschnitt von 7,9 Prozent der 
anderen Berufsgruppen. Sie nehmen 
über alle Wirtschaftszweige den höchs-
ten Wert ein. � DR. CHRISTIANE PANKA

Wissenswertes
Der Artikel ist in der CAREkonkret Nr. 6/18  
erschienen. Mehr zur Zeitschrift hier:  
www.carekonkret.net

Mehr zum Buch »Pflegedokumentation entbüro
kratisiert« zur Reorganisation der Altenpflege von  
Dr. Christiane Panka lesen Sie unter:  
http://bit.ly/2HV1l6h

Am 1. Januar 2018 sind durch das Dritte Pflege-
stärkungsgesetz einige Neuerungen vor allem für 
den Bereich der ambulanten Pflege in Kraft getreten. 

Bei ambulanten Pflegediensten und in stationären Pflege-
einrichtungen (Pflegeheimen) kontrolliert der Medizini-
sche Dienst der Krankenversicherung (MDK) im Auftrag der 
Landesverbände der sozialen Pflegekassen, ob die Pflegeein-
richtungen die vereinbarten Qualitätsstandards einhalten. 
Dazu prüft der Medizinische Dienst jährlich die Struktu-
ren, die Arbeitsabläufe sowie die Qualität der ambulanten 
Pflegedienste und der stationären Pflegeheime, die mit den 
Pflegekassen einen Vertrag nach dem elften Sozialgesetzbuch 
(Pflegeversicherungsgesetz) abgeschlossen haben. Die Ergeb-
nisse der MDK-Qualitätsprüfungen von Pflegeeinrichtungen 

bilden die Grundlage für die Ermittlung und Veröffent-
lichung von Pflegenoten. Nach welchen Kriterien die Ein-
richtungen bewertet werden, ist in den nun geänderten Quali-
tätsprüfungsrichtlinien (QPR) festgelegt. 

Neu eingeführt wurde zum 1. Januar 2018 die Qualitäts-
prüfungsrichtlinie häusliche Krankenpflege (QPR-HKP). Sie 
sieht eine jährliche Regelprüfung von Pflegediensten vor, die 
ausschließlich Leistungen nach dem fünften Sozialgesetzbuch, 
der sogenannten Behandlungspflege, erbringen. Im Vorder-
grund dieser Prüfungen stehen ärztlich verordnete Leistun-
gen wie beispielsweise die Gabe von Medikamenten oder die 
Versorgung von Wunden. Ebenso umfasst die neue QPR-
HKP sehr komplexe Maßnahmen wie die spezielle Kranken-
beobachtung rund um die Uhr bei Pflegebedürftigen, die einer 

Änderungen der Qualitätsprüfungen in der 
ambulanten Pflege
Serie »Pflege spezial« des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes Berlin

Ambulante Pflege in einer Wohngemeinschaft der VIA Pflege gGmbH�

FOTO: RAIS KHALILOV
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permanenten Interventionsbereitschaft durch eine Pflegefach-
kraft bedürfen, da sie beispielsweise beatmungspflichtig sind. 
Die Versorgung dieser Personen erfolgt häufig in Intensiv-
pflege-Wohngemeinschaften. Diese Art der Versorgung wird 
in der QPR-HKP besonders berücksichtigt. 

Da die Behandlungspflege einen immer größeren Stellen-
wert bei der ambulanten Versorgung einnimmt, wurden auch 
die bereits bestehenden Qualitätsprüfungsrichtlinien (QPR) 
für den ambulanten Bereich geändert. Bisher prüfte der Me-
dizinische Dienst dort jährlich die Qualität von Leistungen, 
die aufgrund eines Vertrags nach dem Pflegeversicherungs-
gesetz erbracht wurden. Dabei handelt es sich um Leistungen 
der Grundpflege wie beispielsweise das Waschen eines Pflege-
bedürftigen. Es wurden daher bisher nur Pflegebedürftige in 
die Prüfung miteinbezogen, die Leistungen nach dem SGB 
XI erhielten. 

Laut den angepassten QPR können nun auch Kunden 
mit Leistungen der Behandlungspflege gemäß SGB V ge-
prüft werden. Da diese Personengruppe nicht zwangsläufig 
pflegebedürftig sein muss, wurden in der neuen QPR die Be-
griffe »die Pflegebedürftige« beziehungsweise »der Pflege-
bedürftige« durch »versorgte Person« ersetzt und diese genau 
definiert. Bei der Auswahl der Stichprobe werden wie bisher 
Personen, die Sachleistungen nach dem SGB XI beziehen und 
zumindest körperbezogene Pflegemaßnahmen in Anspruch 
nehmen, auch zukünftig in folgender Zusammensetzung aus-
gewählt und in die Prüfung einbezogen: drei Personen aus 
dem Pflegegrad 2, drei Personen aus dem Pflegegrad 3 sowie 
zwei Personen zusammen aus den Pflegegraden 4 und 5. 

Ist unter den acht gezogenen Personen niemand, der spe-
ziell definierte Leistungen der häuslichen Krankenpflege wie 
Dekubitus-Behandlung oder Absaugung erhält, so ist eine 

Der Spitzenverband der gesetzlichen Krankenkassen 
hat den Leitfaden für Prävention aktualisiert. Erst-
mals sind in den Leitfaden resilienzfördernde An-

gebote für Kinder aus suchtbelasteten Familien ausdrück-
lich als Handlungsfeld aufgenommen worden. Damit kön-
nen Hilfeprojekte für Kinder aus Suchtfamilien Förderungen 
bei den gesetzlichen Krankenkassen beantragen. Auch Fort-
bildungen von Lehrkräfte, Erzieherinnen und Erziehern zum 
Thema Resilienzstärkung bei Kindern aus suchtbelasteten Fa-
milien sind künftig förderfähig. Im Leitfaden heißt es dazu im 
Kapitel 4 »Gesundheitsförderung und Prävention in Lebens-
welten nach Paragraf 20a SGB V«:

»Eine besonders vulnerable Zielgruppe sind Kinder aus 
suchtbelasteten Familien beziehungsweise aus Familien mit 
einem psychisch erkrankten Elternteil. Diese unterliegen 
einer hohen Gefährdung für die Entwicklung eines eigenen 
Suchtverhaltens beziehungsweise anderer psychischer und 
körperlicher Störungen. Krankenkassen fördern daher spe-
zielle präventive und gesundheitsfördernde Maßnahmen für 
die Zielgruppe Kinder suchtkranker beziehungsweise psy-

chisch erkrankter Eltern, die darauf zielen, die Resilienz 
der Kinder zu stärken, zum Beispiel im Rahmen von Spiel-
gruppen, Gesprächsangeboten, Einzelberatungen sowie erleb-
nispädagogischen Angeboten. Bei allen Aktivitäten sollte die 
Bildung verlässlicher und tragfähiger Beziehungen im Vorder-
grund stehen. Es sollte darauf hingewirkt werden, dass die von 
Sucht- oder anderen psychischen Problemen betroffenen El-
tern selbst therapeutische Hilfe in Anspruch nehmen. Im Ver-
weigerungsfall ist dies jedoch kein Hinderungsgrund für die 
Durchführung der an die Kinder gerichteten gesundheits-
förderlichen und präventiven Maßnahmen. Krankenkassen 
können ferner die Qualifizierung der pädagogischen Fach-
kräfte in Kitas und Schulen zur Resilienzstärkung von Kin-
dern aus suchtbelasteten Familien durch die Förderung ent-
sprechender Fortbildungen unterstützen.«

Krankenkassen fördern Hilfen für Kinder 
aus Suchtfamilien
Aktualisierter Leitfaden Prävention des GKV-Spitzenverbands

SUCHTHILFE

Wissenswertes
Hier finden Sie den aktualisierten Leitfaden für Prävention mit den einzelnen 
Kapiteln zum Download: http://bit.ly/2jDA0rS

Wissenswertes
Die aktuellen Fassungen der Qualitätsprüfungsrichtlinien wurden auf der Inter-
netseite des GKV-Spitzenverbandes veröffentlicht und können unter folgenden 
Links eingesehen werden:

http://bit.ly/2FgDFrs und http://bit.ly/2FU8Euq

weitere Stichprobeziehung notwendig. Die Stichprobe wird 
demnach so erweitert, dass die Qualität entsprechender Leis-
tungen geprüft werden kann. Für die Praxis bedeutet dies, 
dass bei Überprüfungen nun deutlich genauer geprüft werden 
muss, wer wo einzubeziehen beziehungsweise aufzulisten ist, 
um die geforderte Stichprobenziehung zu ermöglichen.

Des Weiteren wurden in den bereits bestehenden Quali-
tätsprüfungsrichtlinien die Regelungen zur Einwilligung bei 
der Inaugenscheinnahme der versorgten Person erweitert. 
Dies gilt sowohl für die ambulante wie auch die stationäre 
Versorgung. Bevor der Prüfer Einwilligung der versorgten 
Person einholt, muss er in verständlicher Weise über den Sinn 
und Zweck der Prüfung aufklären und dies auch schriftlich in 
geeigneter Form dokumentieren. Der Fokus liegt hier darauf, 
den freiwilligen Charakter der Teilnahme zu unterstreichen.

Die Änderungen der QPR beziehungsweise die neuen 
QPR-HKP sind lediglich ein Zwischenschritt auf dem Weg 
zu einer weitreichenden Reform der Qualitätsprüfungen im 
Pflegebereich, mit der insbesondere der mangelnden Aussage-
kraft der bisherigen Berichte entgegengewirkt werden soll. 

Ein neues System wird derzeit erarbeitet und wird voraus-
sichtlich ab 2019 und 2020 in den jeweiligen Bereichen in die 
Praxis umgesetzt. 

� EVA-MARIA RIEGEL, QUALITÄTSMANAGERIN PFLEGE, REFERAT PFLEGE UND ALTENHILFE
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RUBRIKSTRAFFÄLLIGEN- UND OPFERHILFE

Hand in Hand für die Opfer von Straftaten
Kooperation der Opferhilfe Berlin mit der Gewaltschutzambulanz der Charité

Opfer von Gewalt erhalten ab 
sofort in den Räumen der Ge-
waltschutzambulanz der Cha-

rité eine individuelle Beratung der 
Opferhilfe Berlin, nachdem sie ihre 
Verletzungen in der Gewaltschutz-
ambulanz haben dokumentieren las-
sen. Diese Beratung ist unabhängig 
von einer Anzeige und sie kann auf 
Wunsch auch anonymisiert durch-
geführt werden. Beraten werden Men-
schen jeden Alters, jeden Genders und 
jeder Herkunft. Die Ärztinnen der Ge-
waltschutzambulanz führen die ge-
richtsfeste Dokumentation auch in an-
deren Berliner Krankenhäusern durch. 
Auf Wunsch der Betroffenen berät die 
Opferhilfe dann direkt dort vor Ort.

Festliche Eröffnung des neuen  
Angebots
Das vierjährige Jubiläum der Berliner 
Gewaltschutzambulanz am 19. Feb-
ruar 2018 bildete den feierlichen Rah-
men für den Start der Inhouse-Be-
ratung der Opferhilfe. In Anwesenheit 
von Dirk Behrendt, Senator für Jus-
tiz, Verbraucherschutz und Antidis-
kriminierung, Vertreterinnen und Ver-
tretern der Senatsverwaltung für Justiz 
und vieler Netzwerkpartner wurde das 
Angebot offiziell eröffnet. Eva Schu-
mann, Geschäftsführerin der Opfer-

hilfe, betonte: »Die Barrieren, sich an 
eine Beratungseinrichtung zu wen-
den, sind insbesondere bei Betroffenen 
schwerer Gewalttaten oftmals sehr 
hoch. Durch das Angebot vor Ort er-
möglichen wir eine schnelle und fle-
xible Unterstützung.« Die Hilfe be-
inhaltet unter anderem die Vermittlung 
von Informationen über polizeiliche 
und gerichtliche Verfahren, die Unter-
stützung bei Antragstellungen, aber 
auch die so wichtige Stabilisierung der 
Betroffenen.

	
Eine offene Tür für Opfer von Ge-
walttaten
Justizsenator Dirk Behrendt wies in sei-
nem Grußwort darauf hin, dass die Fall-
zahlen von Opfern familiärer Gewalt in 
Berlin in den vergangenen Jahren ge-
stiegen sind, wobei sowohl Erwachsene 
als auch Kinder betroffen sind. Dem-
entsprechend hoch sei der Unterstüt-
zungs- und Beratungsbedarf. Mit den 
Angeboten der Gewaltschutzambulanz 
werde nicht nur den Betroffenen ge-
holfen, sondern auch zur Aufklärung 
und zur strafrechtlichen Verfolgung 
und Verurteilung der Täter beigetragen. 
Senator Behrendt ergänzte, dass die Ge-
waltschutzambulanz den Opfern eine 
offene Tür biete. »Mit dem heutigen 
Tag und dem ergänzenden Angebot 

der Inhouse-Beratung durch die Opfer-
hilfe wird diese Tür nun noch weiter ge-
öffnet«, so Behrendt.

Ein Kernanliegen der Opferhilfe 
Berlin ist es, mehr von einer Straf-
tat betroffene Menschen zu erreichen 
und den Zugang zu Hilfe und Unter-
stützung zu erleichtern. Laut Statistik 
nehmen in Berlin lediglich zehn Pro-
zent der Opfer von Straftaten Hilfs-
angebote in Anspruch. Die Informa-
tionen zu den Hilfsangeboten kom-
men noch immer bei zu wenigen 
Betroffenen an.

Dank der Erhöhung von Zu-
wendungsmitteln aus der Berliner 
Justizverwaltung wird der Verein zu-
künftig seine Beratungsangebote regel-
haft in den Räumen der Gewaltschutz-
ambulanz vorhalten. Wenn die Men-
schen eine Ambulanz aufsuchen, ist 
die Gewalterfahrung oft erst Stunden 
her. Die Opferhilfe bietet dann einen 
geschützten Rahmen, damit sich die 
betroffene Person stabilisieren kann. 
Dann stehen die Mitarbeitenden im 
weiteren Prozess zur Verfügung – mit 
Informationen, Unterstützungsan-
geboten und viel Raum, um über das 
Erlebte zu sprechen.

� JANINA KLEIN, OPFERHILFE BERLIN E. V.
� IRINA MEYER, PARITÄTISCHER WOHLFAHRTSVERBAND BERLIN

Feierlicher Eröffnung der Inhouse-Beratung der Opferhilfe in der Gewaltschutzambulanz� FOTO: VEIT ETZOLD



56	 PARITÄTISCHER RUNDBRIEF� 1. Quartal 2018

RUBRIKWIRKUNGSORIENTIERUNG

Wer bestimmt, was ein Kriterium für Erfolg ist?
Gespräch mit Thomas Grahn, Geschäftsführer des Albert-Schweitzer-Kinderdorf Berlin e. V. 
über die Kooperation mit der Phineo gAG

Im Pilotprojekt »Wirkungsorientierung« des Paritä-
tischen Berlin mit Phineo gAG hat Albert-Schweitzer-
Kinderdorf Berlin e. V. die internen Abläufe der Or-
ganisation und das eigene Dokumentationsver-
fahren in den Blick genommen. Anne Jeglinski, 
Leiterin der Geschäftsstelle Bezirke des Paritäti-
schen Berlin, sprach mit Geschäftsführer Thomas 
Grahn über seine Erfahrungen aus dem Projekt.

Anne Jeglinski: Herr Grahn, nach-
dem sich Ihre Organisation über meh-
rere Jahre mit dem Thema Wirkungs-
orientierung auseinandergesetzt hat: In 
welchem Zusammenhang finden Sie 
die Ansätze der Wirkungsorientierung 
sinnvoll? Wo können die Konzepte der 
Wirkungsorientierung Ihrer Meinung 
nach eingesetzt werden?

Thomas Grahn: Die Ansätze der 
Wirkungsorientierung sind für uns 
sinnvoll integrierbar, wenn das Thema 
»Qualifizierung in der Zusammen-
arbeit« im Zentrum steht. Zum Bei-
spiel wenn wir stärker darauf achten, 
was vom Jugendamt an die betreuende 
Einrichtung weitergegeben und kom-
muniziert wird. Das Gleiche gilt für die 
Zusammenarbeit mit den Eltern. Hier 
können wir verstärkt Methoden der 
Wirkungsorientierung anwenden.

Anne Jeglinski: Wirkungsorientierung 
kann also zur Qualifizierung dienen?

Thomas Grahn: Ja, aus meiner Sicht ist 
die Wirkungsorientierung ein interes-
santer Bestandteil von Prozessqualität. 
In unserer Einrichtung lautete die Frage 
ganz konkret: Wie können wir effekti-
ver Fallref lexionen durchführen? Man 
hat in jedem Hilfeplanverfahren ver-
schiedenste Zielvereinbarungen. Auf 
deren Grundlage schauen wir, wie wir 
vorangekommen sind, welche Poten-
ziale und Hindernisse es gibt und wel-
che methodischen Hilfen man ver-
wenden kann. Dem Thema haben wir 
uns mithilfe der Wirkungsorientierung 
systematisch so genähert, dass ein 
Schema entstand: Wir erleben, wenn 
wir danach vorgehen, wie wir uns ef-
fektiver zur Entwicklung der einzelnen 
Kinder und Jugendlichen verständigen 
können, die wir betreuen.

Anne Jeglinski: Es hört sich an, als 
sei der Prozess durch die Wirkungs-

orientierung systematischer und klarer 
geworden?

Thomas Grahn: Genau, es ging um die 
Systematisierung, um bestimmte Ab-
läufe von Fallberatungen. Dazu wird 
jetzt ein Handout erarbeitet. Wir haben 
ein Qualitätshandbuch, in dem alle 
unsere Schlüsselprozesse beschrieben 
sind, zu denen es auch methodische 
Hinweise gibt. Zum Schlüsselprozess 
der Fallbesprechung wird es demnächst 
zusätzlich Anregungen geben, wie man 
vorgehen kann, welche wichtigen As-
pekte unbedingt besprochen werden 
sollten und mit welchen methodischen 
Mitteln man Wissen vertiefen und an-
schließend weitergeben kann.

Anne Jeglinski: Sie verorten die 
Wirkungsorientierung als Erweiterung 
des Qualitätsmanagements.

Thomas Grahn: Ja, deshalb finde ich den 
Begriff des Wirkungsmanagers schwie-
rig. Meines Erachtens ist Wirkungs-
management ein Teilaspekt des Quali-
tätsmanagements.

Die Wirkungstreppe von Phineo 
kann ich bis zu einem bestimmten 
Punkt nachvollziehen, finde Sie danach 
aber problematisch. Ob Zielgruppen die 
Angebote akzeptieren, ihr Bewusstsein 
und ihre Fähigkeiten verändern, hängt 
nicht von uns allein ab. Ab Stufe 4 der 
Wirkungstreppe können externe Fak-
toren so massiv mit einwirken, dass die 
Wirkung durchaus auch negativ beein-
flusst wird. Zum Beispiel der Einfluss 
der Eltern: Wenn Kinder im Rahmen 
einer »Beurlaubung« ein Wochenende 
bei den leiblichen Eltern verbringen, 
die völlig andere pädagogische Werte 
leben, und die Kinder diese Zeit über-
wiegend vor dem Fernseher oder Com-
puter verbracht haben, stoßen wir an 
unsere Grenzen.

Anne Jeglinski: Sie würden sagen, dass ab 
Stufe vier die Ergebnisse nicht belegbar 
sind?

Thomas Grahn: Genau, für mich stimmt 
die Treppe ab Stufe vier dann nicht 
mehr, wenn sie suggeriert, es liege in der 
Macht der Einrichtung, bei einer ent-
sprechend guten Wirkungsorientierung 
diesen Weg zu ermöglichen. Dass ab 

dieser Stufe die Zielgruppe regelhaft 
ihr Handeln und damit ihre Lebenslage 
verändert, halte ich für Wunschdenken. 
Dass es in dieser Form gelingt, kenne 
ich nur aus Einzelfällen.

Es können also höchstens Gelin-
gensfaktoren bestimmt werden. Aber 
selbst wenn alle Gelingensfaktoren 
zusammenkommen, heißt das noch 
nicht, dass etwas in jedem Fall ge-
lingt, und wenn alle negativen Fakto-
ren zusammenkommen, heißt das noch 
nicht, dass es auf jeden Fall misslingt. 
Ich kann nur Wahrscheinlichkeiten be-
stimmen.

Anne Jeglinski: Im Prinzip kann man 
die Treppe also dafür nutzen zu formu-
lieren, welche Faktoren zum Gelingen 
beitragen können. Phineo selbst spricht 
nicht vom Messen, sie sprechen von 
analysieren.

Thomas Grahn: Wer allerdings Interesse 
daran hat, etwas messbar zu machen – 
und das ist in dieser Logik auch nach-
vollziehbar – ist der finanzierende Staat, 
in der Regel die Finanzverantwort-
lichen der zuständigen Behörden. Sie 
argumentieren: Ich habe hier eine be-
stimmte Menge Geld für soziale Arbeit 
zur Verfügung, und das bekommen die, 
die am effektivsten mit dieser schwieri-
gen Klientel arbeiten. Und um zu ent-
scheiden, wer das ist, brauche ich etwas 
Messbares. Wie aber weist man nach, 
was wodurch erreicht wurde?

Ich würde diese Finanzverantwort-
lichen gerne fragen, was für sie das Kri-
terium ist. Dass ein Kind Abitur ge-
macht hat, ist das sein höchstmöglicher 
Erfolg? Ich würde sagen: Schauen Sie 
sich an, welche Voraussetzungen die 
Kinder mitbringen. Wenn wir es schaf-
fen, diese Kinder zum Sekundarschul-
abschluss zu bringen, ist das für alle ein 
Riesenerfolg. Für die Kinder, die wir 
betreuen, ist es mitunter schon ein Er-
folg, wenn sie wieder regelmäßig und 
gerne zur Schule gehen.

Anne Jeglinski: Sie haben also Zwei-
fel, inwiefern man die Methoden der 
Wirkungsorientierung extern auf Ihre 
Zielgruppe anwenden kann, da die 
Gelingensfaktoren sehr schwer zu be-
stimmen und bei jedem einzelnen Kind 
anders sind?
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Thomas Grahn: Der Prozess, den wir 
über diese Auseinandersetzung mit 
Wirkungsorientierung verbessern kön-
nen, ist zum Beispiel die Fallreflexion. 
Wenn ich eine gute Fallreflexion habe, 
nutzt es dem Kind, da ich dann be-
stimmte Ergebnisse meines Handelns 
analysiert und hoffentlich Ursachen 
für Verhaltensformen besser verstanden 
habe. Das heißt, ich erhalte zusätz-
liche Hinweise über die Persönlichkeit 
des Kindes. Dort ist die Auseinander-
setzung mit der Wirkungsfrage sinnvoll.

Aber die Fallref lexion ist nur 
ein Baustein von vielen: Eltern, Ge-
schwister, Schule, Freunde, Frei-
zeit, Lehrstelle sind weitere. Für jeden 
Schlüsselprozess muss man sich mit 
dem gesamten System auseinander-
setzen. Nur weil in einem der Prozesse 
bestimmte Erfolge erzielt worden sind, 
ist das keine Garantie dafür, dass es 
auch insgesamt gut läuft. Die Wahr-

Das Thema Wirkungs-
orientierung hat für die so-
ziale Arbeit wachsende Be-

deutung. Dies war deutlich erkennbar 
bei der Informationsveranstaltung zur 
Weiterbildung »Wirkungsmanagement« 
am 25. Januar, zu der sich viele Interes-
sierte aus den Mitgliedsorganisationen 
des Paritätischen Berlin eingefunden 
hatten: Der Veranstaltungsraum bei 
der Phineo gAG war bis auf den letzten 
Platz besetzt.

Eingangs begrüßte Anne Jeglinski, 
Leiterin der Geschäftsstelle Bezirke des 
Paritätischen Berlin, die Interessier-
ten und sprach über Entstehung und 
Erfahrungen mit der relativ jungen 
Weiterbildung. Falk Wienhold, Projekt-
verantwortlicher beim Kooperations-
partner Phineo, stellte daraufhin den 
einjährigen Kurs im Detail vor. Ziel 
der Weiterbildung sei es, Wirkungs-
orientierung als Erweiterung des Quali-
tätsmanagements zu verankern.

Im Fokus der Veranstaltung stan-
den dann aber vor allem die Fragen der 
Interessierten. Dabei ging es auch um 
grundsätzliche Themen. So wollte eine 
Teilnehmende wissen: »Was kann ich 
in meiner Organisation mit Wirkungs-
orientierung überhaupt bewegen?« Hier 

scheinlichkeit ist gegeben, aber ich 
würde niemals behaupten, dass es si-
cher gelingt.

Anne Jeglinski: Wie würden Sie denn die 
Wirkung beziehungsweise den Erfolg 
Ihrer Arbeit feststellen?

Thomas Grahn: Das kann ich nicht er-
mitteln, ohne den konkreten bio-
grafischen Hintergrund des Kindes zu 
berücksichtigen. Was ist denn die Mess-
latte für erfolgreiche Schularbeit, eine 
selbstbewusste eigenständige Persön-
lichkeit? Für den einen ist es ein Erfolg, 
morgens aus dem Bett zu kommen und 
zur Schule zu gehen, unabhängig von 
den Leistungen in der Schule, für den 
andern, wenn er endlich einen Schulab-
schluss macht, Schwimmen gelernt hat, 
sich einigermaßen vernünftig ernährt, 
lernt, sein Taschengeld nicht am ers-
ten Tag auszugeben et cetera. Auch alle 

machte Frank Wienhold anhand kon-
kreter Beispiele aus der Praxis deutlich, 
dass durch Zielorientierung, Wirkungs-
analyse, interne Transparenz und eine 
gestärkte Lernkultur die Ergebnisquali-
tät der Organisationen deutlich ver-
bessert werden kann.

Vor allem Fragen nach den verfüg-
baren Plätzen trieben die Interessier-
ten um. Hier konnte Dilek Yüksel von 
der Paritätischen Akademie beruhigen: 
»Die Nachfrage ist so groß, dass noch 
2018 ein zweiter Kurs angeboten wird.« 
Hans-Jürgen Wanke vom Paritätischen 
Wohlfahrtsverband Berlin, ergänzte: 
»Wirkungsorientierung ist ein bundes-

kleinen Prozesse brauchen Sollwerte, 
es müsste hunderte von Skalen geben, 
immer in Relation zur Ausgangslage.

Bei uns sind bisweilen 80 Prozent 
der Unterbringungsanfragen Kinder-
schutzfälle. Das erste Ziel und die wich-
tigste Wirkung für uns ist es dann, Kin-
der vor Gewalt, vor Übergriffen und 
vor Verwahrlosung zu schützen und 
ihnen Sicherheit zu geben. Das biete 
ich mit dem Kinderdorf. Auf den ersten 
Blick kann man also sagen: Wir wirken 
auf jeden Fall. Aber das machen an-
dere Heimeinrichtungen ja auch. Dann 
müssten sie also zum nächsten Schritt 
gehen und fragen: Welche Maßnahmen 
und Prozesse wirken darüber hinaus im 
Kinderdorf besonders gut auf die Ent-
wicklung des Kindes? Ich denke, darauf 
können wir Antworten geben.

Anne Jeglinski: Herr Grahn, danke für 
das Gespräch!

weiter Trend. Deshalb werden auch für 
2019 definitiv Kurse angeboten.«

Der Paritätische Wohlfahrtsverband 
Berlin bietet Mitgliedsorganisationen 
deutlich vergünstigte Konditionen für 
die Teilnahme an der Weiterbildung 
zur Wirkungsmanagerin oder zum 
Wirkungsmanager. Die Weiterbildung 
Wirkungsmanagement beginnt im 
April 2018.� VOLKER BERG

Was kann Wirkungsorientierung in  
meiner Organisation bewegen?
Großes Interesse an der Informationsveranstaltung zur Weiterbildung »Wirkungsmanagement«

Wissenswertes
Mehr dazu lesen Sie hier:
www.paritaet-berlin.de/themen-a-z/themen-a-z-de-
tailansicht/article/wirkungsmanagement-2018.html

Informationen zur Weiterbildung in den Räumen von Phineo� FOTO: DILEK YÜKSEL
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Jetzt bewerben!
Wettbewerbe, Förderpreise und Spendenaktion

Bundesweiter Wettbewerb  
»Zuhause hat Zukunft« 2018
Alter ist ein Thema, das uns alle an-
geht. Aus diesem Grund setzt sich der 
Verein Wege aus der Einsamkeit für die 
Verbesserung der Lebensumstände alter 
Menschen und ihre Stellung in der Ge-
sellschaft ein. Ziel ist es, dass sich alte 
Menschen in Deutschland auf eine 
lange Lebenszeit freuen dürfen und die 
Möglichkeit haben, ihr Leben dauer-
haft selbst zu gestalten.

Es können sich unterschiedlichste 
Projekte bewerben, die das Leben im 
Alter freundlicher, fröhlicher und ge-
meinschaftlicher gestalten können und 
die es ermöglichen, so lange wie mög-
lich in den eigenen vier Wänden zu 
leben. Die vielen bundesweiten Vereine, 
Organisationen, Verbände und Hilfs-
einrichtungen brauchen Öffentlich-
keitsarbeit und Aufmerksamkeit. Dazu 
soll dieser Preis beitragen.

Alles zu den Teilnahmebedingungen und zur Bewer-
bung f inden Sie unter:  
www.zuhause-hat-zukunft.de/
Einsendeschluss ist der 30. April 2018.

Action!Kidz –  
Kinder gegen Kinderarbeit
Mit dem bundesweiten Wettbewerb 
»Action!Kidz – Kinder gegen Kinder-
arbeit« rufen die Kindernothilfe und 
Schirmherrin Christina Rau zu sozia-
lem Engagement auf. Als »Action!Kidz« 
setzen sich Schulklassen, Gemeinden 
oder Jugendgruppen intensiv mit 
der Ausbeutung von Kindern durch 
Kinderarbeit auseinander und engagie-
ren sich mit Aktionen für sie – in die-
sem Jahr für Kinderarbeiter in Sambia.

Ziel der Aktion ist, das uneigen-
nützige, soziale Engagement von Kin-
dern und Jugendlichen zwischen sechs 
und 14 Jahren zu unterstützen. Mit-
machen können Gruppen oder Einzel-
personen aus Schulen oder Gemeinden 
und anderen karitativen Gruppen in 
Begleitung eines Erwachsenen.

Die vollständigen Bewerbungskriterien f inden Sie 
unter: www.actionkidz.de
Die Bewerbungsfrist endet am 31. Juli 2018.

Primus des Jahres
Der mit 1000 Euro dotierte Pri-
mus-Preis wird monatlich von der Stif-
tung Bildung und Gesellschaft des 

Stifterverbandes verliehen. Gesucht 
werden jeden Monat Projekte zivil-
gesellschaftlicher Bildungsinitiativen 
mit Modellcharakter. Aus den im Laufe 
eines Jahres ausgezeichneten Initiativen 
wird der Primus des Jahres gewählt.

Die Auszeichnung richtet sich an 
kleinere, regionale, noch wenig be-
kannte Projekte, die mit einem gerin-
gen Budget unterwegs sind.

Mehr dazu f inden Sie unter:  
www.stiftung-bildung-und-gesellschaft.de/primus-
preis/
Bewerbungen sind fortlaufend möglich.

vdek-Zukunftspreis 2018
Unter dem Motto »vernetzt und mobil – 
mit digitalen Helfern die Versorgung 
stärken« schreiben die Ersatzkassen er-
neut einen mit 20.000 Euro dotierten 
Zukunftspreis aus. Gesucht werden in-
novative Ideen, Projekte und Best-Prac-
tice-Konzepte rund um das Thema Di-
gitalisierung in der medizinischen Ver-
sorgung. Bewerbungen können bis zum 
4. April 2018 beim vdek Verband der 
Ersatzkassen per Post oder E-Mail an 
zukunftspreis@vdek.com eingereicht 
werden.

Weitere Informationen unter:  
www.vdek.com/ueber_uns/vdek-zukunftspreis/
zukunftspreis_2018.html

Smart Hero Award
Facebook und die Stiftung Digitale 
Chancen schreiben 2018 erneut den 
Smart Hero Award aus. Mit dem Preis 
wollen die Veranstalter Menschen 
und Organisationen auszeichnen, die 
ihr ehrenamtliches und soziales En-
gagement erfolgreich in und mit So-
cial Media realisieren. In diesem Jahr 
steht der Smart Hero Award unter dem 
Schwerpunktthema »Gemeinschaft 
stärken« und wird in vier Kategorien 
vergeben. Die Bewertung der Wett-
bewerbsbeiträge erfolgt durch die Stif-
tung Digitale Chancen anhand eines 
objektiven Kriterienkatalogs und auf 
Basis ihrer langjährigen Erfahrungen 
in der Beurteilung von sozialem En-
gagement und Mediennutzungsver-
halten. Kriterien sind Idee und Kon-
zept, Zielgruppenansprache, Wirksam-
keit, Kreativität sowie Nachhaltigkeit 
Im Jubiläumsjahr wird das Preisgeld für 
den Award um ein Vielfaches auf 17.500 

Euro pro Kategorie erhöht. Davon ent-
fallen 10.000 Euro auf den ersten Platz, 
5000 Euro auf den zweiten und 2500 
Euro auf den dritten Platz. Darüber hi-
naus wird ein mit 5000 Euro dotierter 
Publikumspreis vergeben.

Die Bewerbungsfrist endet am 8. April 2018.
Weiterführende Informationen unter: www.smart-
hero-award.de

Ganz Plastisch. Bundesweiter 
Kreativ-Wettbewerb zu Teilhabe 
statt Ausgrenzung
Die Bundesvereinigung Lebenshilfe 
ruft in ihrem Kreativ-Wettbewerb Men-
schen mit und ohne Behinderungen 
dazu auf, Plastiken, Skulpturen, Appa-
rate und Installationen einzureichen, 
die sich mit den Themen Teilhabe und 
Ausgrenzung beschäftigen. »Ganz plas-
tisch« ist ein Wettbewerb für Bildhauer- 
oder Ingenieur-Amateure. Dies voraus-
gesetzt, sind alle Bürgerinnen und Bür-
ger eingeladen, sich am Wettbewerb zu 
beteiligen: immer-schon-Kreative und 
solche, die es werden wollen, Menschen 
mit und ohne Behinderung, in und 
außerhalb der Lebenshilfe, einzeln oder 
im Team, Beschäftigte in Werkstätten 
für behinderte Menschen (WfbM) und 
Familien, Wohnstätten- und Freizeit-
gruppen, Kollegenkreise und Nachbar-
schaften, Vereine und Mannschaften.

Die Preise werden während des 
Jubiläums-Festaktes »60 Jahre Lebens-
hilfe« im Oktober 2018 in Berlin über-
reicht; die fünf nominierten Beiträge 
dort ausgestellt.

Die Bewerbungsfrist endet am 30. April 2018.
Mehr erfahren Sie unter:  
www.lebenshilfe.de/GanzPlastisch/

Förderpreis »Helfende Hand«
Der Förderpreis »Helfende Hand – Preis 
des Bundesministeriums des Innern 
zur Förderung des Ehrenamtes im Be-
völkerungsschutz« würdigt Ideen und 
Konzepte, die Menschen für ein Ehren-
amt im Bevölkerungsschutz begeistern. 
Zudem zeichnet der Preis Unternehmen 
aus, die den freiwilligen Einsatz ihrer 
Mitarbeiter vorbildlich unterstützen. 
Die Bewerbungsphase läuft noch bis 
zum 31. Juli 2018. Anfang September 
werden die nominierten Projekte für 
2018 bekannt gegeben.

Mehr unter: www.helfende-hand-foerderpreis.de
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Fachgruppen und Arbeitskreise
Beim Paritätischen Wohlfahrtsverband treffen sich Fachgruppen (FG) und Arbeitskreise (AK). Termine und Informationen er-
halten Sie über paritaet-alsopfleg.de, im passwortgeschützten Extranet pariextra.de oder telefonisch.

FG Ältere Menschen Telefon: 8 60 01-501
Forum Jugendhilfeausschüsse JHA Telefon: 8 60 01-165
FG Menschen mit Behinderungen Telefon: 8 60 01-155
FG Psychiatrische und psychosoziale Versorgung Telefon: 8 60 01-555
FG Suchthilfe | AK Gesundheit | FG HIV, Aids, STI und Hepatitiden Telefon: 8 60 01-168
FG Krankenhäuser Telefon: 8 60 01-101
FG Sozialstationen Telefon: 8 60 01-503
FG Stationäre pflegerische Versorgung Telefon: 8 60 01-501
AK Soziale Beratung | AK § 67 SGB XII und Schuldnerberatung | AK Qualität § 67 SGB XII Telefon: 8 60 01-171
FG Familie, Frauen, Mädchen Telefon: 8 60 01-618
FG Kita | Integrations-AG Telefon: 8 60 01-179
FG Jugendberufshilfe | FG Hilfen zur Erziehung | FG Jugendarbeit Telefon: 8 60 01-165
FG Schulträger Telefon: 8 60 01-161
FG Betreuung Schulkinder | FG Schulbez. Jugendhilfe | AK Koordinierende Leitungen im Ganztagsbereich Telefon: 8 60 01-166
FG Migration Telefon: 8 60 01-177
AK Straffälligen- und Opferhilfe Telefon: 8 60 01-188
AK Kultur im Paritätischen Telefon: 8 60 01-183
AK Ehrenamtskoordination Telefon: 8 60 01-613
AK Selbsthilfe Telefon: 8 60 01-618
PR-Forum Telefon: 8 60 01-107/ -183

PARITÄTISCHE AKADEMIE BERLIN

Master of Arts »Sozialmanagement«
Weiterbildender berufsbegleitender Master-Studiengang

Am 12. November 2018 star-
tet wieder der Master of Arts 
»Sozialmanagement«. Die Alice 

Salomon Hochschule und die Paritä-
tische Akademie führen diesen praxis-
orientierten weiterbildenden Master-
studiengang bereits seit 18 Jahren in 
Kooperation durch. Das Fernstudium 
mit Präsenz- und E-Learning-Einheiten 
sowie unterstützendem Coaching 
ist eines der erfolgreichsten Studien-
angebote zu Sozialmanagement im 
deutschsprachigen Raum.
Die ersten vier Semester mit acht 
Präsenzwochen widmen sich dem Trai-
ning des Managementhandelns. Das 
fünfte Semester dient der Erstellung der 
Masterthesis und der Vorbereitung des 
Abschlusskolloquiums. Diese Struktu-
ren sind optimal auf die Studierbarkeit 
neben anspruchsvoller Berufstätigkeit 
ausgerichtet.

Bei Fragen berät Sie das Studiengangs-
team der Akademie gern:

Paritätische Akademie Berlin gGmbH
Johanna Brömer
Tucholskystr. 11
10117 Berlin
030 275 82 82-13
broemer@akademie.org

Informationsveranstaltung
Alle Informationen zum Master-Fern-
studiengang »Sozialmanagement«, 
der im November startet, erhalten Sie 
unverbindlich und im persönlichen 
Kontakt mit den Verantwortlichen 
des Studiengangs während unserer 
Informationsveranstaltung am 30. Mai 
2018.

Studienaufbau und -inhalte, Zu-
lassungsverfahren und vieles mehr 
werden erläutert und Sie erhalten 

einen ersten Eindruck vom Studien-
ort Paritätische Akademie Berlin in der 
Tucholskystraße 11 in 10117 Berlin.

Die Informationsveranstaltung be-
ginnt um 17:30 Uhr und dauert etwa 
eine Stunde. Im Anschluss haben die 
Verantwortlichen Zeit für Ihre indivi-
duellen Fragen.

Die Anzahl der Teilnehmenden ist 
begrenzt. Bitte melden Sie sich bis zum 
16. Mai 2018 per E-Mail unter der fol-
genden E-Mail-Adresse an: Johanna 
Brömer – broemer@akademie.org. Sie 
erhalten eine Anmeldebestätigung.

Wissenswertes
Weitere Informationen zum Studiengang finden Sie 
unter: www.akademie.org
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Paritätische Akademie Berlin 
Veranstaltungsinformationen April bis Juni 2018

Informationen zu den aufgeführten Veranstaltungen erhalten Sie bei: Paritätische Akademie Berlin, Telefon: 030 275 82 82-12, 
E-Mail: paritaetische@akademie.org. Soweit nicht anders angegeben, finden alle Veranstaltungen in Berlin statt.
Der erstgenannte Preis gilt für Seminarteilnehmer aus Mitgliedsorganisationen, der an zweiter Stelle genannte Preis für Seminarteilnehmer 
aus Nicht-Mitgliedsorganisationen.

April

Fundraising für lokale Initiativen und  
kleine Vereine
Nr.: 071887 | 13. April 2018
209 Euro / 239 Euro

Netzwerke gestalten und moderieren
Nr.: 091804 | 16. April 2018
179 Euro / 199 Euro

Resilienz fördern – Stärken stärken –  
Potenziale leben
Nr.: 071874 | 17. – 18. April 2018
359 Euro / 379 Euro

Implementierung des neuen Struktur-
modells zur Entbürokratisierung der Pflege-
dokumentation für Pflegedienstleitungen, 
Team- und Wohnbereichsleitungen
Nr.: 071891 | 17. – 18. April 2018
109 Euro / 129 Euro

Analphabetismus erkennen und richtig  
reagieren. 2. Sensibilisierungsworkshop 2018
Nr.: 7501802 | 17. April 2018
0 Euro / 0 Euro

Mensch ärgere dich nicht …
Nr.: 081802 | 18. April 2018
209 Euro / 249 Euro

Selbst.Bewusst.Sein in der Teamleitung
Nr.: 091857 | 23. – 24. April 2018
309 Euro / 359 Euro

Rollenwechsel ... und morgen Führungskraft. 
Angebot für (angehende) Leitungs-  
und Führungskräfte
Nr.: 091806 | 24. April 2018
489 Euro / 509 Euro

Praxisseminar Datenschutz-Grundver-
ordnung – Auswirkungen auf soziale  
Einrichtungen
Nr.: 071813 | 24. April 2018
229 Euro / 269 Euro

Basislehrgang PQ–Sys®. Die Basisausbildung 
im Qualitätsmanagement
Nr.: 081825 | 25. – 27. April 2018
890 Euro / 980 Euro

Grundlagen für die Arbeit  
mit Ehrenamtlichen
Nr.: 041802 | 27. April 2018
53 Euro / 65 Euro

Mai

Struktur und Funktion der ICF – International 
Classification of Functioning, Disability and 
Health
Nr.: 0281852 | 07. Mai 2018
95 Euro / 120 Euro

Moderationstraining
Nr.: 091805 | 07. Mai 2018
179 Euro / 199 Euro

Gesundheitsorientiertes Führen. Bestandteil 
erfolgreicher Führung – Gesundheit im Betrieb
Nr.: 071803 | 08. – 09. Mai 2018
259 Euro / 309 Euro

Struktur und Funktion der ICF – International 
Classification of Functioning, Disability and 
Health
Nr.: 0281853 | 14. Mai 2018
95 Euro / 120 Euro

Coaching-/Intervisionsgruppe für  
Kita-Leitungen
Nr.: 091832 | 17. Mai 2018
489 Euro / 509 Euro

Systemische Organisationsentwicklung/ 
-beratung 13. Ausbildungslehrgang zum/zur 
Organisationsberater/in
Nr.: 091820 | Beginn: 17. – 18. Mai 2018
5.190 Euro / 5.190 Euro

Fachberatung in Kindertagesstätten – Für 
pädagogische Fachkräfte in der Kinder- und 
Jugendhilfe
Nr.: 091828 | Beginn: 24. – 26. Mai 2018
1.500 Euro / 2.500 Euro

Pflegegradmanagement – Mit Wissen zum 
richtigen Pflegegrad
Nr.: 071832 | 28. Mai 2018
109 Euro / 169 Euro

Basisseminar Interne/r Auditor/in  
ohne Trainingsaudit
Nr.: 081826 | 29. Mai 2018
235 Euro / 259 Euro

Aufbauseminar Interne/r  
Auditor/in
Nr.: 081827 | 30. Mai 2018
235 Euro / 259 Euro

Rhetorische Tricks und ihre Abwehr –  
Logik, Argumentation, Schlagfertigkeit.
Die gelassene Art, sich zu  
behaupten
Nr.: 071870 | 31. Mai  – 01. Juni 2018
299 Euro / 349 Euro

Juni

Starke Eltern – Starke Kinder®  
Elternkursleiterschulung
Nr.: 091831 | 04. – 07. Juni 2018
459 Euro / 539 Euro

Arbeitsrechtliche Vorgaben im  
Einstellungsprozess und bei der  
Zeugniserteilung
Nr.: 081819 | 07. Juni 2018
229 Euro / 269 Euro

Verhandeln Sie schon oder feilschen  
Sie noch?
Nr.: 081817 | 11. – 13. Juni 2018
579 Euro / 699 Euro

Beobachten und bewerten in  
Auswahlverfahren
Nr.: 091809 | 11. Juni 2018
179 Euro / 199 Euro

2. Orientierungsworkshop  
ProGrundbildung 2018
Nr.: 7501812 | 11. Juni 2018
0 Euro / 0 Euro

Analphabetismus erkennen und  
richtig reagieren.  
3. Sensibilisierungsworkshop 2018
Nr.: 7501803 | 12. Juni 2018
0 Euro / 0 Euro
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SERVICE

Lebensmittel und mehr: 
PariSERVE ist Partner für den Einkauf
Vorteile für Mitglieder des Paritätischen Wohlfahrtsverbands Berlin

Gemeinschaftliche Nutzung ist 
heute wieder ein großes Thema: 
Man teilt sich das Auto beim 

Carsharing, die Werkzeug in der Nach-
barschaft oder die Gemüseernte beim 
Urban Gardening. Bei PariSERVE wird 
dieses Prinzip schon seit über 20 Jahren 
praktiziert. Mitglieder der PariSERVE-
Einkaufsgemeinschaft genießen die 
Vorteile und Vergünstigungen, die ein 
Zusammenschluss sozialer Organisatio-
nen mit gleichen Interessen bietet.

Gerade im Bereich der hauswirt-
schaftlichen Beschaffung stehen viele 
soziale Einrichtungen vor echten 
Herausforderungen. Produktangebote 
und Sortimente gestalten sich häufig 
kleinteilig und unübersichtlich. Preis- 
und Produktvergleiche verschlingen 
kostbare Arbeitszeit – hier kommt 
PariSERVE ins Spiel. Das Team von 
PariSERVE verhandelt Konditionen und 
Preise bei den angeschlossenen Lieferan-
ten und vertritt die Interessen der Ein-
kaufsgemeinschaft. Mit der Einkaufs-
gemeinschaft von PariSERVE können 

Sie Ihren Einkauf zentralisieren und ef-
fizienter gestalten – das vereinfacht vie-
les und spart Zeit und Kosten. Das viel-
fältige Angebot umfasst die ganze Sorti-
ments- und Lieferanten-Bandbreite für 
den hauswirtschaftlichen Bedarf. 

Nutzen Sie die Online-Preisanalyse 
auf www.pariserve.de/analyse
Jede Einrichtung ist einzigartig. 
Das gilt gerade auch für Ihren Be-
schaffungsbedarf. Deshalb hält Pari-
SERVE vielseitige Angebote und Lö-
sungen bereit. Sie nutzen beispielsweise 
auch regionale Partner vor Ort? Darauf 
müssen Sie nicht verzichten, wenn Sie 
über PariSERVE einkaufen. Die Liefe-
ranten der Einkaufsgemeinschaft lassen 
sich mit Angeboten aus Ihrer Region 
unkompliziert kombinieren. Lassen Sie 
sich vom PariSERVE-Team beraten.

Bundesweite Fortbildungs-
angebote machen den Unterschied
Hauswirtschaft und Gemeinschafts-
verpflegung sind gesetzlich stark reg-

lementiert, Verordnungen ändern sich, 
neue Vorgaben werden ergänzt. Umso 
wichtiger, dass Mitarbeiter regelmäßig 
geschult werden und ihr Fachwissen 
auf dem neuesten Stand ist. PariSERVE 
bietet bundesweit Fortbildungen und 
Seminare zum Thema Hauswirtschaft 
an. PariSERVE-Kunden besuchen die 
Fortbildungen zum halben Preis.

Über neue Partnerschaften oder 
Sonderaktionen informiert der Pari-
SERVE Newsletter. Zum Bestellen sen-
den Sie bitte eine E-Mail mit dem Be-
treff »Newsletter abonnieren« an info@
pariserve.de.

Über PariSERVE: 
PariSERVE gehört zum Paritäti-
schen Wohlfahrtsverband und unter-
stützt Mitgliedsorganisationen und so-
ziale Einrichtungen. PariSERVE ver-
steht sich als Teil des Paritätischen 
Wertebündnisses und arbeitet mit den 
Landesverbänden des Paritätischen und 
mit dem Paritätischen Gesamtverband 
zusammen. 

So funktioniert die Zusammenarbeit mit PariSERVE.

LIEFERANTEN SOZIALE 
EINRICHTUNGEN

Rahmenverträge
Fortbildungen

Beratung

Gemeinsam
mehr erreichen. 

Preisverhandlungen
Angebote

Bestellannahme
Lieferung
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STELLENBÖRSE

Stellen anbieten und finden über ParitätJob.de
Seit Ende 2016 ist unser speziell auf die Sozialbranche zugeschnittenes Stellenportal zur Jobsuche und 
Mitarbeitergewinnung online: ParitätJob.de

Inzwischen haben sich auch die Pa-
ritätischen Landesverbände Sach-
sen-Anhalt sowie Brandenburg der 

Plattform angeschlossen.
Grundgedanke des Fachportals 

ist es, gemeinsam mit den Mitglieds-
organisationen auf das Arbeitsfeld auf-
merksam zu machen und umfang-
reich darüber zu informieren sowie 
die vakanten Stellen zu bewerben. 
Der Ansatz des Portals: Wir bün-
deln Stellenausschreibungen der Mit-
gliedsorganisationen und schaffen ein 
umfangreiches Informationsangebot 
über Berufsprofile und Ausbildungs-
möglichkeiten in der Wohlfahrtspflege.

So präsentiert ParitätJob.de die 
Tätigkeitsbereiche des Paritätischen 
Wohlfahrtsverbands Berlin als span-
nendes, zukunftssicheres und attrakti-
ves Arbeitsfeld.

Über eine spezielle Crawler-Techno-
logie unseres Partners – der index Inter-
net und Mediaforschung GmbH – wer-
den die Stellenanzeigen der Mitglieds-
organisationen von deren Webseiten 
sowie aus Jobportalen und Print-Ti-
teln gesammelt und automatisch in der 
Stellenbörse des Fachportals gebündelt. 
Dank dieser Technologie ist das Stellen-
angebot von ParitätJob.de immer aktu-
ell und Sie als Mitgliedsorganisation 
haben keinerlei Aufwand mit dem 
Einstellen und Entfernen von Stellen-
angeboten.

Mitgliederbereich auf  
ParitätJob.de
Inzwischen ist auf dem Stellenportal 
des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes 
Berlin auch ein separater Bereich spe-
ziell für die Mitgliedsorganisationen 

online. Falls die Stellenangebote nicht 
über den automatischen Prozess in das 
ParitätJob-Portal gelangen, besteht ab 
sofort im passwortgeschützten Mit-
gliederbereich die Möglichkeit, Stellen-
angebote manuell in die Stellenbörse 
hochzuladen. Fordern Sie dazu bitte 
unter info@paritaetjob.de Ihre Zu-
gangsdaten an. Innerhalb des Mit-

gliederbereiches stehen Ihnen folgende 
Funktionen zur Verfügung:

·· Upload-Tool
·· Stellenanzeigengenerator
·· Anzeigenübersicht

Klicken Sie dazu auf die Schaltf läche 
»Eine Stellenanzeige hochladen«. 

Wichtiger Hinweis an unsere Mitglieder
Bitte überprüfen Sie von Zeit zu Zeit, ob Ihre Stellenanzeigen korrekt auf ParitätJob.de angezeigt werden. Falls Sie Ihre Anzeigen bei-
spielsweise auf Unter-Webseiten mit anderen URLs veröffentlichen, kann es sein, dass diese durch die Crawler-Technologie nicht er-
kannt werden. Bitte benachrichtigen Sie uns, wenn dies der Fall sein sollte – dann nehmen wir die entsprechenden Seiten in die Such-
funktion mit auf.

Stellenanzeigen, die längere Zeit unverändert auf Ihrer Webseite sind, rutschen in der Suchanzeige weiter nach unten. Wir empfehlen, 
Anzeigen gegebenenfalls leicht zu verändern beziehungsweise zu aktualisieren, damit sie wieder weiter oben angezeigt und leichter 
gefunden werden.
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STELLENBÖRSE

Wählen Sie dann über die Durch-
suchen-Funktion das entsprechende 
PDF-Dokument aus und tragen Sie den 
Stellentitel und den Einsatzort ein.

Im Mitgliederbereich steht neben 
dem Stellenanzeigen-Upload auch eine 
Übersicht über alle manuell hoch-
geladenen Stellenanzeigen zur Ver-
fügung. In der Übersichtsansicht kön-
nen die Stellenangebote, die Sie ma-
nuell hochgeladen haben, per Klick 
angesehen werden, bei Bedarf aber auch 
gelöscht oder deren Laufzeit verlängert 
werden. Ändern Sie dazu einfach das 
eingetragene Datum.

Stellenanzeigen selbst generieren
Die dritte Funktion im Mitglieder-
bereich – der Stellenanzeigen-
generator – ist vor allem für Mitglieds-
organisationen entwickelt worden, die 
nur wenige Kapazitäten für die Gewin-

Wir suchen Physiotherapeuten/innen als Kurs-
leiter/innen für unsere Bewegungsangebote
Deutsche Rheuma-Liga Berlin e. V.

Wir suchen ab sofort eine*n Erzieher*in für die 
Kinderfreizeiteinrichtung GraefeKids
Nachbarschaftshaus Urbanstraße

Sozialpädagog*in / Sozialarbeiter*in für  
TeenKom 
caiju – Verein für Chancengleichheit und Arbeits-
weltintegration von Jugendlichen e. V.

Praktikum 
Fokus e. V. – Verein für Familienarbeit

Offene Kinder- und Jugendarbeit
Berlin-Kreuzberg
Nachbarschaftshaus Urbanstraße

»Wohnscouting« 
Berlin-Kreuzberg
Nachbarschaftshaus Urbanstraße

Mitarbeiter*in für das Café Seidenfaden als Ko-
ordinatorin Ausbildung/ Büro und Verwaltung
Berlin-Mitte
FrauSuchtZukunft Verein zur Hilfe suchtmittelab-
hängiger Frauen e. V.

Wir bieten Arbeitsmöglichkeiten für sozial-
pädagogische Fachkräfte, Erzieher*innen und 
Psycholog*innen

K*I*D*S – Verein zur sozialpädagogischen und 
psychologischen Unterstützung von seelisch 
behinderten und von seelischer Behinderung 
bedrohten Kindern e. V.

Staatlich anerkannte ErzieherInnen (m/w) 
Berlin
Kinderhaus Berlin – Mark Brandenburg e. V.

Fahrer/Fahrerin für die Biotafel gesucht 
Freie Waldorfschule Kreuzberg

Pflegekraft (m/w)
Berlin-Köpenick
Sozialdienste der Volkssolidarität Berlin gGmbH

Erzieher/Facherzieher für Integration/Heil-/
Sonder-/Sozial- und Rehabilitationspädagogen 
(m/w)
Berlin
Lebenshilfe iKita gGmbH

Lehrerin / Lehrer für Mathematik / Physik
Berlin-Kreuzberg
Freie Waldorfschule Kreuzberg

Küchenkraft/Hauswirtschaftskraft für die Kita 
Dreikäsehoch
20h Berlin-Prenzlauer Berg KUBIBE.Berlin gGmbH

Fahrer (m/w) für die Anlieferung von Mittag-
essen
Berlin-Kreuzberg
Freie Waldorfschule Kreuzberg

Fahrer/Fahrerin für die Küche gesucht 
Freie Waldorfschule Kreuzberg

Erzieher/in / anerkannte pädagogische Fach-
kraft (46/17) 
Berlin-Friedrichshain
Orte für Kinder GmbH

Pflegefachkraft (m/w) 
Berlin-Steglitz
Reha-Steglitz gGmbH

Sie sind staatlich anerkannte Erzieher*in oder 
Kindheitspädagog*in
Mittelhof e. V.

Aus den VIA-Projekten – VIA Berlin
Verband für interkulturelle Arbeit VIA Regional-
verband Berlin/Brandenburg e. V.

Familientherapeut*in für sozial-
therapeutisches Lernprojekt »Courage«
Jugendwohnen im Kiez – Jugendhilfe gGmbH

Auszubildende (m/w) in der Altenpflege Berlin
Sozialdienste der Volkssolidarität Berlin gGmbH

Erzieher/in / Facherzieher/in für Integra-
tion oder anerkannte pädagogische Fachkraft 
(17/18)
Berlin-Friedrichshain
Orte für Kinder GmbH

Stellenmarkt sozial
Auszug von Anzeigen unserer Mitgliedsorganisationen auf ParitätJob.de

Wissenswertes
Für Fragen wenden Sie sich an:

Stefanie Regel, E-Mail: info@paritaetjob.de
Tel.: 030 390 88-193

nung neuer Mitarbeiter haben. Daher 
stellen wir mit dem Stellenanzeigen-
generator ein Tool zur Verfügung, über 
das in einem einfachen Schritt-für-
Schritt-Verfahren Stellenanzeigen gene-
riert werden können, die den heutigen 
Standards entsprechen.

Klicken Sie dazu auf die Schalt-
f läche »Eine Stellenanzeige erstellen«. 
Bevor die Erstellung beginnt, wird zu-
nächst über eine Liste mitgeteilt, wel-
che Dokumente und Informationen 
bereitgehalten werden sollten. In den 
weiteren Schritten werden der Stellen-
titel, der Einsatzort sowie die Aufgaben 
und Anforderungen abgefragt. Zu guter 
Letzt werden die Angaben zum Be-
werbungsverfahren sowie ein Ansprech-
partner hinterlegt. Im Anschluss kann 
die Stellenanzeige in einer Vorschau-
ansicht geprüft und noch einmal be-
arbeitet werden. Sind Sie mit dem Er-

gebnis zufrieden, kann das Inserat auf 
Ihrem PC gespeichert oder direkt in das 
ParitätJob-Portal hochgeladen werden.

Büroräume gesucht
Freier Träger der Familienförderung sucht 
Gewerbemieträume zur Nutzung als Büro 
für 8 Mitarbeiter/innen. Kleine Einzel-
zimmer und ein Gruppenraum wären vor-
teilhaft für den Beratungsauftrag – bis 
15 Kilometer im Umkreis von Stadtmitte, 
möglichst unter 14 €/qm.
Deutscher Familienverband, LV Berlin e.V., 
DFV.Berlin@web.de, 
Tel.: 030 453 00 117 |  Fax: 030 453 00 114.
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PARITÄTISCHES PERSONALFORUM

Paritätisches Personalforum
Unsere Weiterbildungen

Wir bieten Ihnen in den kommenden Monaten wieder interessante Weiterbildungsangebote an.

Sie interessieren sich für ein Thema? Nähere Informationen und die Möglichkeit zur Anmeldung finden Sie unter: 
www.paritaetisches-personalforum.de

Bei Fragen zu den Veranstaltungen und zum Anmeldeprozess wenden Sie sich bitte an:
Dilek Yüksel, Telefon: 030 275 82 82-16, E-Mail: yueksel@akademie.org

Unsere Weiterbildungen im April und Juni:

12. April 2018: 	 Aufhebungs- und Abwicklungsverträge
18. April 2018: 	 Datenschutz in Kitas, Schulen und Vereinen
20. April 2018: 	 Die Sozialversicherungspflicht für Werk-/Studenten, Familienangehörige und Praktikanten
24. April 2018: 	 Workshop Datenschutz Grundverordnung für erfahrene Datenschutzbeauftragte
25. April 2018: 	 Berufliche Zusatzqualifikation zum Datenschutzbeauftragten in sozialen Einrichtungen.
	 Vermittlung des geforderten Fachwissens zum Datenschutzrecht und zur Datenschutzpraxis 
	 (Art.37 Abs. 5 DS-GVO)
5. Juni 2018: 	 Austausch- und Vernetzungstreffen für (Lohn-)Buchhalter/innen
6. Juni 2018: 	 Einsatz Dritter im Betrieb – Arbeitnehmerüberlassung, Werkvertrag und Honorarvertrag
8. Juni 2018: 	 Betriebliche Gesundheitsförderung in Zeiten eines zunehmenden Fachkräftemangels.
	 Welche Argumente sprechen dafür?
11. Juni 2018: 	 Minijobs in Privathaushalten und im gewerblichen Bereich
12. Juni 2018: 	 Praxisworkshop für Lohnbuchhalter/innen
19. Juni 2018: 	 Gesetzliche und private KV im Überblick: Grundlagenwissen und Abgrenzung
20. Juni 2018: 	 Krankheitsbedingte Kündigung
26. Juni 2018: 	 Die europäische Datenschutz-Grundverordnung – neue Pflichten für soziale Einrichtungen

Neuer Internet-Auftritt des Paritätischen Personalforums
Vielseitige Weiterbildungsangebote für Mitgliedsorganisationen

Seit kurzem ist der Internet-Auf-
tritt des Paritätischen Personal-
forums für Interessierte aus den 

Mitgliedsorganisationen wieder on-
line erreichbar. Unter der Adresse 
www.paritaetisches-personalforum.de 
finden Mitgliedsorganisationen ein brei-
tes Angebot an Weiterbildungen und 
Seminaren zu einer großen Bandbreite 
an Themen vor. Die neu überarbeitete 
Webseite ermöglicht es den Mitglieds-
organisationen, schon einmal vor dem 
Start einer komplett neu gestalteten 
Webseite auf Kurse und Seminare zu-
zugreifen.

Das Paritätische Personalforum ist 
jetzt an die Paritätische Akademie, die 
Fort- und Weiterbildungseinrichtung des 
Paritätischen Wohlfahrtsverbands Ber-
lin angegliedert. Das Spektrum an Fort-

bildungen umfasst unter anderem An-
gebote in den Bereichen Arbeits-, Tarif- 
und Rentenrecht, Beteiligungsrechte des 
Betriebsrats, betriebliche Altersvorsorge, 
Gesundheitsmanagement und -förde-

rung, Datenschutz sowie allgemeine 
Rechtsgrundlagen.

Über das Personalforum
Das Paritätische Personalforum ist 
ein Weiterbildungsangebot des Pari-
tätischen Wohlfahrtsverbands Berlin 
im Bereich Personal, das Mitglieds-
organisationen des Paritätischen Ber-
lin zur Qualifizierung dient. Darü-
ber hinaus sind uns externe Interes-
senten jederzeit willkommen. Ziel des 
Personalforums ist es, Vorstände, Ge-
schäftsführungen, Verantwortliche im 
Bereich Personal   sowie sonstige Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter quali-
fiziert und praxisnah zu schulen.

Wissenswertes
Mehr unter: www.paritaetisches-personalforum.de

Webseite des Paritätischen Personalforums
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PARITÄTISCHES BILDUNGSWERK

Paritätisches Bildungswerk 
Landesverband Brandenburg e. V.

Informationen zu den aufgeführten Veranstaltungen erhalten Sie beim Paritätischen Bildungswerk LV Brandenburg e. V., Stephenson-
straße 24-26, 14482 Potsdam, Telefon: 0331 748 18-75, Fax: 0331 748 18-77. Alle Veranstaltungen finden in den Räumen des Paritätischen Bil-
dungswerks Brandenburg in Potsdam statt. 

Unser Bildungsprogramm für 2018 ist auf unserer Homepage pbw-brandenburg.de online.
Sie erhalten dort ausführliche Informationen, auch zu den hier genannten Themen. Anmeldungen sind dort direkt möglich. 

Für Fragen erreichen Sie das Paritätische Bildungswerk unter 0331 748 18-75 oder pbw@bildung-paritaet-brb.de.

März 2018

Bewegung und Tanz in Pflegeeinrichtungen | 
Sem.-Nr.: 18-606 | 23. März  und 02. Mai 2018  
(2 Tage) | 170 Euro

Der gesetzliche Mindestlohn – Aktuelle  
Auswirkungen auf soziale Einrichtungen | 
Sem.-Nr.: 18-109 | 
26. März 2018  | 110 Euro

Zertifikatskurs: Beraterin für  
Inklusionsprozesse | Kurs-Nr.: 18-228 |  
Kursbeginn: 27. März 2018 | 2600 Euro

April 2018

Work-Life-Balance ganz praktisch |  
Sem.-Nr.: 18-400 | 09. – 10. April  und 9. Mai 2018 
(3Tage) | 285 Euro

Autismus – Eine Einführung |  
Sem.-Nr.: 18-707 | 09. April 2018  | 110 Euro

Anfängerfehler in der Suchtarbeit |  
Sem.-Nr.: 18-806 | 10. April 2018  | 100 Euro

Textilien – Sich wohl fühlen in der »zweiten 
Haut« und die Gesundheit schützen |  
Sem.-Nr.: 18-501 | 11. April 2018  | 110 Euro

Gehirn und Körperintegration bei Menschen 
mit schweren Behinderungen |  
Sem.-Nr.: 18-708 |  
12. – 13. April 2018  | 190 Euro

Zertifikatskurs: Fachbetreuer*in für  
Autismus | Kurs-Nr.: 18-701 |  
Kursbeginn: 16. April 2018  | 950 Euro

Mein*e Mitarbeiter*in hat sich verändert | 
Sem.-Nr.: 18-110 | 17. – 18. April 2018  | 220 Euro

Methoden der Baby- und Kindermassage | 
Sem.-Nr.: 18-902 | 17. April 2018  | 90 Euro

Geriatrische Krankheitsbilder |  
Sem.-Nr.: 18-607 | 19. April 2018  |  
95 Euro

»Süchtige Kinder« – Wie können wir sie  
erreichen und unterstützen? |  
Sem.-Nr.: 18-903 | 19. – 20. April 2018  | 180 Euro

Palliative Care – Sterbende im Leben  
begleiten | Sem.-Nr.: 18-608 | 20. April 2018  |  
95 Euro

Zertifikatskurs: Praxisanleitung  
Heilerziehungspflege/Heilpädagogik |  
Kurs-Nr.: 18-700 |  
Kursbeginn: 23. April 2018  | 980 Euro

Nahrungsverweigerung, Mangeler-
nährung – Expertenstandard »Ernährungs-
management«  | Sem.-Nr.: 18-609 |  
24. April 2018  | 95 Euro

Reform der Pflegeversicherung: PSG II  
und III  | Sem.-Nr.: 18-610 | 25. April 2018  |  
95 Euro

SIS – für Anwender! Entbürokratisierung der 
Pflegedokumentation  | Sem.-Nr.: 18-611 |  
25. – 26. April 2018  | 270 Euro

Personalauswahl und Mitarbeiter-
beurteilung – wichtige Elemente der 
Personalentwicklung!  |  
Sem.-Nr.: 18-111 | 25. – 26. April 2018  |  
270 Euro

Yoga auf dem Stuhl  | Sem.-Nr.: 18-401 |  
26. April 2018  | 100 Euro

Meditation – in der Ruhe liegt die Kraft  | 
Sem.-Nr.: 18-402 | 27. April 2018  | 100 Euro

Wertschätzende Kommunikation  |  
Sem.-Nr.: 18-270 | 27. April  und 01. Juni 2018  
(2 Tage) | 195 Euro

Mai 2018

Kultur- und traumasensibler Umgang mit  
Geflüchteten | Sem.-Nr.: 18-202 |  
03. – 04. Mai 2018  | 200 Euro

Geistige Behinderung – was ist das eigent-
lich und wie geht man damit um?  |  
Sem.-Nr.: 18-709 | 03. – 04. Mai 2018  | 220 Euro

Zufrieden und gesund im Beruf älter  
werden  | Sem.-Nr.: 18-203 | 07. – 08. Mai 2018  | 
210 Euro

Waschen wir nur oder pflegen wir schon?  | 
Sem.-Nr.: 18-612 | 08. Mai 2018  | 95 Euro

Leichte Sprache?  | Sem.-Nr.: 18-204 |  
08. – 09. Mai 2018  | 200 Euro

Selbstheilungskräfte aktivieren  |  
Sem.-Nr.: 18-403 | 14. Mai 2018  | 100 Euro

Ernährungstherapeutische Begleitung von 
Menschen mit geistiger Behinderung  | 
Sem.-Nr.: 18-710 | 15. Mai 2018  | 95 Euro

Grenzen setzen  | Sem.-Nr.: 18-809 |  
17. – 18. Mai 2018  | 190 Euro

Umgang und professionelle Beratung von 
Menschen mit Behinderungen  |  
Sem.-Nr.: 18-809 | 18. Mai 2018  | 100 Euro

Elternarbeit kooperativ gestalten  | 
 Sem.-Nr.: 18-711 | 18. Mai 2018  | 110 Euro

Augentraining: Die Augen fit halten!  | 
Sem.-Nr.: 18-404 | 22. Mai 2018  | 100 Euro

Stress und Stressbewältigung bei Hort-
kindern  | Sem.-Nr.: 18-906 | 22. – 23. Mai 2018  | 
180 Euro
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Name Bereich/Funktion Telefon Fax Mail

John, Prof. Barbara Vorstandsvorsitzende -182 -260 john@paritaet-berlin.de

Name Bereich/Funktion Telefon Fax Mail

Abend, Ronald Catering -105 -110 abend@paritaet-berlin.de

Adler-Goerick, Sabine Verwaltungsleitung -112 -240 adler-goerick@paritaet-berlin.de

Berg, Volker Projekt Öffentlichkeitsarbeit / Landesverband, Akademie -129 -140 berg@paritaet-berlin.de

Bodrow, Margita Stiftungsmittel -125 -210 bodrow@paritaet-berlin.de

Böckel, Sabine vom Drittmittel -121 -240 boeckel@paritaet-berlin.de

Bußler, Anett Mitgliederdatenbank -154 -240 bussler@paritaet-berlin.de

Drees, Heike Ref. Suchthilfe / Gesundheit / HIV, Aids -168 -220 drees@paritaet-berlin.de

Engel, Petra Presse- und Öffentlichkeitsarbeit -107 -140 engel@paritaet-berlin.de

Freitag, Andrea Empfang -200 -110 info@paritaet-berlin.de

Grof, Martina Catering -105 -110 grof@paritaet-berlin.de

Groß, Heike Sekr. Menschen mit Behinderungen, Soziales, 
Straffälligen- und Opferhilfe, Schuldner- und allgemeine 
Sozialberatung

-172 -210 gross@paritaet-berlin.de

Herchner, Claudia Sekr. Geschäftsführung -102 -260 herchner@paritaet-berlin.de

Hoyer, Martin Stv. Geschäftsführer -108 -260 hoyer@paritaet-berlin.de

Kriebel, Elvira Ref. Schulbezogene Jugendhilfe -166 -220 kriebel@paritaet-berlin.de

Lange, Bettina Zuwendungsberatung / Stiftungsmittel -124 -210 lange@paritaet-berlin.de

Meyer, Irina Ref. Straffälligen- und Opferhilfe, Schuldner- 
und allgemeine Sozialberatung

-188 -210 meyer@paritaet-berlin.de

Mohr, Sabina Sekr. Jugendhilfe / Schulbezogene Jugendhilfe -165 -220 mohr@paritaet-berlin.de

Mokanska, Ewa Empfang -200 -110 info@paritaet-berlin.de

Peretz, Nina Stv. Leiterin Presse- und Öffentlichkeitsarbeit -123 -140 peretz@paritaet-berlin.de

Pohl, Ulrike Ref. Menschen mit Behinderungen -155 -210 pohl@paritaet-berlin.de

Radtke, Sabine Referat Kinder und Kindertagesstätten -178 -220 radtke@paritaet-berlin.de

Ratzek, Alida Sekr. Suchthilfe / HIV Aids / Gesundheit / Migration -169 -220 ratzek@paritaet-berlin.de

Riesmeier, Yvonne Finanzbuchhaltung -113 -240 riesmeier@paritaet-berlin.de

Rose-Kotsch, Petra Sekr. Geschäftsführung / Aufnahmen -103 -260 rose-kotsch@paritaet-berlin.de

Schlimper, Dr. Gabriele Geschäftsführerin -101 -260 schlimper@paritaet-berlin.de

Schmid, Rita Presse- und Öffentlichkeitsarbeit -183 -140 schmid@paritaet-berlin.de

Schödl, Regina Ref. Soziales -171 -210 schoedl@paritaet-berlin.de

Spöhr, Holger Ref. Migration -177 -220 spoehr@paritaet-berlin.de

Stoll, Sandra Sekretariat Kinder und Kindertagesstätten / Schule -163 -220 stoll@paritaet-berlin.de

Thielen, Dorothee Referat Kinder und Kindertagesstätten -179 -220 thielen@paritaet-berlin.de

Wachholz, Chris Drittmittel / Praktikanten -127 -240 wachholz@paritaet-berlin.de

Wanke, Hans-Jürgen Personal / Organisationsberatung -186 -260 wanke@paritaet-berlin.de

Wischnewski-Ruschin, Torsten Referat Kinder und Kindertagesstätten / Schule -167 -220 wischnewski-ruschin@paritaet-berlin.de

Zagidullin, Anna Ref. Jugendhilfe / Frauen -162 -220 zagidullin@paritaet-berlin.de

Zauter, Kathrin Leiterin Presse- und Öffentlichkeitsarbeit -175 -140 zauter@paritaet-berlin.de

Personalbüro Personalverw. (Sprechstunde mittwochs) -135 -240 personalbuero@paritaet-berlin.de

Tagungsraum E.04: -117 | Tagungsraum E.05: -118 | Tagungsraum E.06: -119 | Tagungsraum 1.14 -274 | Tagungsraum 5.04: -115 | Keller: -196

Telefonverzeichnis Paritätischer Berlin
Paritätischer Wohlfahrtsverband Berlin
Brandenburgische Str. 80
10713 Berlin

Standort Brandenburgische Straße

Telefon: 	030 8 60 01 0
Fax: 	 030 8 60 01 110

info@paritaet-berlin.de
paritaet-berlin.de
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Standort Name Telefon / Fax Mail

Brandenburgische Str. 80, 10713 Berlin Fax: 8 60 01 240

Wanke, Hans-Jürgen (Geschäftsführung) 8 60 01 186 wanke@paritaet-berlin.de

Tucholskystr.11, 10117 Berlin Fax: 27 59 41 44

Brosk, Ariane 275 82 82-25 brosk@akademie.org | finanzen@akademie.org

Brömer, Johanna 275 82 82-13 broemer@akademie.org

Gallander, Stefanie 275 82 82-26 gallander@akademie.org

Hesse, Solveig 275 82 82-27 hesse@akademie.org

Kant, Ina 275 82 82-28 kant@akademie.org

López Illescas, Isabel (Sekretariat) 275 82 82-12 paritaetische@akademie.org | lopez@akademie.org | info@akademie.org

Raumbuchung/Catering 275 82 82-18 raumbuchung@akademie.org

Stapf-Finé, Heinz 275 82 82-20 stapf-fine@akademie.org 

Steinmetz, Susanne 275 82 82-14 steinmetz@akademie.org

Strittmatter, Viola 275 82 82-24 strittmatter@akademie.org

Thurner, Rudi 275 82 82-16 thurner@akademie.org

Wagner, Isabelle 0162-201 84 99 i.wagner@akademie.org

Yüksel, Cengizhan 0162 202 86 11 c.yueksel@akademie.org

Yüksel, Dilek 275 82 82-17 yueksel@akademie.org

Name Bereich / Funktion Telefon Fax Mail

Abou Ammar, Maen Work for Refugees -686 -660 hanjohr@paritaet-berlin.de

Churay, Oleksandra Work for Refugees -688 -660 hanjohr@paritaet-berlin.de

Hanjohr, Simone Sekretariat -600 -660 hanjohr@paritaet-berlin.de

Hettler, Julia Bezirksbeauftragte für Mitte, Reinickendorf und Spandau -619 -660 hettler@paritaet-berlin.de

Jeglinski, Anne Leiterin der Geschäftsstelle Bezirke, 
Bezirksbeauftragte für Steglitz-Zehlendorf

-601 -660 jeglinski@paritaet-berlin.de

Kalla, Karina Sekr. Stationäre Pflege und Altenhilfe, 
Sekr. Ambulante Pflege und Hospize

-500 -550 kalla@paritaet-berlin.de

Lüderitz, Alke Sekr. Psychiatrie/Queere Lebensweisen, 
Sekr. Familie, Frauen, Mädchen

-556 -550 luederitz@paritaet-berlin.de

Panka, Dr. Christiane Ref. Ambulante Pflege und Hospize -502 -550 panka@paritaet-berlin.de

Peth, Christian Bezirksbeauftragter für Charlottenburg-Wilmersdorf, 
Friedrichshain-Kreuzberg und Pankow

-616 -660 peth@paritaet-berlin.de

Pleyer, Markus Bezirksbeauftragter für Lichtenberg und 
Marzahn-Hellersdorf

-623 -660 pleyer@paritaet-berlin.de

Riegel, Eva-Maria Qualitätsmanagerin Pflege -503 -550 riegel@paritaet-berlin.de

Reumschüssel-Wienert, Christian Ref. Psychiatrie/Queere Lebensweisen -555 -550 reumschuessel@paritaet-berlin.de

Sievert, Christian Referent Offene Jugendarbeit und Bezirksbeauftragter für 
Treptow-Köpenick

-613 -660 sievert@paritaet-berlin.de

Zobel, Dr. Oliver Ref. Stationäre Pflege und Altenhilfe -501 -550 zobel@paritaet-berlin.de

menninger@paritaet-berlin.deStiftung Parität Berlin
Brandenburgische Straße 80, 10713 Berlin

Telefon: 	030 8 60 01 104
Fax: 	 030 8 60 01 260

Telefonverzeichnis der Paritätischen Akademie
Paritätische Akademie Berlin gGmbH, Tucholskystr. 11, 10117 Berlin

Standort Kollwitzstraße, Kollwitzstraße 94 – 96, 10435 Berlin
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